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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2011

33. Verordnung
zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungs-

gebührenordnung
Vom 25. April 2017

Auf Grund des §  2 Absatz  2 des Gebührengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. August 1999 (GV. NRW. S.  524) 
verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

Der Allgemeine Gebührentarif der Allgemeinen Verwal-
tungsgebührenordnung vom 3. Juli 2001 (GV. NRW. 
S. 262), die zuletzt durch Verordnung vom 13. Dezember 
2016 (GV. NRW. S.  1100) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

 1.   Der Tarifstelle 2.9.5.9 werden folgende Buchstaben e 
und f angefügt:

  „e) Feststellung, dass ein Händler beziehungsweise 
Importeur ein harmonisiertes Bauprodukt auf dem 
Markt bereitstellt beziehungsweise in Verkehr ge-
bracht hat ohne sich vergewissert beziehungsweise 
sichergestellt zu haben, dass ihm die CE-Kennzeich-
nung beziehungsweise die erforderlichen Unterlagen 
beigefügt sind und Hinwirken auf Beseitigung dieses 
Mangels.

  Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Je angefangene Stun-
de sind für die Berechnung die vom für Inneres zu-
ständigen Ministerium veröffentlichten, jeweils gül-
tigen Stundensätze (Richtwerte) zugrunde zu legen; 
jedoch mindestens Euro 50

  f) Feststellung, dass ein Händler beziehungsweise 
Importeur ein harmonisiertes Bauprodukt auf dem 
Markt bereitstellt beziehungsweise in Verkehr ge-
bracht hat ohne sich vergewissert beziehungsweise 
sichergestellt zu haben, dass der Hersteller und der 
Importeur die Anforderungen von Artikel 11 Absätze 
4 und 5 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für 
die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABl. L 
88 vom 4.4.2011, S.  5) beziehungsweise der Impor-
teur die Anforderungen von Artikel 13 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr.  305/2011 erfüllt haben und 
Hinwirken auf Beseitigung dieses Mangels.

  Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Je angefangene Stun-
de sind für die Berechnung die vom für Inneres zu-
ständigen Ministerium veröffentlichten, jeweils gül-
tigen Stundensätze (Richtwerte) zugrunde zu legen; 
jedoch mindestens Euro 50“.

 2.   Die Tarifstellen 8.1 bis 8.1.5.2 werden durch die fol-
genden Tarifstellen 8.1 bis 8.1.1.20 ersetzt:

„8.1
Forstangelegenheiten

8.1.0 
Ermittlung des Verwaltungsaufwands, Aufschläge 
und Versäumnisgebühren

8.1.0.1
Sofern im Folgenden die Tarifstellen 8.1.1 bis 8.1.2.10 
vorsehen, dass eine Gebühr nach Zeitaufwand zu be-
rechnen ist, sind für die Berechnung der zu erheben-
den Verwaltungsgebühren je angefangenen 30 Minu-
ten, sofern nichts anderes bestimmt ist, die vom für 
Inneres zuständigen Ministerium veröffentlichten, je-
weils gültigen Stundensätze (Richtwerte) für die Be-
rücksichtigung des Verwaltungsaufwandes zugrunde 
zu legen.

Soweit eine Behörde über eine Kosten- und Leis-
tungsrechnung verfügt und im Folgenden die Tarif-
stellen 8.1.1 bis 8.1.2.10 vorsehen, dass eine Gebühr 
nach Zeitaufwand zu berechnen ist, können, abwei-
chend von den vom für Inneres zuständigen Ministe-
rium veröffentlichten, jeweils gültigen Stundensät-
zen, für die Berechnung je angefangenen 30 Minuten 
die Stundensätze der Kosten- und Leistungsrech-

nung zugrunde gelegt werden, sofern nichts anderes 
bestimmt ist. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, werden die im 
Zusammenhang mit der Behördentätigkeit anfallen-
den Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nachberei-
tungszeiten als Zeitaufwand mitberechnet und die 
Auslagen (zum Beispiel Reisekosten, Materialkosten), 
soweit diese nicht bereits in die Berechnung der 
Stundensätze eingefl ossen sind, gesondert berechnet.

Hinweis:

Auf § 2 Absatz 3 des Gebührengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen wird hingewiesen. Das für 
Forsten zuständige Ministerium gibt die jeweils ak-
tuellen Stundensätze für den Landesbetrieb Wald 
und Holz Nordrhein-Westfalen im Ministerialblatt 
bekannt. Diese werden zudem auf der Internetseite 
https://www.wald-und-holz.nrw.de dargestellt.

8.1.0.2
Werden Amtshandlungen der Tarifstellen 8.1.1 bis 
8.1.2.10 außerhalb der Dienststunden veranlasst, so 
erhöhen sich die Gebühren. Spezielle Bestimmungen 
in Tarifstellen zu Amtshandlungen außerhalb der 
Dienstzeit bleiben unberührt.

8.1.0.2.1
an Samstagen, am 24. Dezember und 31. Dezember 
(ganztägig) sowie an sonstigen Werktagen in dem 
Zeitraum zwischen 19 Uhr und 7 Uhr um einen Auf-
schlag von 25 Prozent

8.1.0.2.2
an Sonn- und Feiertagen um einen Aufschlag von 50 
Prozent

8.1.0.3
Kann eine Amtshandlung auf Grund eines Umstan-
des, den der Gebührenschuldner zu vertreten hat, 
nicht oder nur verzögert durchgeführt werden, so 
fällt eine Versäumnisgebühr an. Diese Gebühr ist 
nach den Kosten für Personal nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.2.2 zu berechnen, das in Erwartung 
der nicht oder verzögert erfolgten Amtshandlung 
eingesetzt war und insofern andere Amtsgeschäfte 
nicht wahrnehmen konnte. Abgerechnet wird für je-
de angefangenen 15 Minuten.

8.1.1
Amtshandlungen nach dem Landesforstgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 1980 
(GV. NRW. S.  546) in der jeweils geltenden Fassung 
(LFoG) und dem Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. 
Februar 2012 (BGBl.  I S. 212) in der jeweils gelten-
den Fassung (KrWG)

8.1.1.1
Entscheidung über Nebenbestimmungen im Zusam-
menhang mit der Anzeige einer organisierten Veran-
staltung im Wald beziehungsweise Untersagung (§ 2 
Absatz 4 Satz 2 LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.2
Entscheidung über einen Antrag auf

a)   befristete Sperrung von Wald (§ 4 Absatz 2 in Ver-
bindung mit § 4 Absatz 1 LFoG)

Gebühr: Euro 106

b)   unbefristete Sperrung von Wald (§ 4 Absatz 3 in 
Verbindung mit § 4 Absatz 1 LFoG)

Gebühr: Euro 158 bis 633

8.1.1.3
Entsperrungsanordnung (§ 4 Absatz 5 LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.4
Prüfung einer Wegebauanzeige (§ 6b LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.5
Entscheidung über einen Antrag auf Zulassung einer 
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Ausnahme vom Kahlhiebsverbot (§  10 Absatz  2 
Satz 3 LFoG)

Gebühr: Euro 158 bis 633

8.1.1.6
Entscheidung über einen Antrag auf unbefristete 
und befristete Umwandlungsgenehmigung (§§ 39, 40, 
42 und 43 LFoG)

a)   Genehmigung einer unbefristeten Umwandlung 
und Zulassung einer befristeten Umwandlung 
(§§ 39 und 40 LFoG)

Gebühr: Euro 317 bis 5 275

b)   Versagung der Genehmigung und Zulassung 
(§§ 39 Absatz 3 und 40 LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.7
Entscheidung über einen Antrag auf Erstauffors-
tungsgenehmigung (§ 41 LFoG)

a)  Genehmigung (§ 41 Absatz 1 und 2 LFoG)

Gebühr: Euro 26 bis 422

b)   Versagung der Genehmigung (§  41 Absatz  1, 2 
und 3 LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.8
Beseitigungsanordnung wegen ungenehmigter 
Erstaufforstung (§ 41 Absatz 6 LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.9
Zulassung anderer Arten der Wiederaufforstung im 
Einzelfall (§ 44 Absatz 1 Satz 2 und 3 LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.10
Wiederaufforstungsanordnung (§  44 Absatz  3 und 5 
LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.11
Befreiung vom Verbot im Wald Feuer anzuzünden, 
Grillgeräte zu benutzen oder leichtentzündliche 
Stoffe zu lagern (§ 47 Absatz 1 Satz 2 LFoG)

Gebühr: Euro 42

8.1.1.12
Entscheidung über einen Antrag auf Erklärung zum 
Schutzwald (§  49 Absatz  1 LFoG) oder auf Erklä-
rung zum Erholungswald (§ 50 Absatz 1 LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.13
Anordnungen im Rahmen des Forstschutzes (§  52 
Absatz 1 LFoG in Verbindung mit §§ 12, 14 OBG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.14
Entscheidung über die Zulassung von Ausnahmen, 
im Einzelfall Schlagabraum im Wald zu verbrennen 
(§ 28 Absatz 2 KrWG)

Gebühr: Euro 106 bis 633

8.1.1.15
Änderung der Entscheidung oder Anordnung nach 
den Tarifstellen 8.1.1.1 bis 8.1.1.14

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.1.16
Entscheidung über die Bestellung von Forstschutz-
Beauftragten zu Vollzugsdienstkräften im Sinne des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (§  53 Absatz  3 
LFoG)

Gebühr: Euro 95

8.1.1.17
Erstattung von forstlichen Gutachten, ausgenommen 
Waldbewertung (§  60 Absatz  3 LFoG) Gebühr: Je 
nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 8.0.1 bis 
8.0.3.

Soweit die nach §  11 Absatz  3 LFoG festgesetzten 
Entgelte zu erheben sind, entfällt die Berechnung 
der Stundensätze und der sonstigen Kosten.

8.1.1.18
Forstfachliche Beiträge in Fragen der Landschaftsge-
staltung und Landschaftspfl ege (§ 60 Absatz 3 LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.0.1 bis 8.0.3

8.1.1.19
Forstbehördliche oder forstfachliche Stellungnah-
men, die im Zusammenhang mit der Sicherung der 
Waldfunktionen bei immissionsschutz-, natur-
schutz-, wasser-, bauplanungs- und bergrechtlichen 
Verfahren erteilt werden, mit denen eine Umwand-
lung von Wald in eine andere Nutzungsart verbunden 
ist (§ 9 LFoG in Verbindung mit § 39 LFoG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

Anmerkung:

Die Gebühr ist von der Behörde zu entrichten, die 
die Sachentscheidung gegenüber dem Vorhabenträ-
ger trifft. Diese hat die Aufwendungen bei der Kos-
tenerhebung im jeweiligen Trägerverfahren zu be-
rücksichtigen.

8.1.1.20
Entscheidung über einen Antrag auf Verleihung einer 
Amtsbezeichnung (§ 67 Absatz 1 LFoG)

Gebühr: Euro 158“.

 3.   Die Tarifstellen 8.1.8 bis 8.1.8.5.1  werden die Tarif-
stellen 8.1.3 bis 8.1.3.5.1.

 4.   Die Tarifstellen 8.1.9 bis 8.1.9.11 werden durch die 
folgenden Tarifstellen 8.1.2 bis 8.1.2.10 ersetzt:

„8.1.2
Amtshandlungen nach dem Forstvermehrungsgutge-
setz vom 22. Mai 2002 (BGBl.  I S.  1658) in der je-
weils geltenden Fassung (FoVG)

8.1.2.1
Betriebsanmeldung (§ 17 Absatz 1 FoVG)

Gebühr: Euro 53 bis 158

8.1.2.2
Untersagung (§ 17 Absatz 4 Satz 1 FoVG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
8.1.0.1 bis 8.1.0.3

8.1.2.3
Aufhebung einer Untersagung (§ 17 Absatz 4 Satz 2 
FoVG)

Gebühr: Euro 116 bis 285

8.1.2.4
Gestattung (§ 17 Absatz 2 Satz 6 FoVG)

Gebühr: Euro 63

8.1.2.5
Zulassung von Ausgangsmaterial der Kategorien 
„Ausgewählt“, „Geprüft“ und „Qualifi ziert“ ein-
schließlich der Registrierung von Mutterquartieren 
auf Antrag (§ 4 Absatz 1 FoVG)

Gebühr: je Registerzeichen Euro 264

Zulassungen von Amts wegen sind kostenfrei.

8.1.2.6
Ausstellung eines Stammzertifi kates (§  8 Absatz  2 
FoVG)

Gebühr: Euro 50 bis 250 

Wird forstliches Vermehrungsgut aus einer laufenden 
Ernte und derselben Zulassungseinheit in Teilmen-
gen an denselben ersten Empfänger abgeführt, ist die 
Gebühr für die Ausstellung von Stammzertifi katen 
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für jede der Teilabfuhrmengen mit der einmaligen 
Gebühr für die gesamte Erntemenge in einer Summe 
abgegolten.

Zulassungen von Amts wegen sind kostenfrei.

8.1.2.7
Ausstellung eines Stammzertifi kates für Mischungen 
mehrerer Saatgutpartien aus verschiedenen Ernten 
(§ 9 Absatz 2 FoVG)

Gebühr: Euro 116 bis 264

Für Mischungen von Teilabfuhrmengen aus dersel-
ben Ernte und derselben Zulassungseinheit ist die 
Gebühr nach Tarifstelle 8.1.2.6 abgegolten.

8.1.2.8
Ausstellen eines Stammzertifi kates oder Herkunfts- 
oder Identitätszertifi kates (§ 16 Absatz 2 FoVG)

Gebühr: Euro 63 bis 116

8.1.2.9
Erweiterte Kontrolle (§ 18 Absatz 7 FoVG)

Gebühr: Euro 211

8.1.2.10
Genanalyse zur Typisierung einer Baumart als 
Grundlage zur Zulassung von Ausgangsmaterial (§ 4 
FoVG)

Werden sachverständige Stellen mit der Erstellung 
der Genanalyse von der Forstbehörde beauftragt, 
werden die diesen Stellen entstandenen Kosten als 
Auslagen erhoben.“

 5.  Die Tarifstelle 8.3.4.1 wird aufgehoben.

 6.   Die Tarifstellen 8.3.4.2 bis 8.3.4.6 werden die Tarif-
stellen 8.3.4.1 bis 8.3.4.5.

 7.   Die Tarifstelle 8.3.4.7 wird die Tarifstelle 8.3.4.6 und 
wie folgt gefasst:

„8.3.4.6
Entscheidung über die Genehmigung von Ausnah-
men von sachlichen Verboten (§  19 BJG und §  19 
LJG-NRW)

Gebühr: Euro 30 bis 115“.

 8.   Die Tarifstelle 8.3.4.8 wird die Tarifstelle 8.3.4.7 und 
wie folgt gefasst:

„8.3.4.7
Entscheidung über die Genehmigung von Ausnah-
men nach den §§  35 und 44 Absatz  1 der Landes-
jagdgesetzdurchführungsverordnung vom 31. März 
2010 (GV. NRW. S. 238) in der jeweils geltenden Fas-
sung (DVO LJG-NRW)

Gebühr: 55 Euro“.

 9.  Die Tarifstelle 8.3.4.9 wird aufgehoben.

10.  Die Tarifstelle 8.3.5.6 wird wie folgt gefasst:

„8.3.5.6
Genehmigung zum Aussetzen fremder Tierarten und 
von Schalenwild in der freien Wildbahn (§  28 Ab-
satz 3 und 4 BJG, § 31 Absatz 2 LJG-NRW)

Gebühr: Euro 55 bis 170“.

11.  Die Tarifstelle 8.3.5.7 wird wie folgt gefasst:

„8.3.5.7
Genehmigung zum Aussetzen weiterer Tierarten in 
der freien Wildbahn zum Zwecke der Einbürgerung 
in Jagdbezirken (§  28 Absatz  4 BJG, §  31 Absatz  3 
LJG-NRW) und heimischen Feder- oder Haarwildes 
(außer Schalenwild) in der freien Wildbahn zum 
Zwecke der Bestandsstützung, Besatzstützung oder 
Wiederansiedlung in Jagdbezirken (§  28 Absatz  4 
BJG, § 31 Absatz 4 LJG-NRW)

Gebühr: 55 bis 170 Euro“.

12.  Die Tarifstelle 10.3.2 wird wie folgt gefasst:

„10.3.2
Entscheidung über die Gleichwertigkeit des Aus- 
und Weiterbildungsstandes:

a)  ohne Klärung von Rechts- und Sachfragen:

Gebühr: Euro 150

b)  in den übrigen Fällen

Gebühr: Euro 150 bis 350

c)   bei Nachprüfung der Berufsqualifi kation bei 
Dienstleistenden beziehungsweise Dienstleis-
tungserbringern ohne Klärung von Rechts- und 
Sachfragen:

Gebühr: Euro 150

d)   bei Nachprüfung der Berufsqualifi kation bei 
Dienstleistenden beziehungsweise Dienstleis-
tungserbringern mit Klärung von Rechts- bezie-
hungsweise Sachfragen

Gebühr: Euro 150 bis 350

e)   Überprüfung beziehungsweise Vervollständigung 
der Antragsdokumente im Rahmen des Europäi-
schen Berufsausweises

Gebühr: Euro 50 bis 150

f)   Entscheidung über die Gleichwertigkeit des Aus-
bildungs- und Weiterbildungsstandes im Rahmen 
des Europäischen Berufsausweises ohne Klärung 
von Rechts- und Sachfragen:

Gebühr: Euro 150

g)   Entscheidung über die Gleichwertigkeit des Aus-
bildungs- und Weiterbildungsstandes im Rahmen 
des Europäischen Berufsausweises mit Klärung 
von Rechts- beziehungsweise Sachfragen:

Gebühr: Euro 150 bis 350“.

13.   In der Tarifstelle 10.3.9 werden die Wörter „nicht-
ärztlichen Heilberuf“ durch das Wort „Gesundheits-
fachberuf“ ersetzt.

14.   In der Tarifstelle 10.4.13 wird die Angabe „120“ 
durch die Angabe „200“ ersetzt.

15.   Die Tarifstellen 10.9 bis 10.9.7 werden wie folgt ge-
fasst:

„10.9
Durchführung der Trinkwasserverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. März 2016 
(BGBl.  I S.  459) in der jeweils geltenden Fassung 
(TrinkwV 2001)

10.9.0 
Ermittlung des Verwaltungsaufwands, Aufschläge 
und Versäumnisgebühren

10.9.0.1
Sofern im Folgenden eine Tarifstelle vorsieht, dass 
eine Gebühr nach Zeitaufwand zu berechnen ist, 
sind für die Berechnung der zu erhebenden Verwal-
tungsgebühren je angefangenen 30 Minuten, sofern 
nichts anderes bestimmt ist, die vom für Inneres zu-
ständigen Ministerium veröffentlichten, jeweils gül-
tigen Stundensätze (Richtwerte) für die Berücksich-
tigung des Verwaltungsaufwandes zugrunde zu legen.

Soweit eine Behörde über eine Kosten- und Leis-
tungsrechnung verfügt und im Folgenden eine Tarif-
stelle vorsieht, dass eine Gebühr nach Zeitaufwand 
zu berechnen ist, können, abweichend von den vom 
für Inneres zuständigen Ministerium veröffentlich-
ten, jeweils gültigen Stundensätzen, für die Berech-
nung je angefangenen 30 Minuten die Stundensätze 
der Kosten- und Leistungsrechnung zugrunde gelegt 
werden, sofern nichts anderes bestimmt ist.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, werden die im 
Zusammenhang mit der Behördentätigkeit anfallen-
den Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nachberei-
tungszeiten als Zeitaufwand mitberechnet und die 
Auslagen (zum Beispiel Reisekosten, Materialkosten), 
soweit diese nicht bereits in die Berechnung der 
Stundensätze eingefl ossen sind, gesondert berechnet.

Hinweis:

Auf § 2 Absatz 3 des Gebührengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen wird hingewiesen.

Die sich aus der Kosten- und Leistungsrechnung er-
gebenden aktuellen Stundensätze sind von den 
Kreisordnungsbehörden gemäß der Bekanntma-
chungsverordnung vom 26. August 1999 (GV. NRW. 
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S.  516) in der jeweils geltenden Fassung öffentlich 
bekannt zu machen. Das für Umweltschutz zuständi-
ge Ministerium gibt die jeweils aktuellen Stunden-
sätze für die für Umweltschutz zuständige Lan-
desoberbehörde im Ministerialblatt bekannt. Diese 
werden zudem auf der Internetseite http://www.la-
nuv.nrw.de dargestellt.

10.9.0.2
Werden Amtshandlungen der Tarifstelle 10.9 außer-
halb der Dienststunden veranlasst, so erhöhen sich 
die Gebühren. Spezielle Bestimmungen in Tarifstel-
len zu Amtshandlungen außerhalb der Dienstzeit 
bleiben unberührt.

10.9.0.2.1
an Samstagen, am 24. Dezember und 31. Dezember 
(ganztägig) sowie an sonstigen Werktagen in dem 
Zeitraum zwischen 19 Uhr und 7 Uhr um einen Auf-
schlag von 25 Prozent

10.9.0.2.2
an Sonn- und Feiertagen um einen Aufschlag von 50 
Prozent

10.9.0.3
Kann eine Amtshandlung auf Grund eines Umstan-
des, den der Gebührenschuldner zu vertreten hat, 
nicht oder nur verzögert durchgeführt werden, so 
fällt eine Versäumnisgebühr an. Diese Gebühr ist 
nach den Kosten für Personal nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.2.2 zu berechnen, das in Erwar-
tung der nicht oder verzögert erfolgten Amtshand-
lung eingesetzt war und insofern andere Amtsge-
schäfte nicht wahrnehmen konnte. Abgerechnet wird 
für jede angefangenen 15 Minuten.

10.9.1
Maßnahmen im Fall der Nichteinhaltung von Grenz-
werten, der Nichterfüllung von Anforderungen sowie 
des Erreichens oder der Überschreitung von techni-
schen Maßnahmenwerten

10.9.1.1
Anordnung von Abhilfemaßnahmen (§  9 Absatz  1 
Satz 3 TrinkwV 2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

10.9.1.2
Anordnung oder Durchführung von Untersuchungen 
(§ 9 Absatz 1 Satz 4 TrinkwV 2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

10.9.1.3
Anordnung einer anderweitigen Versorgung oder 
Fortsetzung der Wasserversorgung mit Aufl agen (§ 9 
Absatz 2 Satz 1 und 2 TrinkwV 2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

10.9.1.4
Anordnung zur Unterbrechung der Wasserversor-
gung (§ 9 Absatz 3 Satz 1 TrinkwV 2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

10.9.1.5
Entscheidung über die Anordnung von Maßnahmen 
bei Nichteinhaltung oder Nichterfüllung von Grenz-
werten oder Anforderungen (§ 9 Absatz 4 Satz 1, Ab-
satz 5 Satz 1 und 2, Absatz 9 Satz 2 TrinkwV 2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

10.9.1.6
Anordnung von Maßnahmen bei Trinkwasser-Instal-
lationen (§ 9 Absatz 7 Satz 1 und 2, Absatz 8 Satz 1 
und 2 TrinkwV 2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

10.9.2
Prüfung einer Anzeige (§ 13 TrinkwV 2001)

10.9.2.1
Prüfung einer Anzeige (§ 13 Absatz 1 und 2 TrinkwV 
2001)

Gebühr: je Anlage Euro 50 bis 1 000

10.9.2.2
Prüfung einer Anzeige (§ 13 Absatz 4 TrinkwV 2001)

Gebühr: Euro 10 bis 500

10.9.3
Zulassung und Listung der Untersuchungsstellen 
(§ 15 TrinkwV 2001)

10.9.3.1
Entscheidung über die Zulassung als Untersu-
chungsstelle (§ 15 Absatz 4 Satz 1 TrinkwV 2001)

Gebühr: Euro 600

10.9.3.2
Prüfungen des Fortbestandes der Zulassungs- und 
Listungsvoraussetzungen (§  15 Absatz  5 TrinkwV 
2001)

Gebühr: Euro 300

10.9.3.3
Teilnahme an Ringversuchen des Landesamtes für 
Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW nach 
§ 15 Absatz 5 TrinkwV 2001 im Zusammenhang mit 
der Zulassung (§ 15 Absatz 4 TrinkwV 2001)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000

10.9.4
Zustimmung zum Maßnahmeplan (§  16 Absatz  5 
TrinkwV 2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

10.9.5
Prüfung von Maßnahmen (§  16 Absatz  7 TrinkwV 
2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

10.9.6
Überwachung des Trinkwassers

10.9.6.1
Entnahme einer Wasserprobe (§§  18, 19 TrinkwV 
2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

Werden mit der Untersuchung externe Stellen beauf-
tragt, so sind die hierdurch entstehenden Kosten 
nach Rechnungslegung durch die beauftragte exter-
ne Stelle als Auslagen zu ersetzen.

10.9.6.2
Untersuchung einer Wasserprobe (§§ 18, 19 TrinkwV 
2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

Werden mit der Untersuchung externe Stellen beauf-
tragt, so sind die hierdurch entstehenden Kosten 
nach Rechnungslegung durch die beauftragte exter-
ne Stelle als Auslagen zu ersetzen.

10.9.6.3
Prüfung, Besichtigung oder Kontrolle im Rahmen der 
Überwachung einer Wasserversorgungsanlage nach 
ausschließlich mikrobiologischer oder physikalisch-
chemischer Untersuchungen (§§ 18, 19 TrinkwV 2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3

10.9.6.4
Aufforderung zur Benennung einer Untersuchungs-
stelle (§ 19 Absatz 3 Satz 2)

Gebühr: Euro 20

10.9.6.5
Anordnung zur Beauftragung einer Untersuchungs-
stelle (§ 19 Absatz 3 Satz 3)

Gebühr: Euro 100
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10.9.7
Zulassung der Abweichung von Grenzwerten für 
chemische Parameter (§ 10 Absatz 2 Satz 1, Absatz 5 
Satz 2 und Absatz 6 TrinkwV 2001)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3“.

16.   Die Tarifstellen 10.10.3 bis 10.10.3.3 werden durch 
folgende Tarifstellen 10.10.3 und 10.10.3.1 ersetzt:

„10.10.3
Überwachung der Badegewässer nach der Badege-
wässerverordnung vom 11. Dezember 2007 (GV. NRW. 
2008 S. 138) in der jeweils geltenden Fassung durch 
die Unteren Gesundheitsbehörden

10.10.3.1
Besichtigungen, Probenahmen und Analysen der 
Proben im Rahmen der Überwachung (§ 3 Absatz 2 
der Badegewässerverordnung)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
10.9.0.1 bis 10.9.0.3“.

17.   In der Tarifstelle 10.14.2 wird die Angabe „400“ 
durch die Angabe „600“ ersetzt.

18.   Nach der Tarifstelle 10a.2.9 wird die folgende Tarif-
stelle 10a.2.10 eingefügt:

„10a.2.10
Statusprüfung von Wohngemeinschaften nach §  30 
Absatz  1 WTG mit dem Ergebnis einer Statusände-
rung

Gebühr: je Platz Euro 12,50 bis 100“.

19.   In der Tarifstelle 12.8.1 wird die Angabe „100 bis 
1 500“ durch die Angabe „500 bis 5 000“ ersetzt.

20.  Die Tarifstelle 12.8.2 wird wie folgt gefasst:

„12.8.2
Erteilung nachträglicher Aufl agen, Änderung oder 
Ergänzung bestehender Aufl agen zur Erlaubnis zur 
Ausübung des Bewachungsgewerbes (§ 34a Absatz 1 
Satz 2 GewO)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000“.

21.   Nach der Tarifstelle 12.8.2 wird folgende Tarifstelle 
12.8.3 eingefügt:

„12.8.3
Entscheidung über die Zulassung von Wachpersonal-
Zuverlässigkeitsüberprüfung (§  34a Absatz  4 GewO 
in Verbindung mit § 9 BewachV)

Gebühr: Euro 30 bis 150“.

22.   Die Tarifstellen 15b bis 15b.8.7 werden durch die fol-
genden Tarifstellen 15b bis 15b.4.3 ersetzt:

„15b
Natur- und Artenschutz

15b.0
Ermittlung des Verwaltungsaufwandes, Aufschläge 
und Versäumnisgebühren

15b.0.1
Sofern im Folgenden eine Tarifstelle vorsieht, dass 
eine Gebühr nach Zeitaufwand zu berechnen ist, 
sind für die Berechnung der zu erhebenden Verwal-
tungsgebühren je angefangenen 30 Minuten, sofern 
nichts anderes bestimmt ist, die vom für Inneres zu-
ständigen Ministerium veröffentlichten, jeweils gül-
tigen Stundensätze (Richtwerte) für die Berücksich-
tigung des Verwaltungsaufwandes zugrunde zu legen.

Soweit eine Behörde über eine Kosten- und Leis-
tungsrechnung verfügt und im Folgenden eine Tarif-
stelle vorsieht, dass eine Gebühr nach Zeitaufwand 
zu berechnen ist, können, abweichend von den vom 
für Inneres zuständigen Ministerium veröffentlich-
ten, jeweils gültigen Stundensätzen, für die Berech-
nung je angefangenen 30 Minuten die Stundensätze 
der Kosten- und Leistungsrechnung zugrunde gelegt 
werden, sofern nichts anderes bestimmt ist. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, werden die im 
Zusammenhang mit der Behördentätigkeit anfallen-
den Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nachberei-
tungszeiten als Zeitaufwand mitberechnet und die 

Auslagen (zum Beispiel Reisekosten, Materialkosten), 
soweit diese nicht bereits in die Berechnung der 
Stundensätze eingefl ossen sind, gesondert berechnet.

Hinweis:

Auf § 2 Absatz 3 des Gebührengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen wird hingewiesen.

Die sich aus der Kosten- und Leistungsrechnung er-
gebenden aktuellen Stundensätze sind von den 
Kreisordnungsbehörden gemäß der Bekanntma-
chungsverordnung vom 26. August 1999 (GV. NRW. 
S.  516) in der jeweils geltenden Fassung öffentlich 
bekannt zu machen.

15b.0.2
Werden Amtshandlungen der Tarifstelle 15b außer-
halb der Dienststunden veranlasst, so erhöhen sich 
die Gebühren. Spezielle Bestimmungen in Tarifstel-
len zu Amtshandlungen außerhalb der Dienstzeit 
bleiben unberührt.

15b.0.2.1
an Samstagen, am 24. Dezember und 31. Dezember 
(ganztägig) sowie an sonstigen Werktagen in dem 
Zeitraum zwischen 19 Uhr und 7 Uhr um einen Auf-
schlag von 25 Prozent

15b.0.2.2
an Sonn- und Feiertagen um einen Aufschlag von 50 
Prozent

15b.0.3
Kann eine Amtshandlung auf Grund eines Umstan-
des, den der Gebührenschuldner zu vertreten hat, 
nicht oder nur verzögert durchgeführt werden, so 
fällt eine Versäumnisgebühr an. Diese Gebühr ist 
nach den Kosten für Personal nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.2.2 zu berechnen, das in Erwartung 
der nicht oder verzögert erfolgten Amtshandlung 
eingesetzt war und insofern andere Amtsgeschäfte 
nicht wahrnehmen konnte. Abgerechnet wird für je-
de angefangenen 15 Minuten.

15b.1
Amtshandlungen nach

der Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. De-
zember 1996 über den Schutz von Exemplaren wild-
lebender Tier- und Pfl anzenarten durch Überwa-
chung des Handels (ABl. L 061 vom 3.3.1997, S.  1), 
die zuletzt durch Verordnung (EU) 2017/160 (ABl. L 
27 vom 1.2.2017, S. 1) geändert worden ist, in Verbin-
dung mit der Verordnung (EG) Nr.  865/2006 der 
Kommission vom 4. Mai 2006 mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Ra-
tes über den Schutz von Exemplaren wild lebender 
Tier- und Pfl anzenarten durch Überwachung des 
Handels (ABl. L 166 vom 19.6.2006, S. 1), die zuletzt 
durch Verordnung (EU) 2015/870 (ABl. L 142 vom 
6.6.2015, S. 3) geändert worden ist, und der Bundes-
artenschutzverordnung vom 16. Februar 2005 (BG-
Bl.  I S.  258, 896) in der jeweils geltenden Fassung 
(BArtSchV)

15b.1.1
Erteilung einer

a)   Vorlagebescheinigung für die Ausfuhr/Wieder-
ausfuhr (Artikel 10 der Verordnung (EG) 
Nr.  338/97 in Verbindung mit Artikel 5 Absatz  2 
Buchstabe b, Absätze 3 und 4 der Verordnung 
(EG) Nr.  338/97 und Artikel 47 der Verordnung 
(EG) Nr. 865/2006)

b)   Vermarktungsbescheinigung (Artikel 10 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 338/97 in Verbindung mit Arti-
kel 8 Absatz  3 der Verordnung (EG) Nr.  338/97 
und Artikel 48 der Verordnung (EG) Nr. 865/2006)

c)   Transportbescheinigung (Artikel 10 der Verord-
nung (EG) Nr. 338/97 in Verbindung mit Artikel 9 
Absatz  2 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr.  338/97 und Artikel 49 der Verordnung (EG) 
Nr. 865/2006)

d)   Sammlungsbescheinigung für wissenschaftliche 
Einrichtungen (Artikel 60 der Verordnung (EG) 
Nr. 865/2006)

Gebühr: Euro 10 bis 1 500 je Bescheinigung
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15b.1.2
Kennzeichnung eines Exemplars durch die untere 
Naturschutzbehörde oder in deren Auftrag (Artikel 
66 der Verordnung (EG) Nr.  865/2006, §§  12 bis 15 
BArtSchV)

Gebühr: Euro 10 bis 250

Anmerkung:

Die Kosten des Kennzeichens sind als Auslagen zu 
erheben.

15b.2
Amtshandlungen nach

der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 
über die Prävention und das Management der Ein-
bringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder 
Arten (ABl. L 317 vom 4.11.2014, S. 35) und 

der Durchführungsverordnung (EU) Nr.  2016/1141 
der Kommission vom 13. Juli 2016 zur Annahme ei-
ner Liste invasiver gebietsfremder Arten von unions-
weiter Bedeutung gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1143/2014 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 189 vom 14.7.2016, S. 3)

15b.2.1
Entscheidung über die Genehmigung einer Zulas-
sung einer Ausnahme zur Durchführung von For-
schung und Ex-situ-Haltung (Artikel 8 Absatz 1 und 
2 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.2.2
Entscheidung über den Entzug einer nach Tarifstelle 
15b.2.1 erteilten Genehmigung (Artikel 8 Absatz  5 
der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.2.3
Entscheidung über die Zulassung einer Ausnahme 
aus Gründen des zwingenden öffentlichen Interesses 
(Artikel 9 Absatz  1 und 6 der Verordnung (EU) 
Nr. 1143/2014)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.2.4
Maßnahmen zur Überwachung

a) der Verbote des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr.  1143/2014 (Artikel 7 Absatz  2 der Verord-
nung (EU) Nr. 1143/2014),

b) der nach Artikel 8 Absatz 1 und 2 der Verordnung 
(EU) Nr.  1143/2014 erteilten Genehmigungen (Arti-
kel 8 Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014),

c) der Übergangsbestimmungen für nichtgewerbliche 
Besitzer (Artikel 31 der Verordnung (EU) 
Nr. 1143/2014) und für kommerzielle Bestände (Arti-
kel 32 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014).

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.3
Amtshandlungen nach

dem Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 
(BGBl.  I S.  2542) in der jeweils geltenden Fassung 
(BNatSchG), der BArtSchV und

des Landesnaturschutzgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Juli 2000 (GV. NRW. 
S. 568), in der jeweils geltenden Fassung (LNatSchG 
NRW)

15b.3.1
Eingriffe in Natur und Landschaft

15b.3.1.1
Entscheidung über die

a)   Genehmigung eines Eingriffs (§  17 Absatz  3 
BNatSchG)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

b)  Ablehnung (§ 17 Absatz 3 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.3.1.2
Prüfung der frist- und sachgerechten Durchführung 
der Vermeidungs- sowie der festgesetzten Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen einschließlich der erforderli-
chen Unterhaltungsmaßnahmen (§  17 Absatz  7 
BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.3.1.3
Entscheidungen und Maßnahmen der zuständigen 
Behörde wegen Durchführung eines Eingriffs in Na-
tur und Landschaft ohne die erforderliche Zulassung 
oder Anzeige (§ 17 Absatz 8 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.3.2
Allgemeiner Artenschutz, Zoos und Tiergehege

15b.3.2.1
Entscheidung über die Genehmigung zum gewerbs-
mäßigen Entnehmen, Be- oder Verarbeiten wild le-
bender Pfl anzen (§ 39 Absatz 4 BNatSchG)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.3.2.2
Entscheidung über die Genehmigung, Pfl anzen ge-
bietsfremder Arten in der freien Natur und Tiere 
auszubringen (§ 40 Absatz 4 BNatSchG)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.3.2.3
Entscheidung über eine

a)   Genehmigung zur Errichtung, Erweiterung, we-
sentlichen Änderung oder zum Betrieb von Zoos 
(§ 42 Absatz 1 bis 3 BNatSchG)

Gebühr: Euro 100 bis 2 500

b)   Maßnahme zur Überwachung des Zoos (§ 42 Ab-
satz 6 Satz 1 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

c)   Anordnung (§ 42 Absatz 7 und 8 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.3.2.4
Entscheidung über eine 

a)   Genehmigung zur Errichtung, Erweiterung, we-
sentlichen Änderung oder zum Betrieb von Tier-
gehegen (§  56 Absatz  1 LNatSchG NRW in Ver-
bindung mit § 43 Absatz 3 und 4 BNatSchG)

Gebühr: Euro 100 bis 2 500

b)   Maßnahme zur Überwachung des Tiergeheges 
(§ 43 Absatz 3 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

c)  Anordnung (§ 43 Absatz 3 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.3.3
Besonderer Artenschutz

15b.3.3.1
Entscheidung über die Genehmigung einer Ausnah-
me von Verboten und von den Besitz- und Vermark-
tungsverboten (§  45 Absatz  7 BNatSchG in Verbin-
dung mit § 44 Absatz 1 und 2 BNatSchG)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

Sofern von den Schutzvorschriften für den besonde-
ren Artenschutz eine Ausnahme aus Gründen des Ar-
tenschutzes erteilt wird (beispielsweise bei der Ge-
nehmigung zur Beringung von Vögeln oder für 
Netzfänge von Fledermäusen im Rahmen eines Ar-
tenschutzprojekts, Genehmigung von Kartierungen 
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im Rahmen einer wissenschaftlichen Ausbildung), 
kann von der Gebührenerhebung abgesehen werden.

15b.3.3.2
Prüfung der Besitzberechtigung (§ 46 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.3.3.3
Beschlagnahme und Einziehung (§  47 Satz  1 
BNatSchG, § 51 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.3.3.4
Entscheidung über die Genehmigung einer Ausnah-
me

a)   für die Entnahme von Pilzen und Weinbergschne-
cken (§ 2 Absatz 1 und 2 BArtSchV)

b)   für verbotene Handlungen, Verfahren und Geräte 
(§ 4 Absatz 3 BArtSchV)

c)   von der Buchführungspfl icht (§ 6 Absatz 1 Satz 4 
BArtSchV)

d)   für zoologische Einrichtungen (§  7 Absatz  3 
Satz 2 BArtSchV)

e)   von der Kennzeichnungspfl icht (§  13 Absatz  1 
Satz 4 und 5 BArtSchV, § 14 BArtSchV)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000 je Genehmigung

15b.3.4
Entscheidungen über Ausnahmen, Befreiungen und 
Genehmigungen

15b.3.4.1
Stellungnahme zur naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung im Zusammenhang mit der Herstellung des 
Benehmens (§ 17 Absatz 1 BNatSchG in Verbindung 
mit § 33 Absatz 1 LNatSchG NRW)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3.

Anmerkung:

Die Gebühr ist von der Behörde zu entrichten, die 
die Sachentscheidung gegenüber dem Vorhabenträ-
ger trifft. Diese hat die Aufwendungen bei der Kos-
tenerhebung im jeweiligen Trägerverfahren zu be-
rücksichtigen.

15b.3.4.2
Entscheidung über eine Ausnahme vom gesetzlichen 
Biotopschutz (§ 30 Absatz 3 BNatSchG)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.3.4.3
Entscheidung über die Zulässigkeit von anzeige-
pfl ichtigen Projekten (§ 34 Absatz 6 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.3.4.4
Stellungnahme zur Durchführung der Artenschutz-
prüfung (§ 44 Absatz 1 und 5 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

Anmerkung:

Die Gebühr ist von der Behörde zu entrichten, die 
die Sachentscheidung gegenüber dem Vorhabenträ-
ger trifft. Diese hat die Aufwendungen bei der Kos-
tenerhebung im jeweiligen Trägerverfahren zu be-
rücksichtigen.

15b.3.4.5
Entscheidung über eine Ausnahme vom Bauverbot 
(§  61 Absatz  3 BNatSchG in Verbindung mit §  64 
LNatSchG NRW)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.3.4.6
Entscheidung über eine Befreiung (§ 67 BNatSchG)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.3.4.7
Ordnungsverfügung wegen des Verstoßes gegen die 
Verbote der naturschutzrechtlichen Schutznormen 
(Durchführung von Maßnahmen ohne Ausnahme/Be-
freiung) (§ 2 Absatz 1 Satz 2 und 3 LNatSchG NRW 
in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und 2 BNatSchG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3, 

jedoch mindestens Euro 30 und höchstens Euro 5 000

15b.3.4.8
Entscheidung über eine Ausnahme von den Geboten 
und Verboten bei der landwirtschaftlichen Nutzung 
(§ 4 Absatz 1 LNatSchG NRW)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.3.4.9
Entscheidung über eine Ausnahme von den Verboten 
und Geboten eines Landschaftsplans (§ 23 Absatz 1 
LNatSchG NRW)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.3.4.10
Entscheidung über eine Ausnahme von den Verboten 
und Geboten der Schutzverordnungen (§§ 43, 48 und 
79 LNatSchG NRW in Verbindung mit §  22 
BNatSchG)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.3.4.11
Stellungnahme zur Verträglichkeit und Unzulässig-
keit von Projekten und Plänen sowie weiterer Maß-
nahmen im Zusammenhang mit der Herstellung des 
Benehmens gegenüber der Behörde, die den Zulas-
sungsbescheid erteilt (§  53 Absatz  2 LNatSchG 
NRW)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

Anmerkung:

Die Gebühr ist von der Behörde zu entrichten, die 
die Sachentscheidung gegenüber dem Vorhabenträ-
ger trifft. Diese hat die Aufwendungen bei der Kos-
tenerhebung im jeweiligen Trägerverfahren zu be-
rücksichtigen.

15b.3.4.12
Entscheidung über eine Genehmigung zur Sperrung 
von Wegen und Flächen (§  60 Absatz  1 LNatSchG 
NRW)

Gebühr: Euro 30 bis 5 000

15b.3.4.13
Ausgabe eines Kennzeichens (§  62 Absatz  1 
LNatSchG NRW)

a)   für das vollständige Kennzeichen (Tafeln und 
Aufkleber)

Gebühr: Euro 10

b)   für den jährlich zu erneuernden Aufkleber

Gebühr: Euro 5

Anmerkung:

Die Kosten des Kennzeichens und des Aufklebers 
sind als Auslagen zu erheben.

15b.3.4.14
Bescheinigung zum Nichtbestehen oder zur Nicht-
ausübung eines Vorkaufsrechts (§  74 LNatSchG 
NRW)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3

15b.4
Amtshandlungen nach der Ökokonto VO vom 18. Ap-
ril 2008 (GV. NRW. S.  379) in der jeweils geltenden 
Fassung

15b.4.1
Führung eines externen Ökokontos auch auf Antrag 
für andere (§ 2 Absatz 1 ÖkokontoVO)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3.
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Für mehrere Amtshandlungen kann die Festsetzung 
durch einen Bescheid einmal jährlich erfolgen.

15b.4.2
Anerkennungsverfahren (§ 3 Ökokonto VO)

Gebühr: Euro 25 bis 5 000

15b.4.3
Abnahme und Prüfung (§ 4 Ökokonto VO)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
15b.0.1 bis 15b.0.3“

23.   In der Tarifstelle 15e.1 wird die Angabe „28.1.1.36.1 
Buchstabe a, e, f, j, k“ durch die Angabe „28.1.1.30.1 
Buchstabe c, e, f, g“ ersetzt.

24.  Die Tarifstelle 15g.1 wird wie folgt gefasst:

„15g.1
Durchführung von Prüf-, Überwachungs- und Er-
mittlungstätigkeiten, Fertigung von fachtechnischen 
Stellungnahmen und Hilfeleistungen im Rahmen von 
atomrechtlichen Genehmigungs- und Aufsichtsver-
fahren sowie vergleichbare behördliche Tätigkeiten
Gebühr: nach der Dauer der Amtshandlung
je angefangene Stunde

a)   Laufbahngruppe 2 ab dem 2. Einstiegsamt, ehe-
mals höherer Dienst oder vergleichbare Ange-
stellte

Gebühr: Euro 81

b)   Laufbahngruppe 2 ab dem 1. Einstiegsamt bis un-
ter dem 2. Einstiegsamt, ehemals gehobener 
Dienst  oder vergleichbare Angestellte

Gebühr: Euro 68

c)   Laufbahngruppe 1 ab dem 2. Einstiegsamt, ehe-
mals mittlerer Dienst oder vergleichbare Ange-
stellte

Gebühr: Euro 59

d)   Laufbahngruppe 1 ab dem 1. Einstiegsamt bis un-
ter dem 2. Einstiegsamt, ehemals einfacher Dienst  
oder vergleichbare Angestellte

Gebühr: Euro 43

Etwaige Materialkosten sind als Auslagen zusätzlich 
zu berechnen.“.

25.  Die Tarifstelle 15h wird wie folgt gefasst:

„15h
Amtshandlungen nach dem Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94) in der 
jeweils geltenden Fassung (UVPG)“

26.   In der Tarifstelle 15h.5 wird die Angabe „Euro 100 
bis 500“ durch die Wörter „Je nach Zeitaufwand. Für 
die Berechnung der zu erhebenden Verwaltungsge-
bühren sind die vom für Inneres zuständigen Minis-
terium jeweils veröffentlichten Stundensätze (Richt-
werte) für die Berücksichtigung des Verwaltungsauf-
wandes zugrunde zu legen. Abgerechnet wird für 
jede angefangenen 30 Minuten. Die im Zusammen-
hang mit der Behördentätigkeit anfallenden Vorbe-
reitungs-, Fahr-, Warte- und Nachbereitungszeiten 
werden als Zeitaufwand mitberechnet.“ ersetzt.

27.   In der Tarifstelle 15h.6 wird die Angabe „Euro 500 
bis 2 500“ durch die Wörter „Je nach Zeitaufwand. 
Für die Berechnung der zu erhebenden Verwaltungs-
gebühren sind die vom für Inneres zuständigen Mi-
nisterium jeweils veröffentlichten Stundensätze 
(Richtwerte) für die Berücksichtigung des Verwal-
tungsaufwandes zugrunde zu legen. Abgerechnet 
wird für jede angefangenen 30 Minuten. Die im Zu-
sammenhang mit der Behördentätigkeit anfallenden 
Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nachbereitungs-
zeiten werden als Zeitaufwand mitberechnet.“ er-
setzt.

28.   Die Tarifstellen 15i.1 und 15i.2 werden wie folgt ge-
fasst:

„15i.1
Prüfung des Berichts nach Artikel 5 und Artikel 9 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 166/2006 des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom 18. Januar 
2006 über die Schaffung eines Europäischen Schad-
stofffreisetzungs- und verbringungsregisters und zur 
Änderung der Richtlinien 91/689/EWG und 96/61/
EG des Rates (ABl. L 33 vom 4.2.2006, S.  1), die 
durch Verordnung (EG) Nr. 596/2009 (ABl. L 188 vom 
18.7.2009, S.  14) geändert worden ist und §  3 Ab-
satz 1 sowie § 5 Absatz 3 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Protokolls über Schadstofffreisetzungs- und 
-verbringungsregister vom 21. Mai 2003 sowie zur 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr.  166/2006 
vom 6. Juni 2007 (BGBl. I S. 1002)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
der zu erhebenden Verwaltungsgebühren sind die 
vom für Inneres zuständigen Ministerium jeweils 
veröffentlichten Stundensätze (Richtwerte) für die 
Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes zu-
grunde zu legen. Abgerechnet wird für jede angefan-
genen 30 Minuten. Die im Zusammenhang mit der 
Behördentätigkeit anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, 
Warte- und Nachbereitungszeiten werden als Zeit-
aufwand mitberechnet.

15i.2
Entscheidung über die Verlängerung der Frist nach 
§ 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Proto-
kolls über Schadstofffreisetzungs- und -verbrin-
gungsregister

Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
der zu erhebenden Verwaltungsgebühren sind die 
vom für Inneres zuständigen Ministerium jeweils 
veröffentlichten Stundensätze (Richtwerte) für die 
Berücksichtigung des Verwaltungsaufwandes zu-
grunde zu legen. Abgerechnet wird für jede angefan-
genen 30 Minuten. Die im Zusammenhang mit der 
Behördentätigkeit anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, 
Warte- und Nachbereitungszeiten werden als Zeit-
aufwand mitberechnet.“.

29.   Nach der Tarifstelle 16 werden folgende Tarifstellen 
16.0 bis 16.0.3 eingefügt:

„16.0 
Ermittlung des Verwaltungsaufwands, Aufschläge 
und Versäumnisgebühren

16.0.1
Sofern im Folgenden eine Tarifstelle vorsieht, dass 
eine Gebühr nach Zeitaufwand zu berechnen ist, 
sind für die Berechnung der zu erhebenden Verwal-
tungsgebühren je angefangenen 30 Minuten, sofern 
nichts anderes bestimmt ist, die vom für Inneres zu-
ständigen Ministerium veröffentlichten, jeweils gül-
tigen Stundensätze (Richtwerte) für die Berücksich-
tigung des Verwaltungsaufwandes zugrunde zu legen.

Soweit eine Behörde über eine Kosten- und Leis-
tungsrechnung verfügt und im Folgenden eine Tarif-
stelle vorsieht, dass eine Gebühr nach Zeitaufwand 
zu berechnen ist, können, abweichend von den vom 
für Inneres zuständigen Ministerium veröffentlich-
ten, jeweils gültigen Stundensätzen, für die Berech-
nung je angefangenen 30 Minuten die Stundensätze 
der Kosten- und Leistungsrechnung zugrunde gelegt 
werden, sofern nichts anderes bestimmt ist.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, werden die im 
Zusammenhang mit der Behördentätigkeit anfallen-
den Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nachberei-
tungszeiten als Zeitaufwand mitberechnet und die 
Auslagen (zum Beispiel Reisekosten, Materialkosten), 
soweit diese nicht bereits in die Berechnung der 
Stundensätze eingefl ossen sind, gesondert berechnet.

Hinweis:
Auf § 2 Absatz 3 des Gebührengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen wird hingewiesen.

Die sich aus der Kosten- und Leistungsrechnung er-
gebenden aktuellen Stundensätze sind von den 
Kreisordnungsbehörden gemäß der Bekanntma-
chungsverordnung vom 26. August 1999 (GV. NRW. 
S.  516) in der jeweils geltenden Fassung öffentlich 
bekannt zu machen. Das für Landwirtschaft zustän-
dige Ministerium gibt die jeweils aktuellen Stunden-
sätze für die unter anderem für Landwirtschaft zu-
ständige Landesoberbehörde im Ministerialblatt 
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bekannt. Diese werden zudem auf der Internetseite 
http://www.lanuv.nrw.de dargestellt.

16.0.2
Werden Amtshandlungen außerhalb der Dienststun-
den veranlasst, so erhöhen sich die Gebühren. Spezi-
elle Bestimmungen in Tarifstellen zu Amtshandlun-
gen außerhalb der Dienstzeit bleiben unberührt.

16.0.2.1
an Samstagen, am 24. Dezember. und 31. Dezember. 
(ganztägig) sowie an sonstigen Werktagen in dem 
Zeitraum zwischen 19 Uhr und 7 Uhr um einen Auf-
schlag von 25 Prozent

16.0.2.2
an Sonn- und Feiertagen um einen Aufschlag von 50 
Prozent

16.0.3
Kann eine Amtshandlung auf Grund eines Umstan-
des, den der Gebührenschuldner zu vertreten hat, 
nicht oder nur verzögert durchgeführt werden, so 
fällt eine Versäumnisgebühr an. Diese Gebühr ist 
nach den Kosten für Personal nach den Tarifstellen 
16.0.1 bis 16.0.2.2 zu berechnen, das in Erwartung 
der nicht oder verzögert erfolgten Amtshandlung 
eingesetzt war und insofern andere Amtsgeschäfte 
nicht wahrnehmen konnte. Abgerechnet wird für je-
de angefangenen 15 Minuten.“

30.   Die Tarifstelle 16.3.1 wird durch die folgenden Tarif-
stellen 16.3.1 bis 16.3.3 ersetzt:

„16.3.1
Regelkontrollen 

Kontrollen im Rahmen der Überwachung gemäß § 28 
des Saatgutverkehrsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. Juli 2004 (BGBl. I S. 1673) in 
der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit der 
Saatgutverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 8. Februar 2006 (BGBl. I S. 344) in der je-
weils geltenden Fassung, Pfl anzkartoffelverordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. No-
vember 2004 (BGBl. I S. 2918) in der jeweils gelten-
den Fassung oder der Saatgutaufzeichnungsverord-
nung vom 21. Januar 1986 (BGBl.  I S.  214) in der 
jeweils geltenden Fassung

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
16.0.1 bis 16.0.3

16.3.2 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung gemäß § 28 
des Saatgutverkehrsgesetzes in Verbindung mit der 
Saatgutverordnung, Pfl anzkartoffelverordnung oder 
der Saatgutaufzeichnungsverordnung, die aufgrund 
von bei Regelkontrollen nach 16.3.1 festgestellten 
Mängeln und Verstößen oder aufgrund anderer Infor-
mationen durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
16.0.1 bis 16.0.3

16.3.3 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen das Saatgut-
verkehrsgesetz und anhängige Verordnungen, die im 
Rahmen von Regelkontrollen nach 16.3.1, Anlasskon-
trollen nach 16.3.2 oder aufgrund anderer Informati-
onen festgestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
16.0.1 bis 16.0.3“.

31.  Die Tarifstelle 16.12.1 wird wie folgt gefasst:

„16.12.1
Prüfung und Feststellung, ob ein Produkt, das unter 
§  2 Nummer  1 und 6 bis 8 des Düngegesetzes fällt, 
den Anforderungen der Verordnung (EG) 
Nr.  2003/2003 und der Düngemittelverordnung ent-
spricht

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
16.0.1 bis 16.0.3“

32.   Die Tarifstelle 16.12.2 wird durch die folgenden Ta-
rifstellen 16.12.2 bis 16.12.4 ersetzt:

„16.12.2
Regelkontrollen 

Kontrollen im Rahmen der Überwachung gemäß § 12 
und § 13 des Düngegesetzes

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
16.0.1 bis 16.0.3

16.12.3 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung gemäß § 12 
und §  13 des Düngegesetzes, die aufgrund von bei 
Regelkontrollen nach 16.12.2 festgestellten Mängeln 
und Verstößen oder aufgrund anderer Informationen 
durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
16.0.1 bis 16.0.3

16.12.4 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen das Dünge-
gesetz, die im Rahmen von Regelkontrollen nach 
16.12.2, Anlasskontrollen nach 16.12.3 oder aufgrund 
anderer Informationen festgestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
16.0.1 bis 16.0.3“

33.   In der Tarifstelle 16a.0.1 wird Satz  2 wie folgt ge-
fasst: „Sofern nichts anderes bestimmt ist, werden 
die im Zusammenhang mit der Behördentätigkeit 
anfallenden Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nach-
bereitungszeiten als Zeitaufwand mitberechnet und 
die Auslagen (zum Beispiel Reisekosten, Material-
kosten), soweit diese nicht bereits in die Berechnung 
der Stundensätze eingefl ossen sind, gesondert be-
rechnet.“

34.   Die Tarifstelle 16a.1.2 wird durch die folgenden Ta-
rifstellen 16a.1.2 bis 16a.1.4 ersetzt:

„16a.1.2 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung der Ein-
haltung der Vermarktungsnormen für Eier gemäß Ar-
tikel 78 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sowie ge-
mäß Artikel 24 der Verordnung (EG) Nr. 589/2008

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.1.3 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung der Ein-
haltung der Vermarktungsnormen für Eier gemäß Ar-
tikel 78 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sowie ge-
mäß Artikel 24 der Verordnung (EG) Nr.  589/2008, 
die aufgrund von bei Regelkontrollen nach 16a.1.2 
festgestellten Mängeln und Verstößen oder aufgrund 
anderer Informationen durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.1.4 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen hinsichtlich der 
Vermarktungsnormen für Eier, die im Rahmen von 
Regelkontrollen nach 16a.1.2, Anlasskontrollen nach 
16a.1.3 oder aufgrund anderer Informationen festge-
stellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

35.   Die Tarifstelle 16a.2.2 wird durch die folgenden Ta-
rifstellen 16a.2.2 bis 16a.2.4 ersetzt:

„16a.2.2 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung gemäß § 7 
LegRegG 
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Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.2.3 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung gemäß § 7 
LegRegG, die aufgrund von bei Regelkontrollen nach 
16.2.2 festgestellten Mängeln und Verstößen oder 
aufgrund anderer Informationen durchgeführt wor-
den sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.2.4 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen das Le-
gRegG, die im Rahmen von Regelkontrollen nach 
16a.2.2, Anlasskontrollen nach 16a.2.3 oder aufgrund 
anderer Informationen festgestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

36.   Die Tarifstelle 16a.3.3 wird durch die folgenden Ta-
rifstellen 16a.3.3 bis 16a.3.5 ersetzt:

„16a.3.3 
Regelkontrollen

Kontrollen  im Rahmen der Überwachung gemäß 
§ 11 Absatz 8 KäseV

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.3.4 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung gemäß § 11 
Absatz 8 KäseV, die aufgrund von bei Regelkontrol-
len nach 16a.3.3 festgestellten Mängeln und Verstö-
ßen oder aufgrund anderer Informationen durchge-
führt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.3.5 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen die KäseV, 
die im Rahmen von Regelkontrollen nach 16a.3.3, 
Anlasskontrollen nach 16a.3.4 oder aufgrund ande-
rer Informationen festgestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

37.   Die Tarifstelle 16a.4.3 wird durch die folgenden Ta-
rifstellen 16a.4.3 bis 16a.4.5 ersetzt:

„16a.4.3 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung gemäß § 16 
ButtV

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach Tarifstelle 16a.0.1

16a.4.4 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung gemäß § 16 
ButtV, die aufgrund von bei Regelkontrollen nach 
16a.4.3 festgestellten Mängeln und Verstößen oder 
aufgrund anderer Informationen durchgeführt wor-
den sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.4.5 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen die ButtV, 
die im Rahmen von Regelkontrollen nach 16a.4.3, 
Anlasskontrollen nach 16a.4.4 oder aufgrund ande-
rer Informationen festgestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

38.   Die Tarifstelle 16a.5 wird durch die folgenden Tarif-
stellen 16a.5 bis 16a.5.3 ersetzt:

„16a.5 
Amtshandlungen nach der Milchgüteverordnung 
vom 9. Juli 1980 (BGBl. I S. 878, 1081) in der jeweils 
geltenden Fassung und der Landesgüteverordnung-
Milch vom 28. Oktober 1996 (GV. NRW. S. 464) in der 
jeweils geltenden Fassung

16a.5.1 
Regelkontrollen

Kontrollen zur Überwachung der Einhaltung der 
Milchgüteverordnung in Verbindung mit der Landes-
güteverordnung-Milch

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.5.2 
Anlasskontrollen

Kontrollen zur Überwachung der Einhaltung der 
Milchgüteverordnung in Verbindung mit der Landes-
güteverordnung-Milch, die aufgrund von bei Regel-
kontrollen nach 16a.5.1 festgestellten Mängeln und 
Verstößen oder aufgrund anderer Informationen 
durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.5.3 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen die Milchgü-
teverordnung in Verbindung mit der Landesgütever-
ordnung-Milch, die im Rahmen von Regelkontrollen 
nach 16a.5.1, Anlasskontrollen nach 16a.5.2 oder 
aufgrund anderer Informationen festgestellt worden 
sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

39.   Die Tarifstelle 16a.6 wird durch die folgenden Tarif-
stellen 16a.6 bis 16a.6.3 ersetzt:

„16a.6 
Fischetikettierung 

16a.6.1 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung nach §  4 
Satz  1 Nummer  2 des Fischetikettierungsgesetzes 
vom 1. August 2002 (BGBl.  I S. 2980) in der jeweils 
geltenden Fassung (FischEtikettG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.6.2 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung nach §  4 
Satz  1 Nummer  2 FischEtikettG, die aufgrund von 
bei Regelkontrollen nach 16a.6.1 festgestellten Män-
geln und Verstößen oder aufgrund anderer Informati-
onen durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.6.3 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen das FischEti-
kettG, die im Rahmen von Regelkontrollen nach 
16a.6.1, Anlasskontrollen nach 16a.6.2 oder aufgrund 
anderer Informationen festgestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

40.   Die Tarifstellen 16a.8.6.1 bis 16a.8.6.3 werden wie 
folgt gefasst:

„16a.8.6.1 
Regelkontrollen

16a.8.6.1.1
Kontrollen der Schlachtbetriebe auf Einhaltung der 
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gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich der korrek-
ten Schlachtkörperaufmachung, Kennzeichnung von 
Schlachtkörpern (mit Ausnahme des Klassifi zie-
rungsergebnisses), Bereitstellung einwandfreier tech-
nischer Einrichtungen (zum Beispiel Waage, Klassifi -
zierungsgeräte), Preismeldung und 
Informationsweitergabe an Lieferanten und Klassifi -
zierungsunternehmen. 

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.8.6.1.2
Kontrollen der in den Schlachtbetrieben tätigen 
Klassifi zierungsunternehmen auf Einhaltung der ge-
setzlichen Bestimmungen hinsichtlich der korrekten 
Klassifi zierung und Verwiegung von Schlachtkör-
pern, des Betriebs der technischen Einrichtungen 
(Waage, Klassifi zierungsgeräte) und der jeweiligen 
Dokumentation. 

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.8.6.2 
Anlasskontrollen

16a.8.6.2.1
Kontrollen der Schlachtbetriebe auf Einhaltung der 
gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich der korrek-
ten Schlachtkörperaufmachung, Kennzeichnung von 
Schlachtkörpern (mit Ausnahme des Klassifi zie-
rungsergebnisses), Bereitstellung einwandfreier tech-
nischer Einrichtungen (zum Beispiel Waage, Klassifi -
zierungsgeräte), Preismeldung und Informationswei-
tergabe an Lieferanten und Klassifi zierungsunter-
nehmen, die aufgrund von bei Regelkontrollen nach 
16a.8.6.1.1 festgestellten Mängeln und Verstößen oder 
aufgrund anderer Informationen durchgeführt wor-
den sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.8.6.2.2
Kontrollen der in den Schlachtbetrieben tätigen 
Klassifi zierungsunternehmen auf Einhaltung der ge-
setzlichen Bestimmungen hinsichtlich der korrekten 
Klassifi zierung und Verwiegung von Schlachtkör-
pern, des Betriebs der technischen Einrichtungen 
(Waage, Klassifi zierungsgeräte) und der jeweiligen 
Dokumentation, die aufgrund von bei Regelkontrol-
len nach 16a.8.6.1.2 festgestellten Mängeln und Ver-
stößen oder aufgrund anderer Informationen durch-
geführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.8.6.3 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen gegenüber 
den Schlachtbetrieben und den in den Schlachtbe-
trieben tätigen Klassifi zierungsunternehmen zur Be-
seitigung von Mängeln und Verstößen gegen die ge-
setzlichen Bestimmungen, die im Rahmen von 
Regelkontrollen nach 16a.8.6.1.1 u. 16a.8.6.1.2, An-
lasskontrollen nach 16a.8.6.2.1 u. 16a.8.6.2.2 oder 
aufgrund anderer Informationen festgestellt worden 
sind

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

41.   Die Tarifstellen 16a.12.2 und 16a.12.3 werden durch 
die folgenden Tarifstellen 16a.12.2 bis 16a.12.4 er-
setzt:

„16a.12.2 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung der Ver-
marktungsnormen für Gefl ügelfl eisch gemäß Artikel 
78 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 in Verbindung 
mit Verordnung (EG) Nr.  543/2008 und der Verord-
nung über Vermarktungsnormen für Gefl ügelfl eisch 
(GFlFleischV) hinsichtlich der geregelten Anforde-
rungen (Zuschnitt, Aufmachung, Kennzeichnung, 
Fremdwassergehalt, besondere Haltungsformen)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.12.3 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung der Ver-
marktungsnormen für Gefl ügelfl eisch gemäß Artikel 
78 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 in Verbindung 
mit Verordnung (EG) Nr.  543/2008 und der Verord-
nung über Vermarktungsnormen für Gefl ügelfl eisch 
(GFlFleischV) hinsichtlich der geregelten Anforde-
rungen (Zuschnitt, Aufmachung, Kennzeichnung, 
Fremdwassergehalt, besondere Haltungsformen), die 
aufgrund von bei Regelkontrollen nach 16.12.2 fest-
gestellten Mängeln und Verstößen oder aufgrund an-
derer Informationen durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.12.4 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen die Vermark-
tungsnormen für Gefl ügelfl eisch, die im Rahmen von 
Regelkontrollen nach 16a.12.2, Anlasskontrollen 
nach 16a.12.3 oder aufgrund anderer Informationen 
festgestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

42.   Die Tarifstelle 16a.13.2 wird durch die folgenden Ta-
rifstellen 16a.13.2 bis 16a.13.4 ersetzt:

„16a.13.2 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung der Verord-
nung (EG) Nr.  617/2008 hinsichtlich der Vermark-
tungsnormen für Bruteier und Küken von Hausgefl ü-
gel

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.13.3 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung der Verord-
nung (EG) Nr.  617/2008 hinsichtlich der Vermark-
tungsnormen für Bruteier und Küken von Hausgefl ü-
gel, die aufgrund von bei Regelkontrollen nach 
16a.13.2 festgestellten Mängeln und Verstößen oder 
aufgrund anderer Informationen durchgeführt wor-
den sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.13.4 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen die Vermark-
tungsnormen für Bruteier und Küken von Hausgefl ü-
gel, die im Rahmen von Regelkontrollen nach 
16a.13.2, Anlasskontrollen nach 16a.13.3 oder auf-
grund anderer Informationen festgestellt worden 
sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

43.   Die Tarifstelle 16a.14.4 wird durch die folgenden Ta-
rifstellen 16a.14.4 bis 16a.14.6 ersetzt:

„16a.14.4 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung der Ver-
marktungsnormen für Obst und Gemüse gemäß Arti-
kel 74 und 75 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 so-
wie Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 543/2011

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.14.5 
Anlasskontrollen

Kontrollen  im Rahmen der Überwachung der Ver-
marktungsnormen für Obst und Gemüse gemäß Arti-
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kel 74 und 75 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 so-
wie Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 543/2011, die 
aufgrund von bei Regelkontrollen nach 16a.14.4 fest-
gestellten Mängeln und Verstößen oder aufgrund an-
derer Informationen durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.14.6 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen die Vermark-
tungsnormen für Obst und Gemüse, die im Rahmen 
von Regelkontrollen nach 16a.14.4, Anlasskontrollen 
nach 16a.14.5 oder aufgrund anderer Informationen 
festgestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

44.   Die Tarifstelle 16a.15.4 wird durch die folgenden Ta-
rifstellen 16a.15.4 bis 16a.15.6 ersetzt:

„16a.15.4 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung der Tätig-
keit einer zugelassenen privaten Kontrollstelle ge-
mäß Artikel 5 Absatz  3 der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.15.5 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung der Tätig-
keit einer zugelassenen privaten Kontrollstelle ge-
mäß Artikel 5 Absatz  3 der Verordnung (EG) 
Nr.  882/2004, die aufgrund von bei Regelkontrollen 
nach 16a.15.4 festgestellten Mängeln und Verstößen 
oder aufgrund anderer Informationen durchgeführt 
worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.15.6 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen die Verord-
nung (EG) Nr. 882/2004, die im Rahmen von Regel-
kontrollen nach 16a.15.4, Anlasskontrollen nach 
16a.15.5 oder aufgrund anderer Informationen fest-
gestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

45.   Die bisherige Tarifstelle 16a.15.5 wird durch die fol-
genden Tarifstellen 16a.15.7 bis 16a.15.9 ersetzt:

„16a.15.7 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung nach Arti-
kel 34 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 in Verbin-
dung mit § 134 MarkenG und § 4 LSpG

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.15.8 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung nach Arti-
kel 34 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 in Verbin-
dung mit §  134 MarkenG und §  4 LSpG, die auf-
grund von bei Regelkontrollen nach 16a.15.7 
festgestellten Mängeln und Verstößen oder aufgrund 
anderer Informationen durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1 

16a.15.9 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen das Mar-
kenG oder das LSpG, die im Rahmen von Regelkont-
rollen nach 16a.15.7, Anlasskontrollen nach 16a.15.8 

oder aufgrund anderer Informationen festgestellt 
worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1“.

46.   Die bisherige Tarifstelle 16a.15.6 wird die Tarifstelle 
16a.15.10.

47.   Die Tarifstellen 16a.16.1 und 16a.16.2 werden durch 
die folgenden Tarifstellen 16a.16.1 bis 16a.16.6.2 er-
setzt:

„16a.16.1 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überprüfung der Objek-
tivität und Wirksamkeit der zugelassenen privaten 
Kontrollstelle gemäß Artikel 27 Absatz  8 und 9 der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Ju-
ni 2007 über die ökologische/biologische Produktion 
und die Kennzeichnung von ökologischen/biologi-
schen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 (ABl. L 189 vom 20.7.2007, 
S. 1) 

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.16.2 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überprüfung der Objek-
tivität und Wirksamkeit der zugelassenen privaten 
Kontrollstelle gemäß Artikel 27 Absatz  8 und 9 der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007, die aufgrund von bei 
Regelkontrollen nach 16a.16.1 festgestellten Män-
geln und Verstößen oder aufgrund anderer Informati-
onen durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.16.3 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen die Verord-
nung (EG) Nr.  834/2007, die im Rahmen von Regel-
kontrollen nach 16a.16.1, Anlasskontrollen nach 
16a.16.2 oder aufgrund anderer Informationen fest-
gestellt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.16.4 
Regelkontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung nach §  8 
ÖLG in Unternehmen, die Tätigkeiten bezüglich Er-
zeugnissen aus dem Anwendungsbereich der Verord-
nung (EG) Nr. 834/2007 durchführen

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.16.5 
Anlasskontrollen

Kontrollen im Rahmen der Überwachung nach §  8 
ÖLG in Unternehmen, die Tätigkeiten bezüglich Er-
zeugnissen aus dem Anwendungsbereich der Verord-
nung (EG) Nr.  834/2007 durchführen, die aufgrund 
von bei Regelkontrollen nach 16a.16.4 festgestellten 
Mängeln und Verstößen oder aufgrund anderer Infor-
mationen durchgeführt worden sind.

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1

16a.16.6 
Ordnungsbehördliche Maßnahmen

16a.16.6.1
Anordnungen und Abhilfemaßnahmen zur Beseiti-
gung von Mängeln und Verstößen gegen die Verord-
nung (EG) Nr.  834/2007, die im Rahmen von Regel-
kontrollen nach 16a.16.4, Anlasskontrollen nach 
16a.16.5 oder aufgrund anderer Informationen fest-
gestellt worden sind 

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 
16a.0.1
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16a.16.6.2

Entscheidung über die Duldung der Ökovermark-
tung von Erzeugnissen nach Artikel 30 Absatz 1 Ver-
ordnung (EG) Nr.  834/2007 auf Grundlage der Be-
wertung der bei Regelkontrollen nach 16a.16.4, 
Anlasskontrollen nach 16a.16.5 oder aufgrund ande-
rer Informationen festgestellten Mängel oder Verstö-
ße

Gebühr: Euro 50 bis 6 000“.

48.   Die bisherigen Tarifstellen 16a.16.3 bis 16a.16.12 
werden die Tarifstellen 16a.16.7 bis 16a.16.16.

49.  Die Tarifstelle 18a.0.1 wird wie folgt gefasst:

„18a.0.1
Werden Amtshandlungen der Tarifstelle 18a außer-
halb der Dienststunden veranlasst, so erhöhen sich 
die Gebühren. Spezielle Bestimmungen in Tarifstel-
len zu Amtshandlungen außerhalb der Dienstzeit 
bleiben unberührt.“

50.  Die Tarifstelle 18a.1 wird wie folgt gefasst:

„18a.1
Amtshandlungen nach dem Landeshundegesetz  vom 
18. Dezember 2002 (GV. NRW. S. 656) in der jeweils 
geltenden Fassung (LHundG NRW)“.

51.  Die Tarifstelle 18a.2 wird wie folgt gefasst:

„18a.2
Amtshandlungen nach der Ordnungsbehördlichen 
Verordnung zur Durchführung des Landeshundege-
setzes NRW vom 19. Dezember 2003 (GV. NRW. 
2004  S.  85) in der jeweils geltenden Fassung (DVO 
LHundG NRW)“.

52.  Die Tarifstelle 23.0.1 wird wie folgt geändert:

a)  Satz 3 wird aufgehoben.

b)   In Satz 4 werden nach der Angabe „Materialkos-
ten)“ die Wörter „, soweit diese nicht bereits in 
die Berechnung der Stundensätze eingefl ossen 
sind,“ eingefügt.

53.  Die Tarifstelle 23.0.2 wird wie folgt gefasst:

„23.0.2
Werden Amtshandlungen der Tarifstelle 23 außer-
halb der Dienststunden veranlasst, so erhöhen sich 
die Gebühren. Spezielle Bestimmungen in Tarifstel-
len zu Amtshandlungen außerhalb der Dienstzeit 
bleiben unberührt.“

54.   In der Tarifstelle 23.0.4.1 werden in Satz 3 nach dem 
Wort „Tafeln“ die Wörter „sofern die zu überprüfen-
de lebensmittelrechtliche Tätigkeit nicht gewerblich 
ausgeübt wird“ angefügt.

55.   Nach Tarifstelle 23.3.1.1.8 wird folgende Tarifstelle 
23.3.1.1.9 eingefügt:

„23.3.1.1.9
Erstellen einer amtlichen Gesundheitsbescheinigung 
für Hunde, Katzen, Frettchen und Heimtiere im Rei-
severkehr

Gebühr: Euro mindestens 20 bis zu 2 Tieren, für jedes 
weitere Tier Euro 10“.

56.  Die Tarifstelle 23.6.1.1 wird wie folgt gefasst:

„23.6.1.1
Wird für die Berechnung der Gebühr nach Zeitauf-
wand auf diese Tarifstelle verwiesen, so hat die Be-
rechnung nach den Tarifstellen 23.0.1. bis 23.0.3 zu 
erfolgen.“

57.   In der Tarifstelle 23.6.10 werden die Wörter „Die Ge-
bühren sind nach den unter den Tarifstellen 23.0.1 
bis 23.0.3 festgelegten Tarifen zu berechnen“ durch 
die Wörter „Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstel-
len 23.0.1 bis 23.0.3“ ersetzt.

58.   In den Tarifstellen 23.7.26.1 bis 23.7.26.3 werden je-
weils die Wörter „Die Gebühren sind nach den Per-
sonalkosten entsprechend den Tarifstellen 23.0.1 bis 
23.0.3 zu berechnen“ durch die Wörter „Je nach Zeit-
aufwand nach den Tarifstellen 23.0.1 bis 23.0.3“ er-
setzt.

59.   In der Tarifstelle 23.7.27 werden die Wörter „Die 
Kosten der Amtshandlung sind nach den Tarifstellen 
23.0.1 bis 23.0.3 zu berechnen“ durch die Wörter „Je 
nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 23.0.1 bis 
23.0.3“ ersetzt.

60.   In der Tarifstelle 23.8.3.7 werden die Wörter „nach 
§ 12 Absatz 3 Satz 1 Tier-LMHV“ durch die Wörter 
„(§ 12 Absatz 2 Satz 1 Tier-LMHV)“ ersetzt.

61.  Die Tarifstelle 23.9.5.1.8 wird aufgehoben.

62.   Die Tarifstellen 23.9.5.1.9 bis 23.9.5.1.12 werden die 
Tarifstellen 23.9.5.1.8 bis 23.9.5.1.11.

63.   Die Tarifstellen 23.9.5.6.7.2 bis 23.9.5.6.7.4 werden 
durch die folgenden Tarifstellen 23.9.5.6.7.2 bis 
23.9.5.6.7.6 ersetzt:

„23.9.5.6.7.2
Untersuchung mit markierten Reagenzien (Latexag-
glutination und Immunoassays) mit kostenintensiven 
Testkits oder erhöhtem Aufwand

Gebühr: Euro 23

23.9.5.6.7.2.1
Jede weitere Probe je Einsendung und Parameter

Gebühr: Euro 8

23.9.5.6.7.3
Untersuchung mit markierten Reagenzien (Latexag-
glutination und Immunoassays) mit kostenintensiven 
Testkits und erhöhtem Aufwand

Gebühr: Euro 28

23.9.5.6.7.3.1
Jede weitere Probe je Einsendung und Parameter

Gebühr: Euro 15

23.9.5.6.7.4
Untersuchung mit markierten Reagenzien (Latexag-
glutination und Immunoassays) mit sehr kostenin-
tensiven Testkits oder stark erhöhtem Aufwand

Gebühr: Euro 38

23.9.5.6.7.4.1
Jede weitere Probe je Einsendung und Parameter

Gebühr: Euro 25

23.9.5.6.7.5
Untersuchung mit markierten Reagenzien (Latexag-
glutination und Immunoassays) mit sehr kostenin-
tensiven Testkits und stark erhöhtem Aufwand

Gebühr: Euro 48

23.9.5.6.7.6
nach Anreicherung zusätzlich je Ansatz

Gebühr: Euro 5“.

64.   In der Tarifstelle 23.11.2.1 werden die Wörter „Euro 
15 bis 60“ durch die Wörter „Euro 15 je zugeteilte 
Bezugsnummer“ ersetzt.

65.   In den Tarifstellen 23.14.1 und 23.14.2 werden je-
weils die Wörter „Die Kosten der Amtshandlung sind 
nach Tarifstelle 23.0.1 zu berechnen“ durch die Wör-
ter „Je nach Zeitaufwand nach der Tarifstelle 23.0.1“ 
ersetzt.

66.   In der Tarifstelle 23.15.3 werden die Wörter „Die 
Kosten der Amtshandlung sind nach Tarifstelle 
23.0.1 zu berechnen“ durch die Wörter „Je nach Zeit-
aufwand nach der Tarifstelle 23.0.1“ ersetzt.

67.   Nach der Tarifstelle 23.16 werden folgende Tarifstel-
len 23.17 und 23.17.1 eingefügt:

„23.17
Amtshandlung nach dem Kontrollergebnis-Transpa-
renz-Gesetz (KTG) vom 7. März 2017 (GV. NRW. 
S. 334)  in der jeweils geltenden Fassung.

23.17.1
Durchführung zusätzlicher amtlicher Kontrollen (§ 9 
KTG)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
23.0.1 bis 23.0.3“.
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68.   In der Tarifstelle 27.1.3.2 wird die Angabe „Euro 125 
bis 1 250“ durch die Wörter „Je nach Zeitaufwand. 
Für die Berechnung sind je angefangenen 30 Minuten 
die vom für Inneres zuständigen Ministerium veröf-
fentlichten, jeweils gültigen Stundensätze (Richtwer-
te) zugrunde zu legen. Die im Zusammenhang mit 
der Behördentätigkeit anfallende Fahr- und Warte-
zeit wird als Zeitaufwand mitberechnet und die Aus-
lagen (zum Beispiel Reisekosten, Materialkosten), so-
weit diese nicht bereits in die Berechnung der 
Stundensätze eingefl ossen sind, gesondert berech-
net.“ ersetzt.

69.  Die Tarifstelle 27.1.3.5 wird wie folgt gefasst:

„27.1.3.5
Vor-Ort-Besichtigung im Rahmen der Überwachung 
einer gentechnischen Anlage, Vor-Ort-Besichtigung 
im Rahmen der Überwachung einer Freisetzung von 
gentechnisch veränderten Organismen, sowie Vor-
Ort-Besichtigung im Rahmen der Überwachung des 
Umgangs mit in Verkehr gebrachten Produkten, die 
gentechnisch veränderte Organismen enthalten oder 
daraus bestehen (§ 25 Absatz 1)

Gebühr: Je nach Zeitaufwand. Für die Berechnung 
sind je angefangenen 30 Minuten die vom für Inneres 
zuständigen Ministerium veröffentlichten, jeweils 
gültigen Stundensätze (Richtwerte) zugrunde zu le-
gen. Die im Zusammenhang mit der Behördentätig-
keit anfallende Fahr- und Wartezeit wird als Zeitauf-
wand mitberechnet und die Auslagen (zum Beispiel 
Reisekosten, Materialkosten), soweit diese nicht be-
reits in die Berechnung der Stundensätze eingefl os-
sen sind, gesondert berechnet.“

70.   Die Tarifstellen 28.0 bis 28.1.5.5 werden durch die 
folgenden Tarifstellen 28.0 bis 28.1.5.4 ersetzt:

„28.0 
Ermittlung des Verwaltungsaufwands, Aufschläge 
und Versäumnisgebühren

28.0.1
Sofern im Folgenden eine Tarifstelle vorsieht, dass 
eine Gebühr nach Zeitaufwand zu berechnen ist, 
sind für die Berechnung der zu erhebenden Verwal-
tungsgebühren je angefangenen 30 Minuten, sofern 
nichts anderes bestimmt ist, die vom für Inneres zu-
ständigen Ministerium veröffentlichten, jeweils gül-
tigen Stundensätze (Richtwerte) für die Berücksich-
tigung des Verwaltungsaufwandes zugrunde zu legen.

Soweit eine Behörde über eine Kosten- und Leis-
tungsrechnung verfügt und im Folgenden eine Tarif-
stelle vorsieht, dass eine Gebühr nach Zeitaufwand 
zu berechnen ist, können, abweichend von den vom 
für Inneres zuständigen Ministerium veröffentlich-
ten, jeweils gültigen Stundensätzen, für die Berech-
nung je angefangenen 30 Minuten die Stundensätze 
der Kosten- und Leistungsrechnung zugrunde gelegt 
werden, sofern nichts anderes bestimmt ist.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, werden die im 
Zusammenhang mit der Behördentätigkeit anfallen-
den Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nachberei-
tungszeiten als Zeitaufwand mitberechnet und die 
Auslagen (zum Beispiel Reisekosten, Materialkosten), 
soweit diese nicht bereits in die Berechnung der 
Stundensätze eingefl ossen sind, gesondert berechnet.

Hinweis:

Auf § 2 Absatz 3 des Gebührengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen wird hingewiesen.

Die sich aus der Kosten- und Leistungsrechnung er-
gebenden aktuellen Stundensätze sind von den 
Kreisordnungsbehörden gemäß der Bekanntma-
chungsverordnung vom 26. August 1999 (GV. NRW. 
S.  516) in der jeweils geltenden Fassung öffentlich 
bekannt zu machen. Das für Umweltschutz zuständi-
ge Ministerium gibt die jeweils aktuellen Stunden-
sätze für die für Umweltschutz zuständige Lan-
desoberbehörde im Ministerialblatt bekannt. Diese 
werden zudem auf der Internetseite http://www.la-
nuv.nrw.de dargestellt.

28.0.2
Werden Amtshandlungen der Tarifstelle 28 außer-

halb der Dienststunden veranlasst, so erhöhen sich 
die Gebühren. Spezielle Bestimmungen in Tarifstel-
len zu Amtshandlungen außerhalb der Dienstzeit 
bleiben unberührt.

28.0.2.1
an Samstagen, am 24. Dezember und 31. Dezember 
(ganztägig) sowie an sonstigen Werktagen in dem 
Zeitraum zwischen 19 Uhr und 7 Uhr um einen Auf-
schlag von 25 Prozent

28.0.2.2
an Sonn- und Feiertagen um einen Aufschlag von 50 
Prozent

28.0.3
Kann eine Amtshandlung auf Grund eines Umstan-
des, den der Gebührenschuldner zu vertreten hat, 
nicht oder nur verzögert durchgeführt werden, so 
fällt eine Versäumnisgebühr an. Diese Gebühr ist 
nach den Kosten für Personal nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.2.2 zu berechnen, das in Erwartung 
der nicht oder verzögert erfolgten Amtshandlung 
eingesetzt war und insofern andere Amtsgeschäfte 
nicht wahrnehmen konnte. Abgerechnet wird für je-
de angefangenen 15 Minuten.

28.1 
Wasserwirtschaft

28.1.1
Amtshandlungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) in der jeweils gel-
tenden Fassung (WHG)

28.1.1.1
Entscheidung über die Erlaubnis der Gewässerbe-
nutzung (§ 8 Absatz 1 Halbsatz 1 Alternative 1 WHG)

Gebühr: 0,1 Prozent des Wertes der Benutzung, min-
destens jedoch Euro 200

Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal-
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden.

Der Wert ist von der für die Entscheidung zuständi-
gen Behörde festzusetzen. Der Berechnung des Wer-
tes der Benutzung ist die Frist zugrunde zu legen, für 
die die Erlaubnis erteilt wird. Ist die Erlaubnis nicht 
befristet, so ist bei der Berechnung von einer Frist 
von 20 Jahren auszugehen.

Bei der Ermittlung des Wertes der Benutzung ist als-
dann, ausgehend von dem jeweiligen Benutzungstat-
bestand (§ 9 Absatz 1 und Absatz 2 WHG), auf den 
Zweck der Benutzung (beispielsweise Entnahme für 
Wasserversorgung, Kühlzwecke, Beregnungsanlagen) 
und die Bedeutung abzustellen, die derartige Gewäs-
serbenutzungen allgemein für den Wasserhaushalt 
haben.

Die hiernach für die Gewässerbenutzung jeweils ein-
zusetzende Wertzahl ist nach Maßgabe der Anlage 6 
zum Gebührentarif zu berechnen.

28.1.1.2
Entscheidung über die gehobene Erlaubnis (§ 8 Ab-
satz  1 Halbsatz 1 Alternative 1 in Verbindung mit 
§ 15 WHG)

Gebühr: 0,15 Prozent des Wertes der Benutzung, 
mindestens jedoch Euro 800

Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal-
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden.

Die Wertermittlung erfolgt nach der Tarifstelle 
28.1.1.1.

28.1.1.3
Entscheidung über die Bewilligung der Gewässerbe-
nutzung (§ 8 Absatz 1 Halbsatz 1 Alternative 2 WHG)

Gebühr: 0,2 Prozent des Wertes der Benutzung, min-
destens jedoch Euro 1 600

Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal-
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden.

Die Wertermittlung erfolgt nach der Tarifstelle 
28.1.1.1.
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28.1.1.4
Entscheidung über eine Einzelfalleinleiterlaubnis in 
Anlehnung an eine bestehende Einleiterlaubnis in 
Schadens- und Sonderfällen (§ 8 WHG)

Gebühr:

a)   bei einer Einleitmenge bis zu 50 Kubikmeter zu 
entsorgendem Abwasser: Euro 100

b)   bei einer Einleitmenge bis zu 100 Kubikmeter zu 
entsorgendem Abwasser: Euro 150

c)   bei einer Einleitmenge bis zu 150 Kubikmeter zu 
entsorgendem Abwasser: Euro 200

d)   bei einer Einleitmenge bis zu 200 Kubikmeter zu 
entsorgendem Abwasser: Euro 250

e)   bei einer Einleitmenge bis zu 250 Kubikmeter zu 
entsorgendem Abwasser: Euro 300

f)   bei einer Einleitmenge bis zu 300 Kubikmeter zu 
entsorgendem Abwasser: Euro 350

g)   je weitere 50 Kubikmeter Abwasser erhöht sich 
die Gebühr um Euro 20, höchstens jedoch auf ei-
ne Gesamtgebühr von Euro 1 000

28.1.1.5
Entscheidung über Änderungen einer Erlaubnis, ge-
hobenen Erlaubnis oder Bewilligung zur Gewässer-
benutzung (§§ 8, 13 Absatz 1 WHG), soweit nicht die 
Erteilung einer neuen Erlaubnis, gehobenen Erlaub-
nis oder Bewilligung erforderlich ist

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.6
Entscheidung über

a)   die Zulassung des vorzeitigen Beginns einer Ge-
wässerbenutzung (§ 17 Absatz 1 WHG)

Gebühr: ein Drittel der Gebühr für die Hauptent-
scheidung nach den Tarifstellen 28.1.1.1, 28.1.1.2, 
28.1.1.3 und 28.1.1.5

b)   die Änderung oder Verlängerung einer Zulassung 
des vorzeitigen Beginns nach Buchstabe a (§  17 
Absatz 2 Satz 2 in Verbindung § 13 WHG) 

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.7
Entscheidung über das Einvernehmen und Stellung-
nahme im Zusammenhang mit der Herstellung des 
Benehmens bei Planfeststellungsverfahren für Vorha-
ben, die mit der Benutzung eines Gewässers verbun-
den sind sowie bei bergrechtlichen Betriebsplänen, 
die die Benutzung von Gewässern vorsehen (§ 19 Ab-
satz 3 WHG) 

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

Anmerkung:

Die Gebühr ist von der Behörde zu entrichten, die 
die Sachentscheidung gegenüber dem Vorhabenträ-
ger trifft. Diese hat die Aufwendungen bei der Kos-
tenerhebung im jeweiligen Trägerverfahren zu be-
rücksichtigen.

28.1.1.8
Entscheidung über den Widerruf alter Rechte und al-
ter Befugnisse (§ 20 Absatz 2 Satz 1 und 2 WHG) so-
wie Entscheidungen über die Festsetzung nachträgli-
cher Anforderungen und Maßnahmen ohne 
Entschädigungen (§  20 Absatz  2 Satz  3 in Verbin-
dung mit § 13 Absatz 2 WHG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.9
Entscheidung über den Ausgleich von Erlaubnissen, 
Rechten und Befugnissen untereinander (§ 22 Satz 1 
WHG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.10
Entgegennahme und Prüfung von Anzeigen über 
Erdaufschlüsse (§ 49 Absatz 1 Satz 1 WHG)

Gebühr: Euro 50 bis 1 000

28.1.1.11
Erteilung von Befreiungen von Verboten, Beschrän-
kungen oder Duldungs- und Handlungspfl ichten 
nach § 52 Absatz 1 Satz 1 WHG (§ 52 Absatz 1 Satz 2 
WHG, § 53 Absatz 5 in Verbindung mit § 52 Absatz 1 
Satz 2 WHG)

Gebühr: Euro 100 bis 2 500

28.1.1.12
Entscheidung über 

a)   die Genehmigung für das Einleiten von Abwasser 
in öffentliche Abwasseranlagen (Indirekteinlei-
tung) (§ 58 Absatz 1 Satz 1 WHG)

Gebühr: 0,1 Prozent des Wertes der Abwassereinlei-
tung, abzüglich eines Abschlags von 10 Prozent, min-
destens jedoch Euro 250

b)   Entscheidung über die Änderung der Genehmi-
gung nach Buchstabe a (§  58 Absatz  4 Satz  1 
WHG in Verbindung mit § 13 Absatz 1 WHG)

Gebühr: Euro 50 bis 750

Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal-
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden.

Die Wertermittlung erfolgt nach der Tarifstelle 
28.1.1.1.

28.1.1.13
Entscheidung über 

a)   die Zulassung des vorzeitigen Beginns bei Abwas-
sereinleitung in öffentliche Abwasseranlagen 
(§  58 Absatz  4 Satz  1 WHG in Verbindung mit 
§ 17 WHG)

Gebühr: ein Drittel der Gebühr für die Hauptent-
scheidung nach der Tarifstelle 28.1.1.11

b)   die Änderung der Zulassung des vorzeitigen Be-
ginns nach Buchstabe a (§  58 Absatz  4 Satz  1 
WHG in Verbindung mit §§ 17 und 13 WHG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.14
Entscheidung über 

a)   die Genehmigung für das Einleiten von Abwasser 
in private Abwasseranlagen, die der Beseitigung 
von gewerblichem Abwasser dienen (§  59 Ab-
satz  1 in Verbindung mit §  58 Absatz  1 Satz  1 
WHG)

Gebühr: 0,1 Prozent des Wertes der Abwassereinlei-
tung, abzüglich eines Abschlags von 10 Prozent, min-
destens jedoch Euro 250

Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal-
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden.

Die Wertermittlung erfolgt nach der Tarifstelle 
28.1.1.1.

b)   die Änderung einer Genehmigung nach Buchsta-
be a (§  59 Absatz  1 in Verbindung mit §  58 Ab-
satz 4 und § 13 Absatz 1 WHG) 

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.15
Entscheidung über

a)   die Freistellung von der Genehmigungsbedürftig-
keit von Abwassereinleitungen Dritter in private 
Abwasseranlagen, die der Beseitigung von ge-
werblichem Abwasser dienen (§ 59 Absatz 2 WHG 
in Verbindung mit §  59 Absatz  1 und §  58 Ab-
satz 1 WHG)

Gebühr: 0,1 Prozent des Wertes der Abwassereinlei-
tung, abzüglich eines Abschlags von 10 Prozent, min-
destens jedoch Euro 250
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Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal-
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden.

Die Wertermittlung erfolgt nach der Tarifstelle 
28.1.1.1.

b)   die Änderung einer Freistellung nach Buchstabe a 
(§ 59 Absatz 2 WHG in Verbindung mit § 59 Ab-
satz 1, § 58 Absatz 4 und § 13 Absatz 1 WHG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.16
Entscheidung über die Genehmigung der Errichtung, 
des Betriebs sowie der wesentlichen Änderung einer 
Abwasserbehandlungsanlage (§  60 Absatz  3 Satz  1 
WHG)

Gebühr: 

für die ersten 50 000 Euro der Baukosten 2 Prozent

für die weiteren 450 000 Euro 0,2 Prozent

für die weiteren 4,5 Millionen Euro 0,1 Prozent

für die weiteren 45 Millionen Euro 0,01 Prozent

für den 50 Millionen Euro übersteigenden Teil 0,001 
Prozent

Gebühr: mindestens Euro 300

Die Baukosten sind von der für die Entscheidung zu-
ständigen Behörde festzustellen. Als Baukosten sind 
ohne Berücksichtigung der Umsatzsteuer die Kosten 
zugrunde zu legen, die voraussichtlich zum Zeit-
punkt der Entscheidung über die Zulassung für die 
Erbringung aller Arbeiten und Leistungen bis zur 
Vollendung einschließlich der Inanspruchnahme von 
Maschinen und sonstigen Geräten sowie für die nöti-
gen Baustoffe ortsüblich angesetzt werden müssen. 
Die Planungs- und Ingenieursleistungen sind nicht 
zu berücksichtigen.

Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal-
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden.

Ist die Entscheidung über die wesentliche Änderung 
von Abwasserbehandlungsanlagen mit nur geringem 
Verwaltungsaufwand verbunden,

Gebühr: Euro 100 bis 500

Die Gebühr vermindert sich um 30 Prozent, wenn 
das antragstellende Unternehmen nach der Verord-
nung (EG) Nr.  1221/2009 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 25. November 2009 über 
die freiwillige Teilnahme von Organisationen an ei-
nem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement 
und Umweltbetriebsprüfung und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 761/2001, sowie der Beschlüsse 
der Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG 
(ABl. L 342 vom 22.12.2009, S. 1), die durch Verord-
nung (EU) Nr.  517/2013 (ABl. L 158 vom 10.6.2013, 
S. 1) geändert worden ist (EMAS), registriert ist oder 
über ein nach DIN ISO 14001 zertifi ziertes Umwelt-
managementsystem verfügt.

28.1.1.17
Entgegennahme und Prüfung einer Anzeige zur Än-
derung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betrie-
bes einer Abwasserbehandlungsanlage einschließlich 
der jeweils erforderlichen Mitteilungen (§  60 Ab-
satz 4 Satz 1, 3 und 4 WHG)

Gebühr: die Hälfte der Gebühr nach Tarifstelle 
28.1.1.16

28.1.1.18
Entscheidung über die Eignungsfeststellung (§  63 
Absatz 1 Satz 1 und 2 WHG)

Gebühr: Euro 150 bis 2 500

28.1.1.19
Entscheidung über 

a)   die Zulassung des vorzeitigen Beginns für eine 
Eignungsfeststellung (§ 63 Absatz 1 Satz 3 WHG 
in Verbindung mit §  58 Absatz  4, §  17 Absatz  1 
WHG)

Gebühr: Euro 70 bis 1 200

b)   die Änderung der Zulassung des vorzeitigen Be-
ginns nach Buchstabe a (§  63 Absatz  1 Satz  3 
WHG in Verbindung mit § 58 Absatz 4, § 17 und 
§ 13 Absatz 1 WHG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.20
Entscheidung über 

a)   die Planfeststellung für den Gewässerausbau 
oder den Bau einer Hochwasserschutzanlage (§ 68 
Absatz 1 WHG)

Gebühr: Euro 0,2 Prozent der Baukosten, mindestens 
jedoch Euro 1 100

Die Ermittlung der Baukosten erfolgt nach der Tarif-
stelle 28.1.1.16. 

b)   die Änderung oder Verlängerung eines Planfest-
stellungsbeschlusses nach Buchstabe a 

Gebühr: ein Drittel der Gebühr für die zu ändernde 
oder zu verlängernde Entscheidung, mindestens je-
doch Euro 550 (§  68 Absatz  1 WHG in Verbindung 
mit § 70 Absatz 1, § 13 Absatz 1 WHG)

28.1.1.21
Entscheidung über

a)   die Planfeststellung für den Gewässerausbau zum 
Zwecke der Gewinnung oberirdischer Boden-
schätze gemäß Abgrabungsgesetz vom 23. Novem-
ber 1979 (GV. NRW. S. 922) in der jeweils gelten-
den Fassung (Abgrabungsgesetz) (§  68 Absatz  1 
WHG)

Gebühr:

 aa)   Euro 0,01 je Kubikmeter Bodenschatz/Ver-
füllmenge,

 bb)   Euro 0,002 je Kubikmeter, soweit grubenei-
gener Abraum verwendet wird,

mindestens jedoch Euro 2 200

Die Gebühr richtet sich nach der Menge des zu ge-
winnenden Bodenschatzes und gegebenenfalls der 
Menge des nicht dem Abfallrecht unterliegenden Ver-
füllmaterials.

b) die Änderung oder Verlängerung eines Planfest-
stellungsbeschlusses nach Buchstabe a (§ 68 Absatz 1 
WHG in Verbindung mit § 70 Absatz 1, § 13 Absatz 1 
WHG)

Gebühr: ein Drittel der Gebühr für die zu ändernde 
oder zu verlängernde Entscheidung, mindestens je-
doch Euro 550

Neben den Gebühren nach den Buchstaben a und b 
werden Gebühren nach der Tarifstelle 28.3.1 bezie-
hungsweise 28.3.3 und Auslagen nach § 10 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 und 5 GebG NRW nicht erhoben.

28.1.1.22
Entscheidung über 

a)   die Erteilung einer Plangenehmigung für den Ge-
wässerausbau oder Bau von Hochwasserschutz-
anlagen (§ 68 Absatz 1 und 2 Satz 1 WHG)

Gebühr: 80 Prozent von 0,2 Prozent der Baukosten, 
mindestens jedoch Euro 900

Die Ermittlung der Baukosten erfolgt nach der Tarif-
stelle 28.1.1.16. 

b)   die Änderung oder Verlängerung einer Plangeneh-
migung nach Buchstabe a (§  68 Absatz  1 und 2 
Satz 1 in Verbindung mit § 70 Absatz 1 und § 13 
Absatz 1 WHG)

Gebühr: ein Drittel der Gebühr für die zu ändernde 
oder zu verlängernde Entscheidung, mindestens je-
doch Euro 440

28.1.1.23
Entscheidung über 

a)   die Plangenehmigung für den Gewässerausbau 
zum Zwecke der Gewinnung oberirdischer Bo-
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denschätze gemäß Abgrabungsgesetz (§  68 Ab-
satz 1 und 2 Satz 1 WHG)

Gebühr: 80 Prozent von

 aa)   Euro 0,01 je Kubikmeter Bodenschatz/Ver-
füllmenge,

  bb)   Euro 0,002 je Kubikmeter, soweit grubenei-
gener Abraum verwendet wird,

mindestens jedoch Euro 1 760

Die Gebühr richtet sich nach der Menge des zu ge-
winnenden Bodenschatzes und gegebenenfalls der 
Menge des nicht dem Abfallrecht unterliegenden Ver-
füllmaterials.

b)   die Änderung oder Verlängerung einer Plangeneh-
migung nach Buchstabe a (§  68 Absatz  1 und 2 
Satz 1 in Verbindung mit § 70 Absatz 1 und § 13 
Absatz 1 WHG)

Gebühr: ein Drittel der Gebühr für die zu ändernde 
oder zu verlängernde Plangenehmigung, mindestens 
jedoch Euro 440

Neben den Gebühren nach den Buchstaben a und b 
werden Gebühren nach der Tarifstelle 28.3.1 bezie-
hungsweise 28.3.3 und Auslagen nach § 10 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 und 5 GebG NRW nicht erhoben.

28.1.1.24
Entscheidung über 

a)   die Zulassung des vorzeitigen Beginns in einem 
Planfeststellungsverfahren und einem Plangeneh-
migungsverfahren für den Gewässerausbau oder 
Bau von Hochwasserschutzanlagen (§ 69 Absatz 2 
WHG in Verbindung mit § 17 WHG)

Gebühr: ein Drittel der Gebühr für die Hauptent-
scheidung

b)   die Änderung oder Verlängerung einer Zulassung 
des vorzeitigen Beginns nach Buchstabe a (§  69 
Absatz  2 WHG in Verbindung mit §§  17 und 13 
Absatz 1 WHG)

Gebühr: Euro 150 bis ein Neuntel der Gebühr für die 
Hauptentscheidung

28.1.1.25
Entscheidung über 

a)   die Zulassung des vorzeitigen Beginns in einem 
Planfeststellungsverfahren und einem Plangeneh-
migungsverfahren für den Gewässerausbau zum 
Zwecke der Gewinnung oberirdischer Boden-
schätze gemäß Abgrabungsgesetz (§  69 Absatz  2 
WHG in Verbindung mit § 17 WHG)

Gebühr: Euro 400 bis ein Drittel der Gebühr für die 
Hauptentscheidung

b)   die Änderung oder Verlängerung einer Zulassung 
des vorzeitigen Beginns nach Buchstabe a (§  69 
Absatz  2 WHG in Verbindung mit §§  17 und 13 
Absatz 1 WHG)

Gebühr: Euro 150 bis ein Neuntel der Gebühr für die 
Hauptentscheidung

Neben den Gebühren nach Buchstaben a und b wer-
den Gebühren nach der Tarifstelle 28.3.1 beziehungs-
weise 28.3.3 und Auslagen nach § 10 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 und 5 GebG NRW nicht erhoben.

28.1.1.26
Entscheidung über die Genehmigung der Errichtung 
und Erweiterung baulicher Anlagen, die Entgegen-
nahme und Prüfung der Anzeige und die Zulassung 
von Maßnahmen (§ 78 Absatz 2 bis 4 WHG; § 78 Ab-
satz 6 in Verbindung mit § 78 Absatz 2 bis 4 WHG)

Gebühr:

für die ersten 50 000 Euro der Baukosten 2 Prozent

für die weiteren 450 000 Euro 0,2 Prozent

für die weiteren 4,5 Millionen Euro 0,1 Prozent

für die weiteren 45 Millionen Euro 0,01 Prozent

für den 50 Millionen Euro übersteigenden Teil 0,001 
Prozent

Gebühr: mindestens Euro 200

Die Ermittlung der Baukosten erfolgt nach der Tarif-
stelle 28.1.1.16.

Handelt es sich bei der Anlage um ein Wohn- oder 
Bürohaus, sind statt der Baukosten die Rohbaukos-
ten zugrunde zu legen und die Gebühr um 50 Pro-
zent zu vermindern, mit Ausnahme der Mindestge-
bühr.

Die Rohbaukosten sind von der für die Entscheidung 
zuständigen Behörde festzusetzen. Sie ist nach den 
veranschlagten (geschätzten) Rohbaukosten ohne 
Berücksichtigung der Umsatzsteuer zu ermitteln, die 
voraussichtlich zum Zeitpunkt der Zulassung für die 
Herstellung aller bis zu einer Bauzustandsbesichti-
gung des Rohbaus (§ 82 Absatz 1 BauO NRW) fertig-
zustellenden Arbeiten und Lieferungen erforderlich 
sein werden.

Erfolgt eine nachträgliche Entscheidung über die 
Genehmigung und Zulassung von Maßnahmen in-
nerhalb eines Überschwemmungsgebietes, wenn die-
se ohne Genehmigung umgesetzt wurden, dann er-
höht sich die Gebühr um das Dreifache.

28.1.1.27
Entscheidung über Duldungs- und Gestattungsver-
pfl ichtungen (§§ 91, 92, 93 und 94 WHG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.28
Entscheidung über die Leistung der Entschädigung 
durch die Lieferung von Strom (§ 96 Absatz 3 WHG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.29
Überwachung (§  100 WHG in Verbindung mit §  93 
des Landeswassergesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926) 
in der jeweils geltenden Fassung (LWG)

28.1.1.29.1
Überwachung des Betriebes vor Ort, der Bauüberwa-
chung und Bauzustandsbesichtigung (Abnahme) so-
wie der erfolglose Abnahmeversuch (§  100 WHG in 
Verbindung mit § 93 LWG) von

a)   Gewässerbenutzungen (§§ 9, 100 WHG in Verbin-
dung mit 93 LWG) 

b)   Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Ge-
wässern (§ 36 WHG in Verbindung mit § 22 LWG)

c)   Anlagen zur Wassergewinnung und sonstige Ent-
nahmeeinrichtungen (§§ 9, 50 WHG)

d)   Abwassereinleitungen (§§ 58 und 59 WHG) soweit 
sie nicht im Zusammenhang mit einer medien-
übergreifenden Überwachung stehen

e)   Abwasserbehandlungsanlagen (§  60 Absatz  3 
WHG, § 57 Absatz 2 LWG) unabhängig von ihrer 
Genehmigungsbedürftigkeit und Abwasseranla-
gen (§ 60 WHG, § 57 Absatz 1 LWG)

f)   Anlagen zur privaten Niederschlagswasserbesei-
tigung (§ 60 WHG in Verbindung mit § 56 LWG)

g)   Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (§ 62 WHG)

h)   Talsperren (§  75 Absatz  1 LWG), Hochwasser-
rückhaltebecken (§ 75 Absatz 2 LWG), Rückhalte-
becken außerhalb von Gewässern (§  75 Absatz  3 
LWG), Stauanlagen in oberirdischen Gewässern 
(§§ 67, 68 WHG, §§ 22, 25 und 26 LWG)

i)   Maßnahmen in Überschwemmungsgebieten (§ 78 
WHG in Verbindung mit § 84 LWG)

j)   Aufbereitungsanlagen für Trinkwasser (§ 40 LWG) 

k)   planfestgestellten oder plangenehmigten Gewäs-
serausbauten (§ 93 LWG)

l)   planfestgestellten oder plangenehmigten Gewäs-
serausbauten zum Zwecke der Gewinnung oberir-
discher Bodenschätze gemäß Abgrabungsgesetz 
(§ 93 LWG)
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Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.29.2
Anordnung zur Durchführung des WHG, der auf der 
Grundlage dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen 
und der landesrechtlichen Vorschriften, soweit diese 
nicht unter eine andere Tarifstelle fällt (§  100 Ab-
satz 1 Satz 2 WHG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.1.30
Durchführung von Analysen durch das Landesamt 
für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz und die 
Bezirksregierungen im Bereich Wasser sowie die 
hierzu benötigten Probenahmen

Gebühr: Euro: siehe Anlage 5 zum Gebührentarif

28.1.2
Amtshandlungen nach dem Landeswassergesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S.  926) in der jeweils geltenden Fassung 
(LWG)

28.1.2.1
Entscheidung über die Festsetzung und Bezeichnung 
der Uferlinie auf Antrag (§ 6 Absatz 2 Satz 1 LWG)

Gebühr: 

a)   Uferlinie mit einer Länge bis einschließlich 50 
Meter: Euro 100

b)   jeder weitere Meter Uferlänge: Euro 1 je Meter

28.1.2.2
Entscheidung über die Festsetzung und Bezeichnung 
der Uferlinie auf Antrag bei Inseln (§ 10 Absatz 2 in 
Verbindung mit § 6 Absatz 2 Satz 1 LWG)

Gebühr:

a)   Uferlinie mit einer Länge bis einschließlich 50 
Meter: Euro 100

b)   jeder weitere Meter Uferlänge: Euro 1 je Meter

28.1.2.3
Entscheidung über die Verpfl ichtung zur Duldung 
der Gewässerbenutzung (§ 18 Satz 2 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.4
Entscheidung über den Ausschluss der Duldungs-
pfl icht für einzelne Grundstücke bezüglich des Her-
umtragens von kleinen Fahrzeugen ohne eigene 
Triebkraft um eine Stauanlage (§ 19 Absatz 3 Satz 1 
LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 250

28.1.2.5
Entscheidung über die Genehmigung zur Ausübung 
der Schifffahrt auf nicht schiffbaren Gewässern (§ 19 
Absatz 5 Satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000

28.1.2.6
Entscheidung über

a)   die Genehmigung für die Errichtung oder wesent-
lichen Veränderung oder Beseitigung von Anlagen 
in oder an Gewässern (§ 22 LWG)

Gebühr:

für die ersten 50 000 Euro der Baukosten 2 Prozent,

für die weiteren 450 000 Euro 0,2 Prozent,

für die weiteren 4,5 Millionen Euro 0,1 Prozent,

für die weiteren 45 Millionen Euro 0,01 Prozent,

für den 50 Millionen Euro übersteigenden Teil 0,001 
Prozent,

Gebühr: mindestens Euro 200

Die Ermittlung der Baukosten erfolgt nach der Tarif-
stelle 28.1.1.16. Handelt es sich bei der Anlage um 
ein Wohn- oder Bürohaus, sind statt der Baukosten 
die Rohbaukosten zugrunde zu legen und die Gebühr 

um 50 Prozent zu vermindern, mit Ausnahme der 
Mindestgebühr. Die Ermittlung der Rohbaukosten 
erfolgt nach der Tarifstelle 28.1.1.26.

Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal-
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden. 

b)   Nachträgliche Entscheidung über die Errichtung 
oder wesentliche Veränderung oder Beseitigung 
von Anlagen in oder an Gewässern (§  22 LWG), 
wenn diese ohne Genehmigung errichtet oder ver-
ändert wurden

Gebühr: Das Dreifache der Gebühr nach Buchstabe a

28.1.2.7
Festsetzung des zu erstattenden Betrags gegenüber 
dem Unterhaltungspfl ichtigen (§ 23 Absatz 2 Satz 3 
LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.8
Anordnung des Nachweises über die zu erfüllenden 
Anforderungen (§ 23 Absatz 3 Satz 1 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.9
Entgegennahme und Prüfung von Anzeigen über die 
Änderung von Benutzungsanlagen (§  25 Absatz  3 
LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000

28.1.2.10
Entscheidung über die Genehmigung zum außer Be-
trieb Setzen und zum Beseitigen von Stauanlagen 
(§ 26 Satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000

28.1.2.11
Entscheidung über die Erteilung des Einvernehmens 
bei dem dauernd außer Betrieb setzen oder der Be-
seitigung von Stauanlagen (§ 26 Satz 2 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

Anmerkung:

Die Gebühr ist von der Behörde zu entrichten, die 
die Sachentscheidung gegenüber dem Vorhabenträ-
ger trifft. Diese hat die Aufwendungen bei der Kos-
tenerhebung im jeweiligen Trägerverfahren zu be-
rücksichtigen.

28.1.2.12
Festsetzung des zu erstattenden Betrags (§ 26 Satz 5 
LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.13
Entscheidung über die Verpfl ichtung zur Duldung 
des Anschlusses von Stauanlagen (§ 27 Satz 1 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.14
Setzen einer Staumarke und Aufnahme einer Urkun-
de (§ 29 Absatz 3 LWG), Erneuern, Versetzen und Be-
richtigen einer Staumarke (§  29 Absatz  5 Satz  2 
LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 500

28.1.2.15
Genehmigung einer die Beschaffenheit der Staumar-
ke oder der Festpunkte beeinfl ussenden Handlung 
(§ 29 Absatz 5 Satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 500

28.1.2.16
Befreiung von den Verboten nach § 31 Absätze 1, 2, 3 
und 5 LWG (§ 31 Absatz 6 Satz 1 und 2 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 2 000
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28.1.2.17
Entscheidung über die Festsetzung der Entschädi-
gung (§ 31 Absatz 6 Satz 4 und 5 LWG in Verbindung 
mit § 96 WHG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1. bis 28.0.3

28.1.2.18
Entscheidung über die Genehmigung zum außer Be-
trieb Setzen und zum Beseitigen von Benutzungsan-
lagen (§ 33 Absatz 1 in Verbindung mit § 26 Satz 1 
LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000

28.1.2.19
Entscheidung über die Erteilung des Einvernehmens 
beim dauernd außer Betrieb setzen oder Beseitigen 
von Anlagen zum Aufstauen, Absenken, Ableiten und 
Umleiten von Grundwasser (§ 33 Absatz 1 in Verbin-
dung mit § 26 Satz 2 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

Anmerkung:

Die Gebühr ist von der Behörde zu entrichten, die 
die Sachentscheidung gegenüber dem Vorhabenträ-
ger trifft. Diese hat die Aufwendungen bei der Kos-
tenerhebung im jeweiligen Trägerverfahren zu be-
rücksichtigen.

28.1.2.20
Festsetzung des zu erstattenden Betrags (§  33 Ab-
satz 1 in Verbindung mit § 26 Satz 5 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.21
Entgegennahme und Prüfung von Anzeigen über die 
Änderung von übrigen Anlagen zur Benutzung des 
Grundwassers (§ 33 Absatz 2 in Verbindung mit § 25 
Absatz 3 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000

28.1.2.22
Entscheidung über Befreiungen, Genehmigungen, 
Erlaubnisse und Ausnahmebewilligungen aufgrund 
einer Wasserschutzgebietsverordnung, sofern die 
Entscheidung nicht mit einer anderen in der Tarif-
stelle 28 aufgeführten Amtshandlung derselben Be-
hörde zusammenfällt (§ 35 Absatz 4 Satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 2 500

28.1.2.23
Entscheidung über Befreiungen, Genehmigungen, 
Erlaubnisse und Ausnahmebewilligungen aufgrund 
einer Heilquellenschutzgebietsverordnung, sofern die 
Entscheidung nicht mit einer anderen in der Tarif-
stelle 28 aufgeführten Amtshandlung derselben Be-
hörde zusammenfällt (§ 36 Absatz 1 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 35 Absatz 4 Satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 2 500

28.1.2.24
Entgegennahme und Prüfung von Anzeigen über die 
Planung der Errichtung oder der wesentlichen Ände-
rung einer Aufbereitungsanlage oder ihres Betriebes 
für die öffentliche Trinkwasserversorgung (§  41 
Satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000

28.1.2.25
Entgegennahme und Prüfung des Nachweises über 
die gemeinwohlverträgliche Versickerung oder Ein-
leitung von Niederschlagswasser bei erlaubnisfreien 
Gewässerbenutzungen (§ 49 Absatz 4 Satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 50 bis 100

28.1.2.26
Entscheidung über die Freistellung der Gemeinde 
von der Abwasserbeseitigungspfl icht und deren 
Übertragung auf Antrag der Gemeinde, eines Gewer-
bebetriebes oder Betreibers einer Anlage (§  49 Ab-
satz 6 Satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000

28.1.2.27
Entscheidung über den Zusammenschluss zur ge-
meinsamen Durchführung der Abwasserbeseitigung 
(§ 50 Satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 200 bis 1 000

28.1.2.28
Entgegennahme und Prüfung des Nachweises über 
den Investitionsbedarf zur Sanierung der dem Kana-
lisationsnetz zugehörigen Abwasseranlagen und über 
die zeitliche Abfolge der erforderlichen Maßnahmen 
(§ 52 Absatz 2 Satz 5 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.29
Festsetzung von pauschalen Ausgleichszahlungen 
(§ 55 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.30
Entgegennahme und Prüfung der Anzeige der Pla-
nung zur Erstellung, des Betriebs von Kanalisations-
netzen sowie der wesentlichen Änderungen von Pla-
nung zur Erstellung und Betrieb sowie Treffen von 
Regelungen (§ 57 Absatz 1 Satz 1 und 2 LWG)

a)   erstmalige Anzeige von Niederschlags- und 
Schmutzwassernetzen

bis 10 Hektar entwässerte kanalisierte Fläche (AEk) 

Gebühr: Euro 500

für jedes weitere Hektar entwässerte kanalisierte 
Fläche (AEk) 

Gebühr: Euro 25

Gebühr: höchstens Euro 5 000 

b)   erstmalige Anzeige von Mischwassernetzen

bis 10 Hektar entwässerte kanalisierte Fläche (AEk) 

Gebühr: Euro 1 000

für jedes weitere Hektar entwässerte kanalisierte 
Fläche (AEk) 

Gebühr: Euro 50

Gebühr: höchstens Euro 10 000 

c)   Anzeige einer wesentliche Änderung

Gebühr: je nach Prüfumfang 25 oder 50 oder 75 Pro-
zent der Gebühr für die erstmalige Anzeige

Ist die Prüfung der Anzeige einer wesentlichen Än-
derung nach Buchstabe c mit nur geringem Verwal-
tungsaufwand verbunden, 

Gebühr: Euro 100 bis 500

28.1.2.31
Entscheidung über die Genehmigung für die Errich-
tung und den Betrieb sowie die wesentliche Ände-
rung einer Abwasserbehandlungsanlage (§  57 Ab-
satz 2 Satz 1 LWG)

Gebühr:

für die ersten 50 000 Euro der Baukosten 2 Prozent

für die weiteren 450 000 Euro 0,2 Prozent

für die weiteren 4,5 Millionen Euro 0,1 Prozent

für die weiteren 45 Millionen Euro 0,01 Prozent

für den 50 Millionen Euro übersteigenden Teil 0,001 
Prozent

Gebühr: mindestens Euro 300

Die Ermittlung der Baukosten erfolgt nach der Tarif-
stelle 28.1.1.16.

Bei Angelegenheiten, die mit besonderer Mühewal-
tung verbunden sind, kann die Gebühr bis auf das 
Doppelte erhöht werden.

Ist die Entscheidung über die wesentliche Änderung 
von Abwasserbehandlungsanlagen mit nur geringem 
Verwaltungsaufwand verbunden,
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Gebühr: Euro 100 bis 500

Die Gebühr vermindert sich um 30 Prozent, wenn 
das antragstellende Unternehmen nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1221/2009 (EMAS) registriert ist oder 
über ein nach DIN ISO 14001 zertifi ziertes Umwelt-
managementsystem verfügt.  

28.1.2.32
Entscheidung über die Bauartzulassung serienmäßig 
hergestellter Abwasserbehandlungsanlagen (§  57 
Absatz 2 Satz 2 LWG). In der Gebühr sind die durch 
die Heranziehung von Sachverständigen entstehen-
den Auslagen nicht enthalten.

Gebühr: 5 Prozent bis 15 Prozent der Herstellungs-
kosten der Anlage

28.1.2.33
Entscheidung über die Genehmigung der Einleitung 
von fl üssigen Abfällen in öffentliche und private Ab-
wasseranlagen (§ 58 Absatz 1 LWG)

Gebühr: 0,1 Prozent des Wertes der Einleitung, ab-
züglich eines Abschlags von 10 Prozent,

mindestens jedoch Euro 250

Die Wertermittlung erfolgt nach der Tarifstelle 
28.1.1.1.

28.1.2.34
Entscheidung über die Genehmigung für das Einlei-
ten von Abwasser im Einzelfall und Aufforderung an 
den Einleiter zur Antragstellung (§  58 Absatz  2 
LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.35
Entscheidung über die Zulassung der Selbstuntersu-
chung bei Indirekteinleitungen (§ 59 Absatz 2 Satz 2 
LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 500

28.1.2.36
Entscheidung über die Festsetzung des Schadener-
satzes (§ 65 Satz 2 LWG)

Gebühr: Euro 0,5 Prozent der festgesetzten Entschä-
digung, 

mindestens Euro 45

28.1.2.37
Entscheidung über die Festsetzung des Beitrags (§ 70 
Absatz 1 Satz 2 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.38
Entscheidung über die Umlage von Aufwendungen 
auf die Gemeinde (§ 70 Absatz 3 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.39
Entscheidung über die Genehmigung des Baus und 
Betriebes von Rückhaltebecken außerhalb von Ge-
wässern (§ 76 Absatz 3 Satz 1, Absatz 6 LWG)

Gebühr: 0,2 Prozent der Baukosten, mindestens je-
doch Euro 1 100

Die Ermittlung der Baukosten erfolgt nach der Tarif-
stelle 28.1.1.16.

28.1.2.40
Entscheidung über die Festsetzung des vom Vorteil-
habenden zu tragenden Anteils an den Aufwendun-
gen für Unterhaltung, Sanierung und Wiederherstel-
lung von Deichen und Hochwasserschutzanlagen im 
Streitfall (§ 79 Satz 3 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.41
Entscheidung über Erteilung einer Genehmigung für 
die Erhöhung und Vertiefung der Erdoberfl äche, die 
Errichtung, Erweiterung oder Veränderung von Anla-
gen und das Verlegen von Leitungen in der Schutzzo-

ne nach §  82 Absatz  1 Satz  1 LWG (§  82 Absatz  1 
Satz 3 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 2 500 

28.1.2.42
Entscheidung über Erteilung einer Befreiung vom 
Verbot nach § 82 Absatz 1 LWG (§ 82 Absatz 2 Satz 1 
LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 2 500

28.1.2.43
Entscheidung über Befreiungen, Genehmigungen, 
Erlaubnisse und Ausnahmebewilligungen aufgrund 
einer Deichschutz-Verordnung nach §  82 Absatz  3 
LWG, sofern die Entscheidung nicht mit einer ande-
ren in der Tarifstelle 28 aufgeführten Amtshandlung 
derselben Behörde zusammenfällt

Gebühr: Euro 100 bis 2 500

28.1.2.44
Entscheidung über das Einvernehmen bei der Er-
richtung oder Erweiterung baulicher Anlagen in 
Überschwemmungsgebieten (§  84 Absatz  1 Satz  2 
LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

Anmerkung:

Die Gebühr ist von der Behörde zu entrichten, die 
die Sachentscheidung gegenüber dem Vorhabenträ-
ger trifft. Diese hat die Aufwendungen bei der Kos-
tenerhebung im jeweiligen Trägerverfahren zu be-
rücksichtigen.

28.1.2.45
Entscheidung über eine Befreiung von Verboten, Be-
schränkungen sowie Duldungs- und Handlungs-
pfl ichten (§ 84 Absatz 3 Satz 3 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 2 500

28.1.2.46
Auskunft zur Einschätzung höchster, niedrigster 
oder mittlerer Grundwasserstände für eine vorgege-
bene Koordinate (§ 89 Absatz 1 Satz 6 LWG)

Gebühr: Euro 58

28.1.2.47
Entscheidung über die Festsetzung des Schadener-
satzes (§ 97 Absatz 6 in Verbindung mit Absatz 1, Ab-
satz  2 Satz  1 und 2, Absatz  3 und Absatz  4 Satz  2 
LWG)

Gebühr: 0,5 Prozent der festgesetzten Entschädi-
gung, mindestens Euro 45

28.1.2.48
Entscheidung über die Verpfl ichtung zur Duldung 
der Vorhaben nach den Vorschriften der §§ 92 und 93 
WHG (§ 99 Satz 2 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.49
Anordnung der Heranziehung von Sachverständigen 
(§ 109 Absatz 1 Satz 1 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.50
Amtshandlungen aufgrund einer der folgenden 
Schifffahrts- und Hafenverordnungen nach §  118 
Absatz 2 Nummer 2 LWG:

a)   Ruhrschifffahrtsverordnung vom 1. Dezember 
2009 (Abl. Reg. Ddf. 2009  S.  454) in der jeweils 
geltenden Fassung (RuhrSchVO),

b)   Fahrgastschifffahrt- und Fährverordnung vom 1. 
Dezember 2009 (Abl. Reg. Ddf. 2009  S.  443), in 
der jeweils geltenden Fassung (FSchFVO-Ruhr),

c)   Binnenschifffahrtsstraßen-Ordnung vom 16. De-
zember 2011 (BGBl. 2012 I S.  2, 1666) in der je-
weils geltenden Fassung (BinSchStrO),

d)   Ordnungsbehördlichen Verordnung über das Ver-
mieten von Kleinfahrzeugen auf der Ruhr vom 
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1. Dezember 2009 (Abl. Reg. Ddf. 2009 S. 450), in 
der jeweils geltenden Fassung (Mietboot-VO 
Ruhr).

28.1.2.50.1
Entscheidung über Liegegenehmigungen für Wasser-
fahrzeuge (§ 11 RuhrSchVO)

a)   Einzelfahrzeuge

Gebühr: Euro 50

b)   mehrere Fahrzeuge, je Fahrzeug

Gebühr: Euro 30

28.1.2.50.2
Entscheidung über die Abnahme beziehungsweise 
Zulassung von Wasserfahrzeugen §§ 2 und 4 FSchF-
VO-Ruhr)

a)   Erstabnahme und Abnahme nach baulichen Ver-
änderungen von Fahrgastschiffen und Motorfäh-
ren

Gebühr: Euro 0,50 pro Person der ordnungsbehörd-
lich zugelassenen Höchstzahl, mindestens jedoch Eu-
ro 150

b)   jährliche Abnahme der Fahrgastschiffe und mit 
Maschinenkraft angetriebenen Fährboote

Gebühr: Euro 0,25 pro Person der ordnungsbehörd-
lich zugelassenen Höchstzahl, mindestens jedoch Eu-
ro 75

28.1.2.50.3
Entscheidung über die Erteilung von Zulassscheinen 
(§  2 Absatz  1 FSchFVO-Ruhr) und von Berechti-
gungsscheinen (§ 8 Absatz 3 FSchFVO-Ruhr)

Gebühr: Euro 50

28.1.2.50.4
Entscheidung über die Erteilung des Ruhrschifferpa-
tents nach

a)   § 8 Absatz 1 und 2 FSchFVO-Ruhr

Gebühr: Euro 100

b)   § 11 FSchFVO-Ruhr

Gebühr: Euro 25

28.1.2.50.5
Entscheidung über die Erteilung von Kennzeichen 
von Sport- und Kleinfahrzeugen (§ 6 RuhrSchVO)

a)   Neuanmeldung

Gebühr: Euro 18

b)   Ummeldung

Gebühr: Euro 15

c)   Eintragung einer Änderung

Gebühr: Euro 10

d)   Ausstellen eines Ersatzausweises

Gebühr: Euro 13

28.1.2.50.6
Entscheidung über die Genehmigungen und Be-
kanntmachungen für wassersportliche Veranstaltun-
gen (§  1.23 BinSchStrO, §  16 Absatz  2 RuhrSchVO) 
sowie sonstige Veranstaltungen im Bereich der Ruhr 
und deren gesetzlichen Überschwemmungsgebiet je 
Veranstaltungstag

Gebühr: Euro 50

28.1.2.50.7
Entscheidung über die Ausnahmegenehmigung zum 
Befahren des Kettwiger Sees und des Baldeneysees 
mit Fahrzeugen mit Maschinenantrieb (§ 20 Absatz 1 
in Verbindung mit § 18 Absatz 2 RuhrSchVO)

Gebühr: Euro 100

28.1.2.50.8
Entscheidung über Ausnahmegenehmigungen (§  20 
in Verbindung mit § 4 Absatz 1, §§ 8, 9, 11 Absatz 2 
oder 4, § 13 Absatz 2, § 17 Absatz 1 Buchstabe a oder 
§ 18 Absatz 5 RuhrSchVO)

Gebühr: Euro 100 bis 500

28.1.2.50.9
Erlaubnis für Sondertransporte (§  2 Absatz  1 
RuhrSchVO in Verbindung mit § 1.21 BinSchStrO)

Gebühr: Euro 100

28.1.2.50.10
Ausstellung von Bootszeugnissen (§  7 Mietboot-VO 
Ruhr)

a)   Ausstellung

Gebühr: Euro 29

b)   Verlängerung

Gebühr: Euro 13

c)   Eintragung einer Änderung

Gebühr: Euro 15

Die Gebühr nach Buchstabe a ermäßigt sich für je-
des weitere Fahrzeug um 13 Prozent bei gleichzeiti-
ger Ausstellung für mehrere baugleiche Fahrzeuge 
für denselben Antragsteller.

28.1.2.50.11
Untersuchung der Boote (§§ 4, 5 und 7 Mietboot-VO 
Ruhr)

a)   Untersuchung der Boote inklusive der Bezeich-
nung der Einsenkungsgrenze und Festsetzung der 
höchstzulässigen Personenzahl

Gebühr: Euro 20 bis 43

b)   Sonder- oder Nachuntersuchung und Ausstellung 
einer Fahrtauglichkeitsbescheinigung

Gebühr: 20 Prozent bis 100 Prozent der Gebühr nach 
Buchstabe a je nach Untersuchungsumfang

28.1.2.50.12

Abnahme der Betriebsstätte vor der ersten Inbetrieb-
nahme und jede wiederkehrende Abnahme (§ 8 Miet-
boot-VO Ruhr)

Gebühr: Euro 20

28.1.2.51
Entgegennahme und Prüfung des Nachweises über 
die technische Sicherheit eines zum Verkehr zugelas-
senen Fahrzeugs (§ 118 Absatz 2 Nummer 1 Halbsatz 
2 LWG)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.2.52
Entscheidung über die Genehmigung der Einrich-
tung und Ausübung eines Fährbetriebes (§  120 Ab-
satz 1 LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 500

28.1.2.53
Entscheidung über die Einschränkung der Verpfl ich-
tung für Anlieger, das Landen und Befestigen von 
Wasserfahrzeugen zu dulden (§ 121 Absatz 1 Satz 1 
LWG)

Gebühr: Euro 100 bis 250

28.1.3
Amtshandlungen nach der Selbstüberwachungsver-
ordnung Abwasser vom 17. Oktober 2013 (GV. NRW. 
S.  602) in der jeweils geltenden Fassung (SüwVO 
Abw)

28.1.3.1
Treffen von abweichenden Anordnungen, Verringe-
rung des Umfangs der Selbstüberwachung (§ 6 Süw-
VO Abw)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.3.2
Entscheidung über die Befreiung von der Pfl icht zur 
Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (§ 6 Süw-
VO Abw)

Gebühr: Euro 50 bis 200

28.1.3.3
Entscheidung über die Anerkennung und Aberken-
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nung der Sachkunde (§  12 Absatz  1 Satz  1 SüwVO 
Abw)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.4
Amtshandlungen nach der Selbstüberwachungsver-
ordnung kommunal vom 25. Mai 2004 (GV. NRW. 
S. 322) in der jeweils geltenden Fassung (SüwV-kom)

28.1.4.1
Entscheidung über die Sach- und Fachkunde von 
Prüfstellen für Durchfl ussmesseinrichtungen auf 
kommunalen Kläranlagen (§ 5 Absatz 3 SüwV-kom)

a)   Feststellung der Sach- und Fachkunde (§  5 Ab-
satz 3 Satz 2 SüwV-kom)

Gebühr: Euro 400 bis 2 400

b)   Anerkennung der von Mitgliedstaaten der EU 
festgestellten Fach- und Sachkunde (§ 5 Absatz 3 
Satz 3 SüwV-kom)

Gebühr: Euro 100 bis 300, wenn der Aufwand ent-
sprechend geringer ist, ansonsten Gebühr wie Buch-
stabe a

Auslagen, die den Angehörigen der Feststellungs- be-
ziehungsweise Anerkennungsbehörde durch Dienst-
reisen oder Dienstgänge entstehen, gelten durch die-
se Gebühren als abgegolten; dies gilt jedoch nicht für 
Auslandsdienstreisen.

28.1.5
Amtshandlungen nach der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und 
über Fachbetriebe vom 20. März 2004 (GV. NRW. 
S. 274) in der jeweils geltenden Fassung (VAwS)

28.1.5.1
Zulassung von Ausnahmen für standortgebundene 
oberirdische Anlagen in Wasserschutzgebieten (§  5 
Absatz 1 Satz 2 VAwS)

a)   befristete Ausnahme

Gebühr: Euro 500

b)   unbefristete Ausnahme

Gebühr: Euro 1 000

Hinweis:

Die Amtshandlungen der nachfolgenden Tarifstelle 
fallen in den Anwendungsbereich der Richtlinie 
2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen 
im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36). 
Die Gebührenfestsetzung ist daher auf den Verwal-
tungsaufwand begrenzt.

28.1.5.2
Entscheidung über die Anerkennung von Sachver-
ständigen-Organisationen (§  11 Absatz  1 Satz  2 
VAwS)

Gebühr: Euro 500 bis 5 000

28.1.5.3
Treffen von Sonderregelungen bei der Anlagenüber-
prüfung (§ 12 Absatz 3 VAwS)

Gebühr: je nach Zeitaufwand nach den Tarifstellen 
28.0.1 bis 28.0.3

28.1.5.4
Anordnung der Nachrüstung bei bestehenden Anla-
gen (§ 17 Absatz 1 VAwS)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000“.

71.   In der Tarifstelle 28.3 wird die Angabe „28.1.1.23, 
28.1.1.24, 28.1.1.27 und 28.1.1.28“ durch die Angabe 
„28.1.1.21 und 28.1.1.23“ ersetzt.

72.   In den Tarifstellen 28.3.1 und 28.3.2 wird jeweils die 
Angabe „28.1.1.23“ durch die Angabe „28.1.1.21“ er-
setzt.

73.   In der Tarifstelle 28.3.5 wird die Angabe „28.1.1.23 
und 28.1.1.27“ durch die Angabe „28.1.1.21 und 
28.1.1.23“ ersetzt.

74.   Anlage 5 wird wie folgt geändert:

a)   In der Überschrift und im Inhaltsverzeichnis wird 
jeweils die Angabe „28.1.1.37“ durch die Angabe 
„28.1.1.30“ ersetzt.

b)   In A Allgemeines werden die Wörter „Die im Zu-
sammenhang mit der Behördentätigkeit anfallen-
den Vorbereitungs-, Fahr-, Warte- und Nachberei-
tungszeiten werden als Zeitaufwand 
mitberechnet und die Auslagen (zum Beispiel Rei-
sekosten, Materialkosten) gesondert berechnet.“ 
durch die Wörter „Die im Zusammenhang mit der 
Behördentätigkeit anfallenden Vorbereitungs-, 
Fahr-, Warte- und Nachbereitungszeiten werden 
als Zeitaufwand mitberechnet und die Auslagen 
(zum Beispiel Reisekosten, Materialkosten), so-
weit sie nicht in der Berechnung der Stundensät-
ze eingefl ossen sind, gesondert berechnet.“ ersetzt.

75.  Anlage 6 Buchstabe B wird wie folgt geändert:

a)   In Nummer  1.1 Buchstabe d werden nach dem 
Wort „Fischteichen“ die Wörter „und Teichanla-
gen“ und vor dem Wort „Durchfl ussmenge“ die 
Wörter „Entnahme- beziehungsweise“ eingefügt.

b)   Nach Nummer 1.6 wird folgende Nummer 1.7 ein-
gefügt:

  „1.7
Nutzung thermischer Energie durch erd- oder 
wassergekoppelte Wärmepumpen

 - bis 50 kJ/s = 5 000 Euro/(kJ/s)

 für die darüber hinaus gehende Menge

 - 51 kJ/s bis 200 kJ/s = 4 000 Euro/(kJ/s)

 - 201 kJ/s bis 400 kJ/s = 2 000 Euro/(kJ/s)

 - 401 kJ/s bis 800 kJ/s = 1 000 Euro/(kJ/s)

 - 801 kJ/s bis 1 600 kJ/s = 500 Euro/(kJ/s)

 - 1 601 kJ/s bis 3 200 kJ/s = 100 Euro/(kJ/s)

  für die darüber hinaus gehende Menge = 10 Euro/
(kJ/s)“.

c)   Die bisherige Nummer 1.7 wird Nummer 1.8.

Artikel 2
Weitere Änderung der Allgemeinen Verwaltungs-

gebührenordnung

Der Allgemeine Gebührentarif der Allgemeinen Verwal-
tungsgebührenordnung, die zuletzt durch Artikel 1 die-
ser Verordnung geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.  Die Tarifstelle 2.9.5.1 wird wie folgt gefasst:

  „2.9.5.1
Entscheidung über eine Zustimmung im Einzelfall für 
Bauprodukte (§ 23 Absatz 1 Satz 1 BauO NRW) auch 
in Verbindung mit einer vorhabenbezogenen Bauart-
genehmigung (§ 17 Absatz 2 Nummer 2 BauO NRW), 

 Gebühr: Euro 200 bis 10 000

  Sofern die Entscheidung Bauarten und Bauprodukte 
betrifft, die in Baudenkmälern nach §  2 Absatz  2 
Denkmalschutzgesetz verwendet werden (§  23 Ab-
satz 2 BauO NRW), werden Gebühren nicht erhoben.“.

2.   In der Tarifstelle 2.9.5.2 wird die Angabe „Abs.“ durch 
das Wort „Absatz“ ersetzt.

3.   In der Tarifstelle 2.9.5.3 werden die Wörter „allge-
meine bauaufsichtliche Zulassung oder eine Zustim-
mung im Einzelfall“ durch das Wort „Bauartgenehmi-
gung“ und die Angabe „§  24 Abs.  1 Satz  5 BauO 
NRW“ durch die Angabe „§ 17 Absatz 4 BauO NRW“ 
ersetzt.

4.   In der Tarifstelle 2.9.5.4 werden die Wörter „oder der 
Anwendung von Bauarten“ gestrichen und die An-
gabe „§  25 Abs.  2 Satz  4 und Abs.  3 BauO NRW“ 
durch die Angabe „§  24 Absatz  2 Nummer  3 Satz  2 
BauO NRW“ ersetzt.
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5.   Die Tarifstelle 2.9.5.5 wird wie folgt gefasst:

  „2.9.5.5 
Entscheidung über die Anerkennung als Prüf-, Zerti-
fi zierungs- oder Überwachungsstelle (§  25 Absatz  1 
BauO NRW), auch in Verbindung mit Rechtsverord-
nungen nach § 18 Absatz 3 sowie Absatz 4 BauO NRW

 Gebühr: Euro 500 bis 20 000“.

6.   Die Tarifstelle 2.9.5.6 wird aufgehoben.

7.   Tarifstelle 2.9.5.7 wird Tarifstelle 2.9.5.6 und nach 
dem Wort „die“ wird das Wort „befristete“ eingefügt 
und die Angabe „nach § 22 BauO NRW“ wird durch 
die Wörter „(§ 22 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 in Ver-
bindung mit § 21 Absatz 4 BauO NRW)“ ersetzt.

8.   Tarifstelle 2.9.5.8 wird Tarifstelle 2.9.5.7 und die An-
gabe „Abs.“ wird durch das Wort „Absatz“ ersetzt.

9.   Tarifstelle 2.9.5.9 wird Tarifstelle 2.9.5.8.

Artikel 3
Weitere Änderung der Allgemeinen Verwaltungs-

gebührenordnung

Nach der Tarifstelle 12.19.4 des Allgemeinen Gebühren-
tarifs der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung, die 
zuletzt durch Artikel 2 dieser Verordnung geändert wor-
den ist, wird die folgende Tarifstelle 12.20 eingefügt:

„12.20
Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG)

Hinweis:

Die nachfolgenden Amtshandlungen fallen in den An-
wendungsbereich der Richtlinie 2006/123/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 
2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 
vom 27.12.2006, S.  36). Die Gebührenfestsetzung ist 
daher auf den Verwaltungsaufwand begrenzt.

12.20.1
Bearbeitung des Antrags auf Erlaubnis zum Betrieb 
eines Prostitutionsgewerbes und Wiederholungsprüfung 
(§ 12 Absatz 1 bis 4 ProstSchG  in Verbindung mit § 14 
Absatz 1 und 2, §§ 15, 16, 17, 18, 19 und 24 ProstSchG)

Gebühr: Euro 500 bis 2 500

12.20.2
Zuverlässigkeitsprüfung der Betriebsleitung im Rahmen 
des Erlaubnisverfahrens und Wiederholungsprüfung 
(§ 12 Absatz 1 bis 4 ProstSchG  in Verbindung mit § 14 
Absatz 1  Nummer 1 und 2 und § 15 Absatz 3 ProstSchG)

Gebühr: Euro 350 bis 1 000

12.20.3
Verlängerung der Erlaubnis zum Betrieb eines Prostitu-
tionsgewerbes bei Befristung (§ 12 Absatz 1 bis 4 Prost-
SchG  in Verbindung mit §14 Absatz 1 und 2, §§ 15, 16,17, 
18 und 19 ProstSchG)

Gebühr: Euro 350 bis 1 000

12.20.4
Bearbeitung des Antrags auf Betrieb des Prostitutions-
gewerbes durch Stellvertretung und Wiederholungsprü-
fung (§ 13 Absatz 1 und 2 ProstSchG in Verbindung mit 
§§ 14 und 15 Absatz 3 ProstSchG)

Gebühr: Euro 350 bis 1 000

12.20.5
Bearbeitung des Antrags auf Verlängerung des Betriebs 
des Prostitutionsgewerbes bei Befristung durch Stellver-
tretung (§  13 Absatz  1 und 2 ProstSchG in Verbindung 
mit § 14 Absatz 3 und § 15 ProstSchG)

Gebühr: Euro 350 bis 1 000

12.20.6
Zuverlässigkeitsprüfung inklusive eventuelles Beschäfti-
gungsverbot sonstiger Beschäftigte je Person (§  15 Ab-
satz 3 ProstSchG  in Verbindung mit § 25 ProstSchG)

Gebühr: Euro 350 bis 1 000

12.20.7
Erteilung nachträglicher Aufl agen beziehungsweise 
selbstständiger Anordnungen für Betreiber (§  17 Prost-
SchG)

Gebühr: Euro 100 bis 1 000

12.20.8
Entgegennahme der Anzeige von Prostitutionsveranstal-
tungen, Prüfung und mögliche Untersagung (§  20 Ab-
satz 1 Satz 2 ProstSchG)

Gebühr: Euro 150 bis 500

12.20.9
Entgegennahme der Anzeige von Prostitutionsveranstal-
tungen in bisher nicht konzessionierten Prostitutions-
stätten, Prüfung und mögliche Untersagung (§  20 Ab-
satz 1 Satz 2 ProstSchG)

Gebühr: Euro 150 bis 1 000

12.20.10
Erlass von Anordnungen bei Prostitutionsveranstaltun-
gen (§ 20 Absatz 3 Satz 2 ProstSchG)

Gebühr: Euro 150

12.20.11
Entgegennahme der Anzeige zur Aufstellung eines Pros-
titutionsfahrzeuges, Prüfung und mögliche Untersagung 
(§ 21 Absatz 1 bis 3 ProstSchG)

Gebühr: Euro 150 bis 500

12.20.12
Erlass von Anordnungen bei Prostitutionsfahrzeugen 
(§ 21 Absatz 3 ProstSchG)

Gebühr: Euro 150

12.20.13
Verlängerung der Frist vor Erlöschen der Erlaubnis (§ 22 
Satz 2 ProstSchG)

Gebühr: Euro 50

12.20.14
Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis zum Betrieb 
eines Prostitutionsgewerbes (§ 23 ProstSchG)

Gebühr: Euro 500 bis 1 500

12.20.15
Beschäftigungsverbote (außerhalb von Erlaubnisverfah-
ren, § 25 Absatz 3 ProstSchG)

Gebühr: Euro 350 bis 1 000

12.20.16
Einmalige Betriebskontrolle sowie einmalige Nachkont-
rolle zur Überwachung der Einhaltung der Erlaubnis 
sowie der Betreiberpfl ichten in der Zeit zwischen Er-
laubniserteilung und erneuter Zuverlässigkeitsprüfung 
(§ 29 ProstSchG  in Verbindung mit §§ 12, 14, 24 bis 28 
ProstSchG)

Gebühr: Euro 20

12.20.17
Kontrolle durch zwei Mitarbeiter im Zeitumfang bis zu 
60 Minuten einschließlich Fahrzeiten (§ 29 ProstSchG  in 
Verbindung mit §§ 12, 14, 24 bis 28 ProstSchG)

Gebühr: Euro 120 bis 160

12.20.18
Kontrolle durch zwei Mitarbeiter im Zeitumfang über 60 
Minuten einschließlich Fahrzeiten (Abgerechnet wird 
jede angefangene Viertelstunde auf der Grundlage des 
vom Ministerium für Inneres jeweils veröffentlichten 
Stundensätze, § 29 ProstSchG  in Verbindung mit §§ 12, 
14, 24 bis 28 ProstSchG)

a) Für die ersten 60 Minuten

Gebühr: Euro 120 bis 160

b) Zuzüglich pro angefangener Viertelstunde

Gebühr: Euro 30 bis 40“.

Artikel 4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt vorbehaltlich der Sätze 2 und 3 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. Artikel 2 tritt am 
28. Juni 2017 in Kraft. Artikel 3 tritt am 1. Juli 2017 in 
Kraft.
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Düsseldorf, den 25. April 2017

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2017 S. 484

2022

Satzung 
des Landschaftsverbandes Rheinland 

über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für außerunterrichtliche Angebote 

im Rahmen der Offenen Ganztagsschule (OGS)
an den LVR-Förderschulen

Vom 21. Dezember 2016

Auf Grund von § 6 Absatz 1 und § 7 Absatz 1 Buchstabe 
d der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 657), von denen § 6 Ab-
satz  1 durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. November 
2016 (GV. NRW. S. 966) geändert worden ist, und § 5 Ab-
satz 2 des Kinderbildungsgesetzes vom 30. Oktober 2007 
(GV. NRW. S. 462), das zuletzt durch Gesetz vom 8. Juli 
2016 (GV. NRW. S.  622) geändert worden ist, hat die 
Landschaftsversammlung Rheinland in ihrer Sitzung am 
21. Dezember 2016 folgende Satzung über die Erhebung 
von Elternbeiträgen für außerunterrichtliche Angebote 
im Rahmen der Offenen Ganztagsschule an den LVR-
Förderschulen beschlossen:

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Satzung gilt für die Inanspruchnahme von außer-
unterrichtlichen Angeboten im Rahmen der Offenen 
Ganztagsschule (OGS) an den LVR-Förderschulen, deren 
Träger der Landschaftsverband Rheinland (LVR) ist und 
in denen OGS-Betreuungen angeboten werden. Die Sat-
zung ist Grundlage für die Erhebung des Beitrages, den 
Eltern zu leisten haben, die ihre Kinder für die Teil-
nahme an außerunterrichtlichen Angeboten in der OGS 
angemeldet haben.

§ 2
Offene Ganztagsschule

(1) Der LVR betreibt in einer Vielzahl seiner Förderschu-
len „Offene Ganztagsschulen“ nach dem Runderlass des 
Ministeriums für Schule und Weiterbildung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (MSW) „Gebundene und offene 
Ganztagsschulen sowie außerunterrichtliche Ganztags- 
und Betreuungsangebote in Primarbereich und Sekun-
darstufe I“ vom 23. Dezember 2010 (ABl. NRW. 
1/11 S. 38, berichtigt 2/11 S. 85, zuletzt geändert durch 
Runderlass vom 9. März 2016 (ABl. NRW. 04/16  S.  38), 
nachfolgend als Ganztagserlass bezeichnet. 

(2) Die OGS bietet zusätzlich zum planmäßigen Unter-
richt an allen Unterrichtstagen außer an Samstagen, 
Sonn- und Feiertagen, Angebote außerhalb der Unter-
richtszeit (außerunterrichtliche Angebote) an. Gemäß 
dem Ganztagserlass des MSW in der aktuellen Fassung 
erstreckt sich der Zeitrahmen unter Einschluss der allge-
meinen Unterrichtszeit in der Regel an allen Unter-
richtstagen von spätestens 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr, bei 
Bedarf auch länger, mindestens aber bis 15.00 Uhr. 

(3) In diesem Zeitrahmen werden bei Bedarf (mindes-
tens 12 Schülerinnen und Schüler der OGS) auch in den 
Schulferien Ferienangebote vorgehalten – mindestens 
aber ein zweiwöchiges Ferienangebot. Für die Ferienan-
gebote kann der Träger der OGS von den Eltern ein ge-
sondertes Entgelt verlangen. 

(4) Die außerunterrichtlichen Angebote der OGS gelten 
als schulische Veranstaltungen.

§ 3
Teilnahmeberechtigte, Aufnahme, 

Abmeldung,  Ausschluss

(1) An den außerunterrichtlichen Angeboten der OGS 
können nur Schülerinnen und Schüler der Schule und 
Kinder des Förderschulkindergartens der Schule nach 
Vollendung des dritten Lebensjahres teilnehmen, an der 
dieses Angebot besteht.

(2) Es werden nur Kinder in die OGS aufgenommen, so-
weit freie Plätze vorhanden sind. Ein Anspruch auf Auf-
nahme besteht nicht. Über die Aufnahme entscheidet die 
Schulleiterin bzw. der Schulleiter in Abstimmung mit 
dem Träger der OGS nach pfl ichtgemäßem Ermessen.

(3) Die Teilnahme an außerunterrichtlichen Angeboten 
der OGS ist freiwillig, die Anmeldung eines Kindes zur 
Teilnahme daran bindet jedoch für die Dauer eines 
Schuljahres (1. August bis 31. Juli). Unterjährige Anmel-
dungen sind in begründeten Ausnahmefällen (z. B. Zu-
züge) jeweils zum 1. eines Monats möglich.

(4) Der Betreuungsvertrag verlängert sich jeweils um ein 
weiteres Schuljahr, wenn er nicht rechtzeitig zum Schul-
jahresende gekündigt wird. Die Teilnahme an der OGS 
endet automatisch mit der Versetzung des Kindes in die 
Klasse 7.

(5) Eine vorzeitige, unterjährige Abmeldung durch die 
Beitragspfl ichtigen im Sinne des § 5 der Satzung ist mit 
einer Frist von vier Wochen jeweils zum 1. eines Monats 
möglich bei:

1.   Änderung hinsichtlich der Personensorge für das 
Kind,

2.   Wechsel der Schule oder

3.   längerfristige Erkrankung des Kindes (mindestens 
vier Wochen).

(6) Ein Kind kann vom LVR von der Teilnahme an auße-
runterrichtlichen Angeboten der OGS ausgeschlossen 
werden, insbesondere wenn

1.   das Verhalten des Kindes ein weiteres Verbleiben nicht 
zulässt, 

2.   das Kind das Angebot nicht regelmäßig wahrnimmt,

3.   die Beitragspfl ichtigen ihrer Beitragspfl icht nicht 
nachkommen,

4.   die erforderliche Zusammenarbeit mit den Eltern 
oder den rechtlich gleichgestellten Personen von die-
sen nicht mehr möglich gemacht wird oder

5.   die Angaben, die zur Aufnahme geführt haben, un-
richtig waren bzw. sind.

§ 4
Elternbeiträge, Entstehung, Fälligkeit

(1) Der LVR erhebt für die Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen im Rahmen der OGS an den LVR-Förder-
schulen öffentlich-rechtliche Beiträge (Elternbeiträge).

(2) Die Elternbeiträge werden vom LVR als Schulträger 
nach einer Einkommensprüfung festgesetzt und eingezo-
gen.

(3) Die Beitragspfl icht entsteht mit der Aufnahme des 
Kindes in das außerunterrichtliche Angebot der OGS. 
Sie besteht grundsätzlich für ein Schuljahr (1. August. 
bis 31. Juli). Wird ein Kind im laufenden Schuljahr auf-
genommen oder verlässt es im laufenden Schuljahr die 
OGS, ist der Betrag anteilig zu zahlen. 

(4) Die Elternbeiträge sind ab Betreuungsbeginn monat-
lich im Voraus, jeweils zum Ersten eines Monats, durch 
Banküberweisung an den LVR als Schulträger zu ent-
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richten. Die Beiträge werden stets als volle Monatsbei-
träge erhoben, unabhängig von An- und Abwesenheits-
zeiten des Kindes sowie Schließzeiten, Ferien oder 
ähnlichem.

(5) Die Elternbeiträge enthalten keine Verpfl egungskos-
ten. Das Entgelt für das Mittagessen wird von dem je-
weils eingesetzten Träger der OGS gesondert verlangt 
und ist direkt an diesen zu zahlen. Ermäßigungen wie 
gegebenenfalls Zuschüsse aus dem Bildungs- und Teilha-
bepaket des Bundes oder aus dem Landesprogramm 
„Alle Kinder essen mit“ werden zwischen dem Träger 
der OGS und den Eltern gesondert geregelt.

§ 5
Beitragspfl icht

(1) Beitragspfl ichtig sind die Eltern oder diesen rechtlich 
gleichgestellte Personen. Lebt das Kind nur mit einem 
Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der El-
tern. Mehrere Beitragspfl ichtige haften als Gesamt-
schuldner.

(2) Wird bei Vollzeitpfl ege nach § 33 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 
(BGBl. I S. 2022), das durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2016 (BGBl.  I S.  3234) geändert worden 
ist, den Pfl egeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 des 
Einkommensteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 142, 3177) in 
der jeweils geltenden Fassung gewährt oder Kindergeld 
gezahlt, treten die Personen, die diese Leistungen erhal-
ten, an die Stelle der Eltern.

§ 6
Beitragshöhe/Beitragsermäßigung/Beitragsbefreiung

(1) Die Beitragspfl ichtigen haben entsprechend ihrer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monatlich öffent-
lich-rechtliche Beiträge zu entrichten. Die Beiträge wer-
den alle zwei Jahre jeweils zum Schuljahresbeginn (1. 
August) um 3 Prozent erhöht, erstmals zum Beginn des 
Schuljahres 2019/2020. Die Höhe der Elternbeiträge er-
gibt sich aus der Beitragstabelle in § 10 dieser Satzung.

Über die Höhe der zu zahlenden Elternbeiträge erhalten 
die Beitragspfl ichtigen einen Bescheid.

(2) Die in § 5 Absatz 2 genannten Personen sind von den 
Elternbeiträgen befreit und der niedrigsten (beitrags-
freien) Einkommensstufe zuzuordnen.

(3) Lebt das Kind bei keiner der in § 5 genannten Perso-
nen (z. B. in Heimpfl ege), ist kein Elternbeitrag zu zah-
len.

(4) Wenn mehr als ein Kind einer Familie oder von Per-
sonen, die nach § 5 dieser Satzung an die Stelle der El-
tern treten, gleichzeitig außerunterrichtliche beitrags-
pfl ichtige Angebote der OGS an den LVR-Förderschulen 
wahrnehmen, entfallen die Beiträge für das zweite und 
jedes weitere Kind. Nehmen Geschwister der OGS-Kin-
der des LVR zeitgleich an beitragspfl ichtigen Betreu-
ungsangeboten kommunaler oder anderer Träger teil, 
entfällt der Elternbeitrag für das OGS-Kind des LVR für 
diesen Zeitraum. Die Eltern oder Personen, die nach § 5 
dieser Satzung an die Stelle der Eltern treten, haben 
dem LVR als Schulträger den gleichzeitigen Besuch au-
ßerunterrichtlicher beitragspfl ichtiger Angebote mehre-
rer Kinder nachzuweisen.

(5) Empfänger von Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhaltes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch – Grundsicherung für Arbeitsuchende – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl.  I 
S.  850, 2094), das durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. 
Dezember 2016 (BGBl.  I S.  3234) geändert worden ist, 
oder dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe 
– (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 3022, 3023), das durch Artikel 13 des Gesetzes vom 23. 
Dezember 2016 (BGBl. S.  3243) geändert worden ist, 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 5. August 1997 
(BGBl. I S. 2022), das durch Artikel 20 Absatz 6 des Ge-
setzes vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3324) geändert 
worden ist, oder von Kinderzuschlag nach dem Bundes-

kindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Januar 2009 (BGBl.  I S.  142, 3177), das zuletzt 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 23. Dezember 2016 
(BGBl.  I S.  3000) geändert worden ist, werden für die 
Dauer des nachgewiesenen Bezugs dieser Leistung bei-
tragsfrei gestellt. Dies gilt auch für Kinder, die Leistun-
gen der wirtschaftlichen Erziehungshilfe nach § 27 Ab-
satz  2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch, in der 
jeweils geltenden Fassung beziehen.

(6) Auf Antrag sollen die Elternbeiträge ganz oder teil-
weise erlassen werden, wenn die Belastung den Eltern 
und dem Kind nicht zuzumuten ist (§  90 Absatz  3 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch).

§ 7
Einkommen

(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe 
der positiven Einkünfte der Zahlungspfl ichtigen im 
Sinne des §  2 Absatz  1 und Absatz  2 des Einkommen-
steuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen 
Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veran-
lagten Ehegatten ist nicht zulässig.

(2) Als Einkommen gelten auch steuerfreie Einkünfte, 
Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebens-
unterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die 
Eltern und das Kind/die Schülerin/den Schüler, für das/
die/den Elternbeitrag gezahlt wird.

(3) Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz in 
der jeweils geltenden Fassung und entsprechenden Vor-
schriften ist kein anrechenbares Einkommen. 

Das Elterngeld nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 
(BGBl.  I S.  142, 3177) in der jeweils geltenden Fassung 
ist erst ab dem in § 10 Absatz 2 des Bundeserziehungs-
geldgesetzes genannten Betrags beim Einkommen zu be-
rücksichtigen. 

(4) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines 
Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall 
des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder 
an deren Stelle eine Abfi ndung zu oder ist er in der ge-
setzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann 
ist dem nach diesem Paragraphen ermittelten Einkom-
men ein Betrag von zehn Prozent der Einkünfte aus die-
sem Beschäftigungsverhältnis oder auf Grund der Aus-
übung des Mandats hinzuzurechnen.

(5) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach 
§  32 Absatz  6 des Einkommensteuergesetzes gewährten 
Kinderfreibeträge und Freibeträge für den Betreuungs-, 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf von dem ermittel-
ten Einkommen abzuziehen.

§ 8
Maßgeblicher Einkommenszeitraum

(1) Maßgeblich für die Bemessung der Beitragshöhe ist 
das Jahreseinkommen des vorangegangenen Kalender-
jahres.

(2) Davon abweichend ist das tatsächliche Jahreseinkom-
men zugrunde zu legen, wenn es voraussichtlich auf die 
Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des vo-
rangegangenen Kalenderjahres. Der Elternbeitrag ist im 
Falle einer solchen Änderung für dieses Kalenderjahr neu 
festzusetzen. Dabei erfolgt zunächst eine vorläufi ge Fest-
setzung, für die das Einkommen des Jahres geschätzt 
wird. Nach Vorlage der gesamten Einkommensnachweise 
für das Jahr wird der Beitrag endgültig festgesetzt.

§ 9
Einkommensnachweis/Mitteilungspfl ichten

(1) Die Beitragspfl ichtigen nach §  5 dieser Satzung sind 
verpfl ichtet, bei der Aufnahme und danach auf Verlangen 
ihr maßgebliches Einkommen nachzuweisen. Dazu reichen 
sie eine Einkommenserklärung mit allen darin genannten 
Belegen beim LVR als Schulträger ein. Ohne Angabe zur 
Einkommenshöhe oder Vorlage des geforderten Nachwei-
ses bzw. bei nicht glaubhaftem Einkommen ist der Betrag 
nach der höchsten Einkommensstufe zu zahlen.
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(2) Die Eltern bzw. die in §  5 genannten Personen sind 
verpfl ichtet, alle Veränderungen in den wirtschaftlichen 
und persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung 
des Elternbeitrags maßgeblich sind, dem LVR als Schult-
räger unverzüglich mitzuteilen.

(3) Zum Zwecke der Erhebung der Elternbeiträge nach 
dieser Satzung teilen die jeweils eingesetzten Träger der 
OGS dem LVR als Schulträger die Namen und Anschrif-
ten der Eltern bzw. der Personen, die nach §  5 an die 
Stelle der Eltern eintreten, unverzüglich mit.

§ 10
Beitragstabelle

Die nachfolgende Tabelle 1 zeigt die Elternbeiträge ab 
dem 1. August 2017 mit einer zweijährigen Erhöhung von 
jeweils 3 Prozent ab dem Schuljahr 2019/2020 

bis zum Schuljahr 2025/2026.

Tabelle 1

Neue 
Einkommens-
staffel

mo-
natl. 
Bei-
trag 
ab 
01.08. 
2017

mo-
natl. 
Bei-
trag 
ab 
01.08. 
2019

mo-
natl. 
Bei-
trag 
ab 
01.08. 
2021

mo-
natl. 
Bei-
trag 
ab 
01.08. 
2023

mo-
natl. 
Bei-
trag 
ab 
01.08. 
2025

bis 15.000 €  – €  €  – €  – €  – € 
bis 25.000 €  30 €  31 €  32 €  33 €  34 € 
bis 40.000 €  50 €  52 €  54 €  56 €  58 € 
bis 50.000 €  80 €  82 €  84 €  87 €  90 € 
bis 60.000 €  100 €  103 €  106 €  109 €  112 € 
bis 75.000 €  120 €  124 €  128 €  132 €  136 € 
bis 85.000 €  150 €  155 €  160 €  165 €  170 € 
über 85.000 €  180 €  185 €  191 €  197 €  203 € 

§ 11
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 1. August 2017 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 28. Februar 2011 
(GV. NRW. S. 174) außer Kraft.

Köln, den 21. Dezember 2016

Der Vorsitzende
der Landschaftsversammlung Rheinland

Prof. Dr. Jürgen  W i l h e l m

Schriftführerin
der Landschaftsversammlung Rheinland

Ulrike  L u b e k

Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Eltern-
beiträgen für außerunterrichtliche Angebote im Rahmen 
der Offenen Ganztagsschule (OGS) an den LVR-Förder-
schulen wird gemäß §  6 Absatz  2 der Landschaftsver-
bandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
zurzeit geltenden Fassung bekannt gemacht.

Nach § 6 Absatz 3 der Landschaftsverbandsordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Landschaftsver-
bandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gegen 
die Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

1.   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

2.   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

3.   die Direktorin des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung Rheinland vor-
her beanstandet oder

4.   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband Rheinland vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 21. Dezember 2016

Die Direktorin
des Landschaftsverbandes Rheinland

Ulrike  L u b e k

– GV. NRW. 2017 S. 507

2022

Zwanzigste Änderung der Satzung 
der Rheinischen Versorgungskassen

Vom 18. April 2017

Auf Grund des §  13 Absatz  1 und Absatz  2 Satz  1 des 
Gesetzes über die kommunalen Versorgungskassen und 
Zusatzversorgungskassen im Lande Nordrhein-Westfa-
len vom 6. November 1984 (GV. NRW. S. 694, ber. S. 748) 
hat der Verwaltungsrat der RVK im schriftlichen Abstim-
mungsverfahren – mit Feststellung des Ergebnisses am 3. 
Februar 2017 – wie folgt beschlossen:

Die Satzung der Rheinischen Versorgungskassen vom 19. 
November 1985 (GV. NRW. 1986  S.  71 / StAnz. RhPf. 
1986  S.  79), in der Fassung der 19. Satzungsänderung 
vom 7. Juni 2016 (GV. NRW. S. 516 / StAnz. RhPf. S. 674) 
wird wie folgt geändert: 

1

In § 31 Absatz 4 Satz 1 wird am Satzende der „Punkt“ 
ersetzt durch ein „Semikolon“ und folgender Halbsatz 
neu angefügt:

„in Schwebefällen gilt dies nur bei erneutem Diensther-
renwechsel sowie bei Eintritt des Versorgungsfalls.“

2
Inkrafttreten

Die Satzungsänderung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2016 
in Kraft.

Köln, den 3. Februar 2017

P e t r a u s c h k e

Vorsitzender des Verwaltungsrats

B o i s

Schriftführer

Die vorstehende Zwanzigste Änderung der Satzung der 
Rheinischen Versorgungskassen (RVK) hat das Ministe-
rium für Inneres und Kommunales des Landes Nord-
rhein-Westfalen am 23. März 2017 angenommen. Sie 
wird nach §  13 Absatz  4 Satz  1 des Gesetzes über die 
kommunalen Versorgungskassen und Zusatzversorgungs-
kassen im Lande Nordrhein-Westfalen bekannt gemacht.

Köln, den 18. April 2017

Rheinische Versorgungskassen

Die Leiterin der Kassen

L u b e k

– GV. NRW. 2017 S. 509
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2022

Haushaltssatzung 
des Landschaftsverbandes Rheinland 

für die Haushaltsjahre 2017 / 2018
Vom 18. April 2017

Auf Grund der §§ 7 und 23 der Landschaftsverbandsord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen, in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 
S.  657), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 966) in Verbindung 
mit den §§  78ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. November 2016 
(GV. NRW. S.  966), in Kraft getreten am 29. November 
2016, hat die Landschaftsversammlung mit Beschluss 
vom 21. Dezember 2016 folgende Satzung erlassen:

§ 1 
Ergebnisplan und Finanzplan

Der Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2017 / 2018, 
der die für die Erfüllung der Aufgaben des Landschafts-
verbandes Rheinland voraussichtlich anfallenden Erträge 
und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden 
Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und not-
wendigen Verpfl ichtungsermächtigungen enthält, wird

im Ergebnisplan mit Haushaltsjahr 2017 Haushaltsjahr 2018

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 3.966.573.262 EUR 4.047.771.636 EUR

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 3.980.324.884 EUR 4.065.744.463 EUR

im Finanzplan mit

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungs-
tätigkeit auf

3.912.992.984 EUR 3.997.130.053 EUR

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungs tätigkeit 
auf

3.945.118.337 EUR 4.028.347.449 EUR

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit 
auf

53.672.732 EUR 49.618.744 EUR

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 
auf

104.352.174 EUR 100.604.510 EUR

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 
auf

209.608.300 EUR 144.165.600 EUR

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 
auf

76.054.300 EUR 103.862.000 EUR

festgesetzt.

§ 2
Kreditermächtigungen für Investitionen

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen 
erforderlich ist, wird auf folgende Summen festgesetzt: 80.000.000 EUR 80.000.000 EUR

§ 3 
Verpfl ichtungsermächtigungen

Der Gesamtbetrag der Verpfl ichtungsermächtigungen, der zur Leistung 
von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird 
auf folgende Summen festgesetzt: 174.623.176,00 EUR 14.572.291,00 EUR

§ 4 
Ausgleichsrücklage und Allgemeine Rücklage

Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich des Ergebnis-
plans wird auf folgende Summen festgesetzt: 13.751.621 EUR 17.972.827 EUR

§ 5 
Kredite zur Liquiditätssicherung

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch 
genommen werden dürfen, wird auf folgende Summen festgesetzt: 500.000.000 EUR 500.000.000 EUR

§ 6 
Umlagen

Die gemäß §  22 der Landschaftsverbandsordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen zu erhebende Umlage 
wird 2017 auf 16,15 % und 2018 auf 16,20 % der für das 
jeweilige Haushaltsjahr geltenden Bemessungsgrundla-
gen festgesetzt. Die Umlage wird durch gesonderten Be-
scheid erhoben.
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§ 7 
Stellenplan

1.   Die im Stellenplan als künftig wegfallend (kw) be-
zeichneten Stellen dürfen nach Ausscheiden der jetzi-
gen Stelleninhaberinnen bzw. Stelleninhaber zur Füh-
rung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die nach 
Ablauf einer Teilzeitbeschäftigung oder Urlaub ohne 
Bezüge nach beamten- oder tarifrechtlichen Vorschrif-
ten zur Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigung zurück-
kehren, in Anspruch genommen werden.

2.   Die im Stellenplan ausgewiesenen Uwandlungsver-
merke (ku) werden in der Weise erfüllt, dass mindes-
tens jede dritte frei werdende, mit dem Vermerk verse-
hene Planstelle der Besoldungsgruppe/Entgeltgruppe 
umzuwandeln ist.

Köln, den 21. Dezember 2016

Der Vorsitzende 
der Landschaftsversammlung Rheinland

Prof. Dr.  W i l h e l m 

Die Direktorin 
des Landschaftsverbandes Rheinland 

als Schriftführerin 

L u b e k  

Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für die Haushalts-
jahre 2017 und 2018 wird gemäß § 6 Absatz 2 der Land-
schaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 657) in der jeweils geltenden Fassung 
öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß §  23 Absatz  2 der Landschaftsverbandsordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 80 Absatz 5 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen wurde die von der Landschaftsver-
sammlung Rheinland am 21. Dezember 2016 beschlos-
sene Haushaltssatzung dem Ministerium für Inneres und 
Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen mit Be-
richt vom 6. Januar 2017 vorgelegt. Das Ministerium für 
Inneres und Kommunales hat den Beschluss der Land-
schaftsversammlung Rheinland über die Haushaltssat-
zung für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 mit Erlass 
vom 05. April 2017 zur Kenntnis genommen und den 
Umlagesatz in Höhe von 16,15 Prozent für das Haus-
haltsjahr 2017 und in Höhe von 16,2 Prozent für das 
Haushaltsjahr 2018 gemäß §  22 Absatz  2 der Land-
schaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-West-
falen genehmigt.

Der Haushaltsplan wird gemäß §  96 Absatz  2 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen von 
montags bis freitags jeweils von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
und von 13.30 Uhr bis 15.00 Uhr, im Landeshaus, Ken-
nedy-Ufer 2, 50679 Köln, Zimmer F 220, bis zum Ende 
der Auslegung des Jahresabschlusses zur Einsichtnahme 
verfügbar gehalten.

Unter der Adresse http://haushalt.lvr.de kann der Haus-
haltsplan ebenfalls im Internet eingesehen werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 6 Absatz 3 der 
Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Sat-
zung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn

a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b)   die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c)   die Direktorin des Landschaftsverbandes hat den Be-
schluss der Landschaftsversammlung vorher bean-
standet oder

d)   der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Landschaftsverband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.

Köln, den 18. April 2017

Die Direktorin
des Landschaftsverbandes Rheinland

L u b e k

– GV. NRW. 2017 S. 510
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Gesetz
zur Regelung des Jugendstrafvollzuges 
und zur Änderung der Vollzugsgesetze 

in Nordrhein-Westfalen
Vom 7. April 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz
zur Regelung des Jugendstrafvollzuges 
und zur Änderung der Vollzugsgesetze

in Nordrhein-Westfalen

46

Artikel 1
Gesetz zur Regelung des Jugendstrafvollzuges 

in Nordrhein-Westfalen
(Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen – 

JStVollzG NRW)
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Abschnitt 1
Anwendungsbereich, Grundsätze des Vollzuges

§ 1
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Jugendstrafe sowie 
der Freiheitsstrafe, soweit diese in Anstalten des Jugend-
strafvollzuges nach §  59 vollzogen wird. Wird die Ju-
gendstrafe in einer Einrichtung des Vollzuges in freien 
Formen außerhalb der Landesjustizverwaltung vollzo-
gen, fi nden die nachfolgenden Vorschriften nur Anwen-
dung, soweit Zweck und Eigenart des Vollzuges der Ju-
gendstrafe in freien Formen und die Organisation der 
Einrichtung nicht entgegenstehen.

§ 2
Vollzugsziel

Der Vollzug der Jugendstrafe dient dem Ziel, die Gefan-
genen zu befähigen, künftig in sozialer Verantwortung 
ein Leben ohne Straftaten zu führen. Er trägt durch eine 
an den Entwicklungspotentialen der Gefangenen orien-
tierte Förderung dazu bei, individuelle Benachteiligun-
gen zu vermeiden oder abzubauen.

§ 3
Grundsätze der Vollzugsgestaltung

(1) Der Vollzug der Jugendstrafe ist erzieherisch nach 
anerkannten Grundsätzen der Jugendpädagogik zu ge-
stalten. Zur Erreichung des Vollzugsziels ist die Bereit-
schaft der Gefangenen zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Lebensführung in Achtung 
der Rechte anderer zu wecken und zu fördern. Sinnvolle 
Beschäftigungsmöglichkeiten sollen ihre Gesundheit, 
ihre Selbstachtung sowie Fähigkeiten und Fertigkeiten 
erhalten und stärken und ihnen helfen, sich als sozial 
verantwortungsvolle Mitglieder der Gesellschaft zu ent-
wickeln.

(2) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebensver-
hältnissen soweit wie möglich anzugleichen. Der Vollzug 
ist von Beginn an darauf auszurichten, dass er den Ge-
fangenen hilft, sich in das Leben in Freiheit einzuglie-
dern. Schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges ist entge-
genzuwirken.

(3) Die Persönlichkeit und die Würde der Gefangenen 
sind zu achten. Bei der Ausgestaltung des Vollzuges wer-
den die unterschiedlichen Lebenslagen und Bedürfnisse 
der Gefangenen, insbesondere im Hinblick auf Ge-
schlecht, Entwicklungsstand, Zuwanderungshinter-
grund, Religion, Behinderung und sexuelle Identität in 
angemessenem Umfang berücksichtigt.

(4) Alle im Vollzug Tätigen arbeiten zusammen und wir-
ken mit, das Vollzugsziel zu erreichen.

(5) Personelle Ausstattung, sachliche Mittel und Organi-
sation der Einrichtungen des Jugendstrafvollzuges wer-
den an dessen Zielsetzung und Aufgaben sowie den 
 altersspezifi schen besonderen Bedürfnissen der Gefange-
nen ausgerichtet.

(6) Gefangene unterliegen den in diesem Gesetz vorgese-
henen Beschränkungen ihrer Freiheit. Soweit das Gesetz 
eine besondere Regelung nicht enthält, können ihnen Be-
schränkungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit oder zur Abwendung einer schwer-
wiegenden Störung der Ordnung der Anstalt erforderlich 
sind.

(7) Von mehreren gleich geeigneten Maßnahmen ist die-
jenige zu wählen, die die Gefangenen voraussichtlich am 
wenigsten beeinträchtigt. Eine Maßnahme darf nicht zu 
einem Nachteil führen, der zu dem angestrebten Erfolg 
erkennbar außer Verhältnis steht. Sie ist nur so lange zu-
lässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder nicht mehr erreicht 
werden kann.

§ 4
Förderung und Erziehung, Mitwirkung und Motivierung

(1) Grundlage der Förderung und Erziehung im Vollzug 
der Jugendstrafe sind alle Maßnahmen und Programme, 

welche die Fähigkeiten und Fertigkeiten der Gefangenen 
im Hinblick auf die Erreichung des Vollzugsziels entwi-
ckeln und stärken.

(2) Durch differenzierte Angebote wird auf den jeweili-
gen Entwicklungsstand und den unterschiedlichen För-
der- und Erziehungsbedarf der Gefangenen eingegangen.

(3) Förderung und Erziehung sind zukunftsorientiert 
auszugestalten und sind insbesondere auf die Auseinan-
dersetzung mit den Straftaten der Gefangenen und ihren 
Folgen, schulische Bildung, berufl iche Qualifi zierung und 
arbeitstherapeutische Angebote, soziale Rehabilitation 
und die verantwortliche Gestaltung des alltäglichen Zu-
sammenlebens, der freien Zeit sowie der Außenkontakte 
ausgerichtet.

(4) Die Gefangenen sollen an Maßnahmen zur Errei-
chung des Vollzugsziels und der Gestaltung des Vollzuges 
mitwirken. Die Bereitschaft der Gefangenen ist fortwäh-
rend durch eine auf Ermutigung zur aktiven Mitwirkung 
abstellende individuelle Förderplanung, motivierende 
Lerngelegenheiten und sonstige Angebote und Maßnah-
men, die dem jeweiligen Entwicklungsstand der Gefan-
genen entsprechen, zu wecken und zu fördern.

§ 5
Soziale Hilfe

(1) Die Gefangenen sollen befähigt werden, ihre Angele-
genheiten eigenständig zu ordnen und zu regeln. Sie 
werden bei der Bewältigung ihrer persönlichen, wirt-
schaftlichen und sozialen Schwierigkeiten angeleitet und 
motiviert, angebotene Hilfe anzunehmen.

(2) Die Maßnahmen des Vollzuges sind den Gefangenen 
zu erläutern. Die Vorschriften und die innere Organisa-
tion der Anstalt, die Ziele und Methoden der angewand-
ten Förder- und Erziehungsmaßnahmen, die Bedeutung 
freiwilliger Mitwirkung sowie die vorgeschriebenen 
Wege, Auskunft zu erhalten und Beschwerden vorzubrin-
gen, sind ihnen zu erklären, damit sie ihre Rechte und 
Pfl ichten während des Vollzuges in vollem Umfang wahr-
nehmen können.

(3) Die Gefangenen sind über die Auswirkungen der In-
haftierung auf die Sozialversicherung und die insoweit 
bestehenden Mitwirkungspfl ichten zu beraten. Die Bera-
tung soll sich auch auf die Benennung der für Sozialleis-
tungen zuständigen Stellen erstrecken.

§ 6
Einbeziehung Dritter

(1) Die Anstalten arbeiten eng mit öffentlichen Stellen, 
freien Trägern sowie anderen Organisationen und Perso-
nen zusammen, die der Eingliederung der Gefangenen 
förderlich sein können. Die Anstalten wirken rechtzeitig 
auf einen Austausch der erforderlichen Informationen 
hin.

(2) Die Arbeit ehrenamtlicher Betreuerinnen und Be-
treuer wird unterstützt. Sie sind verpfl ichtet, außerhalb 
ihrer Tätigkeit über alle Angelegenheiten, die vertraulich 
sind, insbesondere über Namen und Persönlichkeit der 
Gefangenen Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt 
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit.

(3) Die Personensorgeberechtigten sind, soweit möglich, 
in die Planung und Gestaltung des Vollzuges einzubezie-
hen.

(4) Zur Förderung der Eingliederung der Gefangenen 
wird die Bereitstellung von Angeboten und Leistungen 
Dritter in den Anstalten angestrebt. Die hierfür erforder-
lichen Netzwerke und Strukturen sind einzurichten und 
fortzuentwickeln.

§ 7
Sicherheit

(1) Der Vollzug der Jugendstrafe dient auch dem Schutz 
der Allgemeinheit vor weiteren Straftaten.

(2) Die Sicherheit der Bevölkerung, der Bediensteten 
und der übrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 
der Gefangenen wird erreicht durch
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1.  baulich-technische Vorkehrungen,

2.   organisatorische Regelungen und deren Umsetzung 
und

3.  soziale und behandlungsfördernde Strukturen.

(3) Die Sicherheitsstandards haben sich an den jeweili-
gen Aufgaben der Anstalten und den zu bewältigenden 
Gefahren zu orientieren. Der innere Aufbau der Anstal-
ten soll eine Binnendifferenzierung ermöglichen. Bei der 
Festlegung der Sicherheitsstandards sind insbesondere 
altersspezifi sche Belange, besondere Belange weiblicher 
Gefangener und Gefangener mit Behinderungen sowie 
die besonderen Anforderungen des Wohngruppenvollzu-
ges einzubeziehen.

(4) Anstalten des offenen Vollzuges sehen keine oder nur 
verminderte Vorkehrungen gegen Entweichungen vor.

(5) Die Sicherheit in den Anstalten soll ein gewaltfreies 
Klima fördern und die Gefangenen vor Übergriffen Mit-
gefangener schützen. Den Gefangenen sollen Möglich-
keiten aufgezeigt werden, Einstellungen und Fertigkei-
ten für sozial angemessene Verhaltensweisen zu 
entwickeln. Ihre Fähigkeit zu gewaltfreier Konfl iktlö-
sung und einvernehmlicher Streitbeilegung sowie ihr Be-
wusstsein für Gefährdungen, die durch Fehlverhalten im 
Gewalt- oder Drogenbereich entstehen, sind zu entwi-
ckeln und zu stärken.

§ 8
Opferbezogene Gestaltung

(1) Die berechtigten Belange der Opfer sind bei der Ge-
staltung des Vollzuges, insbesondere bei vollzugsöffnen-
den Maßnahmen und bei der Erteilung von Weisungen 
sowie bei der Eingliederung und Entlassung der Gefan-
genen, zu berücksichtigen. Dem Schutzinteresse gefähr-
deter Dritter ist Rechnung zu tragen.

(2) Die Einsicht der Gefangenen in das Unrecht der Tat 
und deren Folgen für die Opfer soll geweckt oder vertieft 
werden. Dabei sollen das Einfühlungsvermögen der Ge-
fangenen in die Situation der Opfer von Straftaten und 
ihre Selbstachtung in einer dem Entwicklungsstand der 
Gefangenen entsprechenden Weise gefördert werden. 
Durch geeignete Förder- und Erziehungsmaßnahmen 
sollen die Gefangenen auch dazu angehalten werden, 
Verantwortung für ihre Tat zu übernehmen. Sie sind 
dabei zu unterstützen, den verursachten materiellen und 
immateriellen Schaden auszugleichen.

(3) Maßnahmen des Opferschutzes und des Tatausgleichs 
sind mit dem Ziel der Eingliederung der Gefangenen in 
Einklang zu bringen.

(4) Für Fragen des Opferschutzes und des Tatausgleichs 
sollen Ansprechpartnerinnen oder Ansprechpartner in 
den Anstalten zur Verfügung stehen.

(5) Opfer, die sich an die Anstalten wenden, sind in ge-
eigneter Form, auch durch die Ansprechpartnerin oder 
den Ansprechpartner auf ihre Rechte nach diesem Ge-
setz, insbesondere ihre Auskunftsansprüche nach §  116 
des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 13. 
Januar 2015 (GV. NRW. S.  76) in der jeweils geltenden 
Fassung hinzuweisen.

Abschnitt 2
Aufnahme und Vollzugsplanung

§ 9
Erstgespräch

(1) Unmittelbar nach dem Eintritt der Gefangenen in die 
Anstalt werden die Gefangenen vorläufi g aufgenommen 
und es ist mit ihnen ein Erstgespräch zu führen, das ins-
besondere dazu dient, ihnen erste Informationen zu er-
teilen, einen Eindruck von ihrer aktuellen persönlichen 
Verfassung zu gewinnen sowie Selbstgefährdung und 
Selbsttötung abzuwenden.

(2) Bei dem Erstgespräch dürfen andere Gefangene 
nicht zugegen sein. Ausnahmen bedürfen der Einwilli-
gung der betroffenen Gefangenen.

(3) Die Gefangenen sollen dabei unterstützt werden, 
etwa notwendige Maßnahmen für hilfsbedürftige Ange-

hörige sowie sonstige dringend erforderliche Maßnah-
men zu veranlassen.

§ 10
Aufnahme

(1) Mit neu aufgenommenen Gefangenen ist möglichst 
am Tag der Aufnahme ein Zugangsgespräch zu führen, in 
dem in einer ihnen verständlichen Sprache ihre aktuelle 
Lebenssituation erörtert wird und sie über ihre Rechte 
und Pfl ichten informiert werden. Ihnen ist die Hausord-
nung auszuhändigen und ein Exemplar dieses Gesetzes 
zugänglich zu machen. Gefangene werden alsbald ärzt-
lich untersucht.

(2) Für die weitere Aufnahme, die ärztliche Untersu-
chung und das Zugangsgespräch gilt §  9 Absatz  2 ent-
sprechend.

(3) Die Personensorgeberechtigten und das Jugendamt, 
das nach §  87b des Achten Buches Sozialgesetzbuch – 
Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11. September 2012 (BGBl.  I S.  2022) in 
der jeweils geltenden Fassung für die Mitwirkung in dem 
Verfahren nach dem Jugendgerichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Dezember 1974 (BGBl.  I 
S. 3427) in der jeweils geltenden Fassung örtlich zustän-
dig war, werden von der Aufnahme unverzüglich unter-
richtet.

§ 11
Feststellung des Förder- und Erziehungsbedarfs

(1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur Vorbe-
reitung der Vollzugsplanung die Feststellung des Förder- 
und Erziehungsbedarfs an. Sie dient insbesondere der 
Feststellung der Entwicklungsmöglichkeiten der Gefan-
genen, die für eine planvolle und wirksame Förderung 
der Gefangenen im Vollzug und für ihre Eingliederung 
nach der Entlassung notwendig ist. Zur Förderung ihrer 
Mitwirkungsbereitschaft werden den Gefangenen das 
Vollzugsziel, die Bedeutung des Vollzugsplans, die vor-
handenen schulischen und berufl ichen Aus- und Weiter-
bildungsangebote, Beschäftigungsmöglichkeiten sowie 
die weiteren Förder- und Erziehungsangebote erläutert. 
Der Förder- und Erziehungsbedarf der Gefangenen wird, 
soweit dies nicht bereits in der Untersuchungshaft im 
Rahmen des Auswahlverfahrens geschehen ist, regelmä-
ßig innerhalb der ersten vier Wochen nach der Aufnahme 
ermittelt. Soweit erforderlich, sind die Fachdienste früh-
zeitig zu beteiligen.

(2) Die Feststellungen zum Förder- und Erziehungsbe-
darf erstrecken sich insbesondere auf die Persönlichkeit 
und die Lebensverhältnisse der Gefangenen, die Ursa-
chen und Umstände der zu der Inhaftierung führenden 
Straftaten, die Lebenssituation bei der Entlassung und 
die Eignung für sozialtherapeutische Maßnahmen. Die 
Fähigkeiten und Entwicklungsmöglichkeiten der Gefan-
genen sowie weitere Umstände, deren Stärkung zu einer 
Lebensführung ohne Straftaten beitragen kann, sollen 
ermittelt werden. Erkenntnisse aus dem Vollzug vorange-
gangener Freiheitsentziehungen sowie Erkenntnisse 
Dritter, insbesondere des ambulanten Sozialen Dienstes 
der Justiz, der Jugendgerichtshilfe und der Jugendämter, 
sind nach Möglichkeit einzubeziehen.

(3) Die Ergebnisse der Feststellungen zum Förder- und 
Erziehungsbedarf werden mit den Gefangenen erörtert. 
Sinnvolle Anregungen und Vorschläge der Gefangenen 
werden aufgegriffen und bei der Vollzugsplanung ange-
messen berücksichtigt.

§ 12
Vollzugsplan

(1) Auf der Grundlage des festgestellten Förder- und Er-
ziehungsbedarfs wird unverzüglich ein Vollzugsplan er-
stellt. Die zur Erreichung des Vollzugsziels geeigneten 
und erforderlichen Maßnahmen sind zu benennen und 
Perspektiven für die künftige Entwicklung der Gefange-
nen aufzuzeigen. Die für die Eingliederung und Entlas-
sung zu treffenden Vorbereitungen sind frühzeitig in die 
Planung einzubeziehen.
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(2) Der Vollzugsplan enthält je nach Stand des Vollzuges 
Angaben insbesondere zu folgenden Bereichen:

 1.  festgestellter Förder- und Erziehungsbedarf,

 2.  Vollzugsform,

 3.   Art der Unterbringung im Vollzug, insbesondere in 
Wohn- oder Behandlungsgruppen oder in einer so-
zialtherapeutischen Einrichtung,

 4.   Teilnahme an schulischer oder berufl icher Bildung, 
Zuweisung von Arbeit sowie arbeitstherapeutische 
Förderung,

 5.   Art und Umfang der Teilnahme an therapeutischer 
Behandlung oder anderen Förder- und Erziehungs-
maßnahmen,

 6.   Art und Umfang der Teilnahme an Sport- und Frei-
zeitangeboten,

 7.  vollzugsöffnende Maßnahmen,

 8.   Maßnahmen zur Pfl ege der familiären Kontakte und 
zur Gestaltung der Außenkontakte, insbesondere bei 
heimatferner Unterbringung,

 9.  ehrenamtliche Betreuung, 

10.   Opferbezogene Förder- und Erziehungsmaßnahmen 
sowie Maßnahmen und Angebote zum Ausgleich von 
Tatfolgen,

11.   Maßnahmen zur Sicherung berechtigter Schutzinter-
essen von Opfern oder gefährdeten Dritten,

12.  Schuldnerberatung und Schuldenregulierung, 

13.  Maßnahmen zur Haftverkürzung,

14.   Suchtberatung und Maßnahmen der Gesundheitsför-
derung,

15.  voraussichtlicher Entlassungszeitpunkt,

16.   Maßnahmen zur arbeitsmarktorientierten Vorberei-
tung der Entlassung, insbesondere die Fortsetzung 
oder Aufnahme einer berufl ichen oder schulischen 
Ausbildung oder einer berufl ichen Tätigkeit nach der 
Entlassung, sowie weitere Maßnahmen zur Stabili-
sierung der Lebensführung und frühzeitige Vorlage-
fristen,

17.   Empfehlungen zur Wahrnehmung von Angeboten 
und Leistungen Dritter zur Sicherung der Eingliede-
rung nach der Entlassung,

18.   Bestimmung der für die Koordination der Entlas-
sungsplanung zuständigen Person und

19.  Fristen zur Fortschreibung des Vollzugsplans.

(3) Der Vollzugsplan und seine Umsetzung sind regelmä-
ßig zu überprüfen und der Entwicklung der Gefangenen 
anzupassen sowie mit weiteren für die Förderung und 
Erziehung bedeutsamen Erkenntnissen in Einklang zu 
halten. Zur Fortschreibung des Vollzugsplans sind ange-
messene Fristen vorzusehen. Diese dürfen einen Zeit-
raum von sechs Monaten nicht überschreiten.

(4) Zur Vorbereitung der Aufstellung und Fortschreibung 
des Vollzugsplans werden Konferenzen mit den an der 
Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. 
Personen und Stellen außerhalb des Vollzuges, die an der 
Förderung und Erziehung, der Entlassungsvorbereitung 
sowie der Eingliederung der Gefangenen mitwirken, sol-
len in die Planung einbezogen werden. Mit Einwilligung 
der Gefangenen können sie auch an den Konferenzen be-
teiligt werden.

(5) Die Personensorgeberechtigten erhalten Gelegenheit, 
Anregungen und Vorschläge einzubringen. Diese sollen, 
soweit sie mit dem Vollzugsziel und der Gestaltung des 
Vollzuges vereinbar sind, berücksichtigt werden.

(6) Die Vollzugsplanung wird mit den Gefangenen erör-
tert. Sind verschiedene Maßnahmen der Förderung glei-
chermaßen geeignet, soll die Wahl im Einvernehmen mit 
den Gefangenen getroffen werden. Deren Anliegen und 
Vorschläge werden auch im Übrigen angemessen berück-
sichtigt. Betroffenen Gefangenen kann die Teilnahme an 
der Vollzugsplankonferenz ermöglicht werden. Eine Aus-
fertigung des Vollzugsplans und seiner Fortschreibungen 
ist ihnen auszuhändigen. Er ist den Vollstreckungsleitun-

gen zu übermitteln und auf Verlangen der Personensor-
geberechtigten diesen schriftlich bekannt zu geben.

§ 13 
Verlegung, Überstellung, Ausantwortung

(1) Gefangene können abweichend vom Vollstreckungs-
plan in eine andere für den Vollzug der Jugendstrafe zu-
ständige Anstalt verlegt werden, wenn

1.   ihre Behandlung während des Vollzuges oder die Ein-
gliederung nach der Entlassung hierdurch gefördert 
wird,

2.   in erhöhtem Maße Fluchtgefahr gegeben ist oder sonst 
das Verhalten der Gefangenen oder ihr Zustand eine 
Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 
darstellt und die aufnehmende Anstalt zur sicheren 
Unterbringung der Gefangenen besser geeignet ist 

 oder

3.   Gründe der Vollzugsorganisation oder andere wichtige 
Gründe eine Verlegung erforderlich machen.

(2) Die Personensorgeberechtigten, das Jugendamt und 
die Vollstreckungsleitung werden von der Verlegung der 
Gefangenen unverzüglich unterrichtet.

(3) Im Einvernehmen mit der aufnehmenden Anstalt 
dürfen Gefangene aus wichtigem Grund, insbesondere 
zur Durchführung medizinischer Maßnahmen, zur Be-
gutachtung oder Besuchszusammenführung, in eine an-
dere Anstalt überstellt werden.

(4) Gefangene dürfen befristet dem Gewahrsam einer 
anderen Behörde überlassen werden, wenn diese Be-
hörde ihrerseits befugt ist, die Gefangenen in amtlichem 
Gewahrsam zu halten (Ausantwortung).

(5) Vor Verlegungen und Überstellungen sind die Gefan-
genen anzuhören. Bei einer Gefährdung der Sicherheit 
kann dies auch nachgeholt werden.

Abschnitt 3
Unterbringung

§ 14
Offener und geschlossener Vollzug, 

Vollzug in freien Formen

(1) Gefangene werden im offenen oder geschlossenen 
Vollzug untergebracht. Sie werden in einer Anstalt oder 
einer Abteilung des offenen Vollzuges untergebracht, 
wenn dies verantwortet werden kann, sie namentlich den 
besonderen Anforderungen des offenen Vollzuges genü-
gen und nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug 
der Jugendstrafe entziehen oder die besonderen Verhält-
nisse des offenen Vollzuges zur Begehung von Straftaten 
missbrauchen werden.

(2) Zur Vorbereitung der Entlassung sollen Gefangene 
frühzeitig in den offenen Vollzug verlegt werden. Ab-
satz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Missbrauchsgefahren 
sind insbesondere bei einer unmittelbar bevorstehenden 
Entlassung mit den Risiken einer unerprobten Entlas-
sung abzuwägen.

(3) Kann eine Unterbringung im offenen Vollzug noch 
nicht verantwortet werden, sind die tragenden Gründe 
zu dokumentieren und den Gefangenen die noch zu er-
füllenden Voraussetzungen in verständlicher Form zu 
vermitteln. Die Bereitschaft der Gefangenen zur Verle-
gung in den offenen Vollzug ist zu wecken und fortlau-
fend zu fördern.

(4) Gefangene, die sich für den offenen Vollzug nicht eig-
nen, werden im geschlossenen Vollzug untergebracht. Für 
den offenen Vollzug geeignete Gefangene dürfen aus-
nahmsweise im geschlossenen Vollzug verbleiben, dort-
hin verlegt oder zurückverlegt werden, wenn dies für 
ihre Förderung oder Erziehung notwendig ist. Sie sind zu 
verlegen, wenn sie den Anforderungen nach Absatz  1 
Satz  2 nicht entsprechen. §  13 Absatz  5 gilt entspre-
chend.

(5) Gefangene können mit ihrer Zustimmung im Vollzug 
in freien Formen untergebracht werden, wenn sie dessen 
besonderen erzieherischen Anforderungen genügen.
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(6) Die Gründe für eine Verlegung in den offenen Vollzug 
oder in den Vollzug in freien Formen sowie die Gründe 
für eine Rückverlegung in den geschlossenen Vollzug 
sind ebenfalls zu dokumentieren.

§ 15
Sozialtherapie

(1) Gefangene, die wegen erheblicher Straftaten gegen 
das Leben, die körperliche Unversehrtheit oder die sexu-
elle Selbstbestimmung verurteilt worden sind, werden in 
eine sozialtherapeutische Einrichtung des Jugendstraf-
vollzuges verlegt, wenn eine sozialtherapeutische Be-
handlung zur Eingliederung und Förderung der Gefan-
genen angezeigt und erfolgversprechend ist.

(2) Andere Gefangene sollen mit ihrer Zustimmung in 
eine sozialtherapeutische Einrichtung des Jugendstraf-
vollzuges verlegt werden, wenn deren Teilnahme an den 
dortigen Behandlungsprogrammen zu ihrer Eingliede-
rung und zur Verringerung erheblicher Gefahren, die von 
den Gefangenen für die Allgemeinheit ausgehen, ange-
zeigt und erfolgversprechend ist. Erhebliche Gefahren 
für die Allgemeinheit bestehen insbesondere dann, wenn 
auf Grund einer Störung der sozialen und persönlichen 
Entwicklung der oder des Gefangenen weitere erhebli-
che Straftaten zu erwarten sind.

(3) Die Bereitschaft der Gefangenen zur Teilnahme an 
einer sozialtherapeutischen Behandlung und zur Unter-
bringung in einer sozialtherapeutischen Einrichtung ist 
zu wecken und durch vorbereitende Maßnahmen zu för-
dern.

(4) Die Unterbringung soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, 
der entweder den Abschluss der Behandlung zum vor-
aussichtlichen Entlassungszeitpunkt erwarten lässt oder 
die Fortsetzung der Behandlung nach der Entlassung er-
möglicht.

(5) Die Unterbringung der Gefangenen in der sozialthe-
rapeutischen Einrichtung endet, wenn der Zweck der 
Behandlung aus Gründen, die in ihrer Person liegen, 
nicht erreicht werden kann.

(6) Sozialtherapeutische Behandlung wird in besonderen 
Abteilungen der Jugendstrafvollzugsanstalten (sozial-
therapeutische Einrichtungen) vollzogen. Der Vollzug er-
folgt in überschaubaren Wohngruppen, deren Ausgestal-
tung an den Grundsätzen sozialtherapeutischer 
Behandlung auszurichten ist. Die Wohngruppen werden 
jeweils durch eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter 
des Sozialen Dienstes, eine Psychologin oder einen Psy-
chologen und fest zugeordnete Bedienstete des allgemei-
nen Vollzugsdienstes betreut. Die Diagnostik soll durch 
Personen erfolgen, die nicht an der therapeutischen Be-
treuung der Gefangenen beteiligt sind.

(7) Gefangenen kann zur Vorbereitung der Entlassung 
aus einer sozialtherapeutischen Einrichtung Langzeit-
ausgang bis zu sechs Monaten gewährt werden, insbe-
sondere wenn ihre Unterkunft gesichert, ein Arbeits- 
oder Weiterbildungsplatz vorhanden und das soziale 
Umfeld für ihre Eingliederung förderlich ist. §  42 Ab-
satz 1 und 6 bis 9 dieses Gesetzes und § 56 des Strafvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend. 
Gefangenen sollen für den Langzeitausgang Weisungen 
(§ 44) erteilt werden. Sie sollen insbesondere angewiesen 
werden, sich einer von der Einrichtung bestimmten Be-
treuungsperson zu unterstellen und für eine bestimmte 
Zeit in die sozialtherapeutische Einrichtung zurückzu-
kehren. Der Langzeitausgang wird widerrufen, wenn 
dies aus Gründen der Behandlung der Gefangenen erfor-
derlich ist. §  83 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen über den Widerruf von Maßnahmen bleibt un-
berührt.

(8) Die sozialtherapeutischen Einrichtungen sollen nach 
Entlassung der Gefangenen die in der Einrichtung be-
gonnene Betreuung und Behandlung auf Antrag der Ge-
fangenen vorübergehend fortführen, wenn das Ziel der 
früheren Behandlung gefährdet ist und die Betreuung 
nicht anderweitig sichergestellt werden kann. Die nach-
gehende Betreuung kann in sozialtherapeutischen Nach-
sorgeambulanzen in den sozialtherapeutischen Einrich-
tungen durchgeführt werden.

(9) Eine vorübergehende Aufnahme auf freiwilliger 
Grundlage nach der Entlassung der Gefangenen ist zu-
lässig, wenn das Ziel der vorangegangenen Behandlung 
ansonsten gefährdet ist. §  48 Absatz  1 Satz  2 und Ab-
satz 3 bis 6 gilt entsprechend.

§ 16
Besondere Vorschriften für Gefangene mit vorbehaltener 

Sicherungsverwahrung

(1) Ist bei Gefangenen im Vollzug der Jugendstrafe die 
Anordnung der Sicherungsverwahrung vorbehalten, gel-
ten §§  91 und 92 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen entsprechend.

(2) § 7 Absatz 3 und § 106 Absatz 5 des Jugendgerichts-
gesetzes bleiben unberührt.

§ 17
Unterbringung, Aufenthalt, Wohngruppenvollzug

(1) Gefangene werden in Einrichtungen des geschlosse-
nen Vollzuges während der Ruhezeit in ihren Hafträumen 
allein untergebracht. Eine gemeinsame Unterbringung 
ist zulässig, wenn

1.   eine Gefahr für Leben oder Gesundheit der Gefange-
nen besteht,

2.  Gefangene hilfsbedürftig sind,

3.   dies aus Gründen der Förderung oder Erziehung er-
forderlich ist,

4.   dies im Einzelfall aus zwingenden Gründen der An-
staltsorganisation vorübergehend erforderlich ist oder

5.   sich die Gefangenen im Justizvollzugskrankenhaus 
oder in Kranken- oder Pfl egeabteilungen von Justiz-
vollzugseinrichtungen befi nden,

und eine schädliche Beeinfl ussung der Gefangenen nicht 
zu befürchten ist. Die Gefangenen müssen für die ge-
meinschaftliche Unterbringung geeignet sein, insbeson-
dere dürfen weder körperliche Übergriffe noch die Aus-
übung psychischen Zwangs zu erwarten sein.

(2) Für den Aufenthalt während der Arbeit und Freizeit 
in Gemeinschaft gilt § 14 Absatz 2 und 3 des Strafvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen entsprechend.

(3) Weibliche Gefangene werden getrennt von männli-
chen Gefangenen untergebracht. Gemeinsame Förderan-
gebote, insbesondere eine gemeinsame Schul- und Be-
rufsausbildung, sowie gemeinsame kulturelle oder 
religiöse Veranstaltungen sind zulässig. §  86 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend.

(4) Geeignete Gefangene werden in überschaubaren 
Wohngruppen untergebracht, die das Alter, die voraus-
sichtliche Dauer der Inhaftierung und die Straftat der 
Gefangenen berücksichtigen. Der Wohngruppenvollzug 
dient insbesondere der Einübung sozialverträglichen Zu-
sammenlebens sowie der Übernahme von Verantwortung 
für sich und andere und ermöglicht den dort unterge-
brachten Gefangenen, ihren Vollzugsalltag weitgehend 
selbstständig zu regeln. Zu einer Wohngruppe gehören 
neben Hafträumen weitere Räume und Einrichtungen 
zur gemeinsamen Nutzung. Sie soll durch fest zugeord-
nete Bedienstete betreut werden.

§ 18
Unterbringung von Gefangenen mit Kindern

(1) Ist das Kind einer Gefangenen oder eines Gefange-
nen noch nicht schulpfl ichtig, kann es mit Zustimmung 
der aufenthaltsbestimmungsberechtigten Person in der 
Anstalt untergebracht werden, in der sich seine Mutter 
oder sein Vater befi ndet, wenn dies dem Wohl des Kindes 
entspricht. Vor der Aufnahme ist das Jugendamt zu 
hören.

(2) Die Kosten der Unterbringung des Kindes ein-
schließlich der Gesundheitsfürsorge trägt die oder der 
zum Unterhalt des Kindes Verpfl ichtete. Von der Erhe-
bung der Kosten kann abgesehen werden, wenn hier-
durch die gemeinsame Unterbringung der oder des Ge-
fangenen mit dem Kind gefährdet würde.
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(3) Ist das Kind in ein Krankenhaus außerhalb des Vollzu-
ges zu bringen, kann gestattet werden, dass die oder der 
Gefangene das Kind begleitet, wenn dies erforderlich ist.

§ 19
Persönlicher Bereich, Auslesen von Datenspeichern

(1) Gefangene tragen Anstaltskleidung. Das Tragen eige-
ner Kleidung innerhalb der Anstalt kann gestattet wer-
den, soweit die Gefangenen für Reinigung und Instand-
haltung auf eigene Kosten sorgen. Bei Ausführungen und 
Vorführungen ist ihnen zu gestatten, eigene Kleidung zu 
tragen, wenn zu erwarten ist, dass sie nicht entweichen.

(2) Gefangene dürfen ihren Haftraum in angemessenem 
Umfang mit eigenen Sachen ausstatten. Sie dürfen nur 
in Gewahrsam haben, was ihnen von der Anstalt oder 
mit deren Erlaubnis überlassen worden ist. Gegenstände, 
die die Übersichtlichkeit des Haftraums behindern, eine 
unverhältnismäßig aufwändige Überprüfung erfordern, 
sonst die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder die 
Erreichung des Vollzugsziels gefährden können, dürfen 
sie nicht in Gewahrsam haben.

(3) Elektronische Datenspeicher sowie elektronische Ge-
räte mit Datenspeichern, die Gefangene ohne Erlaubnis 
der Anstalt in Gewahrsam haben, dürfen auf einzelfall-
bezogene schriftliche Anordnung der Anstaltsleitung 
ausgelesen werden, soweit tatsächliche Anhaltspunkte 
die Annahme rechtfertigen, dass dies zu vollzuglichen 
Zwecken oder zu den in §  111 Absatz  2 Nummer  2, 4 
oder 5 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
genannten Zwecken erforderlich ist. Die so erhobenen 
Daten dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zu den 
in Satz 1 genannten Zwecken erforderlich ist.

(4) Die nach Absatz  3 erhobenen Daten dürfen nicht 
weiter verarbeitet werden, soweit sie

1.   zum Kernbereich der privaten Lebensgestaltung Drit-
ter gehören oder

2.   zum Kernbereich der privaten Lebensgestaltung Ge-
fangener gehören und die weitere Verarbeitung auch 
unter Berücksichtigung der in Absatz  3 genannten 
vollzuglichen Interessen an der Verarbeitung sowie 
der Unzulässigkeit des Besitzes und der Nutzung des 
Datenspeichers für diese unzumutbar ist.

Insoweit sind die Daten unverzüglich zu löschen. Die Tat-
sachen der Erfassung und der Löschung der Daten sind 
zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließ-
lich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet wer-
den. Sie ist zu löschen, wenn sie für diese Zwecke nicht 
mehr erforderlich ist, spätestens jedoch am Ende des Ka-
lenderjahres, das dem Jahr der Dokumentation folgt.

(5) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über die 
Möglichkeit des Auslesens von Datenspeichern zu beleh-
ren.

(6) Eingebrachte Sachen, die Gefangene nicht in Ge-
wahrsam haben dürfen, sind für sie aufzubewahren. Las-
sen die Verhältnisse der Anstalt eine Aufbewahrung 
nicht zu und weigern sich Gefangene, die Sachen zu ver-
senden, werden diese auf Kosten der Gefangenen ver-
nichtet, verwertet oder aus der Anstalt entfernt.

(7) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kennt-
nisse über Sicherungsvorkehrungen einer Anstalt vermit-
teln, dürfen vernichtet oder unbrauchbar gemacht werden.

§ 20
Verpfl egung

(1) Gefangene erhalten Anstaltsverpfl egung. Zusammen-
setzung und Nährwert der Anstaltsverpfl egung werden 
ärztlich überwacht. Ernährungsberatung ist Bestandteil 
der allgemeinen Angebote für Gefangene. Auf ärztliche 
Anordnung wird besondere Verpfl egung gewährt. Den 
Gefangenen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft zu befolgen oder sich vegetarisch 
zu ernähren.

(2) Im offenen Vollzug untergebrachten Gefangenen 
kann gestattet werden, sich auf eigene Kosten selbst zu 
verpfl egen, soweit dies der Förderung und Erziehung 
dient und Gründe der Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt nicht entgegenstehen.

§ 21
Einkauf

(1) Gefangene dürfen von ihrem Hausgeld oder von 
ihrem Taschengeld aus einem von der Anstalt vermittel-
ten Angebot Nahrungs- und Genussmittel sowie Mittel 
zur Körperpfl ege kaufen. Für ein Einkaufsangebot, das 
die Wünsche und Bedürfnisse der Gefangenen angemes-
sen berücksichtigt, ist zu sorgen. Im offenen Vollzug un-
tergebrachten Gefangenen kann der Einkauf auch ohne 
Vermittlung der Anstalt gestattet werden.

(2) Verfügen Gefangene ohne eigenes Verschulden nicht 
über Haus- oder Taschengeld, wird ihnen gestattet, in 
angemessenem Umfang vom Eigengeld einzukaufen.

(3) Im Einzelfall kann Gefangenen auf Antrag gestattet 
werden, andere als in Absatz  1 genannte Gegenstände 
über sichere Bezugsquellen zu erwerben.

(4) Gegenstände, welche die Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt gefährden, sind vom Einkauf ausgeschlossen.

Abschnitt 4
Außenkontakte

§ 22
Grundsatz

(1) Gefangene dürfen nach Maßgabe der Vorschriften 
dieses Abschnitts

1.  regelmäßig Besuch empfangen,

2.  Schreiben absenden und empfangen,

3.  Einrichtungen der Telekommunikation nutzen und

4.  Pakete versenden und empfangen.

(2) Der Kontakt zu Angehörigen und Personen, von 
denen ein günstiger Einfl uss auf die Gefangenen zu er-
warten ist, wird besonders gefördert.

(3) Die Kosten des Schrift- und Paketverkehrs sowie der 
Telekommunikation tragen die Gefangenen. Bei bedürf-
tigen Gefangenen sollen die Kosten in angemessenem 
Umfang übernommen werden.

§ 23
Besuche

(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt mindestens 
vier Stunden im Monat. Besuchsmöglichkeiten sind auch 
an mindestens zwei Wochenenden im Monat vorzusehen. 
Das Nähere regelt die Anstalt.

(2) Besuchskontakte zwischen Gefangenen und ihren 
Kindern werden besonders gefördert. Diese Besuche 
werden nicht auf die Regelbesuchszeiten angerechnet. 
Ein familiengerechter Umgang zum Wohl der minderjäh-
rigen Kinder ist zu gestatten. Bei der Ausgestaltung der 
Besuchsmöglichkeiten, namentlich der Besuchszeiten 
und der Rahmenbedingungen der Besuche, sind die Be-
dürfnisse der minderjährigen Kinder der Gefangenen zu 
berücksichtigen.

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, 
wenn sie die Erziehung oder Eingliederung der Gefange-
nen fördern oder persönlichen, rechtlichen oder ge-
schäftlichen Angelegenheiten dienen, die von den Gefan-
genen nicht schriftlich erledigt, durch Dritte 
wahrgenommen oder bis zur Entlassung der Gefangenen 
aufgeschoben werden können.

(4) Den Gefangenen können zudem mehrstündige, unbe-
aufsichtigte Besuche (Langzeitbesuche) ermöglicht wer-
den, wenn dies zur Förderung familiärer, partnerschaftli-
cher oder anderer gleichwertiger Kontakte der 
Gefangenen geboten erscheint und verantwortet werden 
kann.

(5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der An-
stalt kann die Zulassung einer Person zum Besuch von 
ihrer Durchsuchung oder einer Sicherheitsanfrage nach 
§ 109 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen ab-
hängig gemacht werden. 

(6) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzeitig zum Be-
such zugelassenen Personen beschränken.
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(7) Für die Überwachung von Besuchen gilt §  20 des 
Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen entspre-
chend.

§ 24
Schriftwechsel

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen über den Schriftwechsel (§  21), die Überwa-
chung des Schriftwechsels (§ 22) und das Anhalten von 
Schreiben (§ 23) gelten entsprechend.

§ 25
Telekommunikation

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen über die Telefongespräche (§  24) und andere 
Formen der Telekommunikation (§  27) gelten entspre-
chend.

§ 26
Pakete

§ 28 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend.

§ 27
Kontaktverbote

Kontakte können untersagt oder beschränkt werden, 
wenn im Einzelfall

1.   die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefährdet 
würde,

2.   zu befürchten ist, dass der Kontakt mit Personen, die 
nicht Angehörige der Gefangenen gemäß §  11 Ab-
satz  1 Nummer  1 des Strafgesetzbuchs sind, einen 
schädlichen Einfl uss auf die Gefangenen hat oder ihre 
Eingliederung behindert,

3.   die Gefangenen mit Opfern von Straftaten der Gefan-
genen in Verbindung treten wollen und durch den 
Kontakt nachteilige Auswirkungen auf die Opfer oder 
gefährdete Dritte zu befürchten sind oder diese einer 
Kontaktaufnahme widersprochen haben,

4.   bei minderjährigen Gefangenen Personensorgeberech-
tigte aus nachvollziehbaren Gründen nicht mit dem 
Kontakt einverstanden sind oder

5.   zu befürchten ist, dass der Kontakt Bestrebungen im 
Sinne des § 3 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 5 des 
Verfassungsschutzgesetzes Nordrhein Westfalen vom 
20. Dezember 1994 (GV. NRW. 1995, S.  28) in der je-
weils geltenden Fassung oder entsprechende Verhal-
tensweisen fördert.

§ 28
Kontakt mit Verteidigerinnen oder Verteidigern, 

Beiständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes und 
bestimmten Personen und Institutionen

(1) Für die Kontakte der Gefangenen mit ihren Verteidi-
gerinnen und Verteidigern, Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälten, Notarinnen und Notaren sowie mit be-
stimmten Personen und Institutionen gilt § 26 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen entsprechend.

(2) Betreuungspersonen, Erziehungsbeiständen, Beistän-
den nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes und Personen, 
die Aufgaben der Jugendgerichtshilfe wahrnehmen, ist 
der Kontakt mit Gefangenen in demselben Umfang zu 
gestatten, wie er einer Verteidigerin oder einem Verteidi-
ger zu gestatten ist.

Abschnitt 5
Beschäftigung, Vergütung, Gelder der Gefangenen

§ 29
Schulische und berufl iche Aus- und 

Weiterbildung, Arbeit

(1) Der Förder- und Erziehungsauftrag des Jugendstraf-
vollzuges wird insbesondere durch schulische und beruf-

liche Bildung und eine zielgerichtet qualifi zierende Be-
schäftigung der Gefangenen verwirklicht. Analphabeten 
sollen das Lesen und Schreiben erlernen können. Gefan-
genen, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, 
sollen Deutschkurse angeboten werden. Die Gefangenen 
sind in dem Bemühen zu unterstützen, einen anerkann-
ten Abschluss oder eine anschlussfähige, für den weite-
ren Bildungsweg oder den Arbeitsmarkt relevante Teil-
qualifi kation zu erlangen.

(2) Die Gefangenen sind während der Arbeitszeit vor-
rangig zur Teilnahme an schulischen und berufl ichen 
Orientierungs-, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 
oder speziellen Maßnahmen zur Förderung ihrer schuli-
schen, berufl ichen oder persönlichen Entwicklung ver-
pfl ichtet, im Übrigen zur Arbeit oder arbeitstherapeuti-
schen Beschäftigung, soweit sie dazu in der Lage sind. 
Die Gefangenen können im Vollstreckungsjahr bis zu 
drei Monaten zu Hilfstätigkeiten in der Anstalt ver-
pfl ichtet werden, mit ihrer Zustimmung auch darüber hi-
naus. Bei der Zuweisung einer Beschäftigung sind die je-
weiligen Fähigkeiten, Fertigkeiten und Interessen der 
Gefangenen zu berücksichtigen. Die gesetzlichen Be-
schäftigungsverbote zum Schutz erwerbstätiger Mütter 
sowie die Regelungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 965) in der jeweils gelten-
den Fassung fi nden Anwendung.

(3) Zeugnisse und Nachweise über schulische und beruf-
liche Bildung enthalten keine Hinweise auf eine Inhaf-
tierung.

(4) Gefangenen soll gestattet werden, einer Arbeit oder 
berufl ichen Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme auf der 
Grundlage eines freien Beschäftigungsverhältnisses au-
ßerhalb der Anstalt nachzugehen oder sich selbst zu be-
schäftigen, wenn sie hierfür geeignet sind. § 42 Absatz 1 
und Absatz  2 Nummer  4 gilt entsprechend. Die Anstalt 
kann verlangen, dass ihr das Entgelt zur Gutschrift für 
die Gefangenen überwiesen wird.

(5) §  29 Absatz  5 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen gilt entsprechend.

§ 30

Vergütung

(1) Gefangene, die eine zugewiesene Arbeit oder eine 
Hilfstätigkeit ausüben, erhalten ein Arbeitsentgelt, wel-
ches auf Grundlage von neun Prozent der Bezugsgröße 
nach § 18 des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch – Gemein-
same Vorschriften für die Sozialversicherung – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 
(BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363) in der jeweils gel-
tenden Fassung bemessen wird (Eckvergütung). Ein Ta-
gessatz ist der zweihundertfünfzigste Teil der Eckvergü-
tung.

(2) Gefangenen, die während der Arbeitszeit ganz oder 
teilweise an einer schulischen oder berufl ichen Orientie-
rungs-, Aus- und Weiterbildungsmaßnahme oder einer 
sonstigen Maßnahme zur Förderung ihrer schulischen, 
berufl ichen oder persönlichen Entwicklung teilnehmen, 
wird Ausbildungsbeihilfe gewährt, soweit ihnen keine 
Leistungen zum Lebensunterhalt zustehen, die nicht in-
haftierten Personen aus solchem Anlass gewährt werden. 
Für die Bemessung der Ausbildungsbeihilfe gilt Absatz 1 
entsprechend.

(3) Gefangene, die an einer arbeitstherapeutischen Maß-
nahme teilnehmen, erhalten ein Arbeitsentgelt, soweit 
dies der Art ihrer Tätigkeit und ihrer Arbeitsleistung 
entspricht.

(4) § 32 Absatz 4 Satz 1 und 2 sowie Absatz 5 und 6 des 
Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt entspre-
chend. Das Justizministerium wird ermächtigt, zur Um-
setzung der Vorschriften über die Vergütung eine Rechts-
verordnung über die Bemessung des Arbeitsentgeltes, die 
Ausbildungsbeihilfe, die anrechenbaren Arbeitszeiten, 
die Zeiteinheiten in Stunden oder Minuten, die Ent-
geltart als Zeit- oder Leistungsentgelt, die Vergütungs-
stufen und die Gewährung von Zulagen zu erlassen.
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§ 31
Freistellung

(1) Gefangene, die ein Jahr lang an einer schulischen 
oder berufl ichen Orientierungs-, Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahme teilgenommen oder eine zugewiesene 
Arbeit, arbeitstherapeutische Beschäftigung oder eine 
Hilfstätigkeit ausgeübt haben, sind innerhalb des dar-
auffolgenden Jahres auf Antrag 20 Arbeitstage von der 
Arbeit freizustellen. Bei der Festsetzung des Zeitpunktes 
der Freistellung sind der Stand der Bildungsmaßnahmen 
sowie die betrieblichen Belange zu berücksichtigen.

(2) §  33 Absatz  2 bis 4 und 6 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend.

§ 32
Anerkennung von Arbeit und Bildung, 

Ausgleichsentschädigung

(1) Als zusätzliche Anerkennung neben der Vergütung 
nach § 30 und der Freistellung nach § 31 erhalten Gefan-
gene auf Antrag für drei Monate zusammenhängender 
Teilnahme an einer schulischen oder berufl ichen Orien-
tierungs-, Aus- und Weiterbildungsmaßnahme oder Aus-
übung einer zugewiesenen Arbeit, arbeitstherapeuti-
schen Beschäftigung oder einer Hilfstätigkeit unter 
Fortzahlung der Vergütung zwei Tage

1.  Freistellung von der Arbeitspfl icht oder

2.   Langzeitausgang, soweit dessen Voraussetzungen vor-
liegen.

Stellen Gefangene keinen Antrag oder kann Langzeit-
ausgang nicht gewährt werden, wird der Entlassungs-
zeitpunkt vorverlegt. Durch Zeiten, in denen Gefangene 
ohne ihr Verschulden an der Ausübung ihrer Beschäfti-
gung nach § 29 gehindert sind, wird die Frist nach Satz 1 
gehemmt. Beschäftigungszeiträume von unter drei Mo-
naten bleiben unberücksichtigt. Langzeitausgang nach 
Satz  1 Nummer  2 wird nicht auf die Höchstdauer des 
Langzeitausgangs nach § 42 Absatz 3 angerechnet.

(2) Eine Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes ist 
ausgeschlossen, wenn

1.   bei einer Aussetzung der Vollstreckung des Restes 
einer Strafe zur Bewährung wegen des von der Ent-
scheidung des Gerichts bis zur Entlassung verblei-
benden Zeitraums eine Anrechnung nicht mehr mög-
lich ist,

2.   dies vom Gericht angeordnet wird, weil bei einer Aus-
setzung der Vollstreckung des Restes einer Strafe zur 
Bewährung die Lebensverhältnisse der Gefangenen 
oder die Wirkungen, die von der Aussetzung für sie zu 
erwarten sind, die Vollstreckung bis zu einem be-
stimmten Zeitpunkt erfordern,

3.   nach §  2 des Jugendgerichtsgesetzes in Verbindung 
mit § 456a Absatz 1 der Strafprozessordnung von der 
Vollstreckung abgesehen wird oder

4.   Gefangene im Gnadenwege aus der Haft entlassen 
werden.

(3) Soweit eine Vorverlegung des Entlassungszeitpunktes 
nach Absatz 2 ausgeschlossen ist, erhalten Gefangene bei 
ihrer Entlassung zusätzlich eine Ausgleichsentschädi-
gung von 15 Prozent der Bezüge, die sie für die geleistete 
Tätigkeit, die Grundlage für die Gewährung der Freistel-
lungstage nach Absatz  1 gewesen ist, erhalten haben. 
Der Anspruch entsteht erst mit der Entlassung. Vor der 
Entlassung ist der Anspruch nicht verzinslich. § 57 Ab-
satz 4 des Strafgesetzbuchs gilt entsprechend.

§ 33
Gelder der Gefangenen, 

Haftkostenbeitrag

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen zum Taschengeld (§ 35), Hausgeld (§ 36), Über-
brückungsgeld (§ 37) sowie zum Eigengeld (§ 38) gelten 
entsprechend. Ein Haftkostenbeitrag wird nur erhoben, 
soweit dies mit der Förderung und Erziehung der Gefan-
genen zu vereinbaren ist. Im Übrigen gilt § 39 Absatz 1, 
2, 4 und 5 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfa-
len entsprechend.

Abschnitt 6
Religionsausübung

§ 34
Seelsorge, religiöse Veranstaltungen, 

Weltanschauungsgemeinschaften

Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen über die Seelsorge (§  40), religiöse Veranstal-
tungen (§ 41) und Weltanschauungsgemeinschaften (§ 42) 
gelten entsprechend.

Abschnitt 7
Gesundheitsfürsorge

§ 35
Gesundheitsfürsorge, Aufenthalt im Freien

(1) Für das körperliche, seelische, geistige und soziale 
Wohlergehen der Gefangenen ist zu sorgen. Gefangene 
haben die notwendigen Maßnahmen zum Gesundheits-
schutz und zur Hygiene zu unterstützen.

(2) Die Bedeutung einer gesunden Lebensführung ist 
den Gefangenen in geeigneter Form zu vermitteln. Dabei 
wird die besondere Gefährdung durch Infektionen sowie 
legale und illegale Drogen berücksichtigt. Es werden 
speziell auf die Bedürfnisse der Altersgruppe zuge-
schnittene Beratungs-, Behandlungs- und Betreuungsan-
gebote unterbreitet.

(3) Den Gefangenen wird täglich mindestens eine 
Stunde Aufenthalt im Freien ermöglicht, wenn die Witte-
rung dem nicht zwingend entgegensteht.

§ 36
Medizinische Leistungen, Kostenbeteiligung, 

Aufwendungsersatz

(1) Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die suchtmedizinische Behandlung 
(§ 44), die medizinischen Leistungen und die Kostenbe-
teiligung (§ 45), die Überstellung und Verlegung aus me-
dizinischen Gründen (§  46), die Krankenbehandlung 
während vollzugsöffnender Maßnahmen (§  47) und die 
medizinische Behandlung zur sozialen Eingliederung 
(§  48) gelten entsprechend. Von einer Kostenbeteiligung 
minderjähriger Gefangener für medizinische Leistungen 
ist abzusehen.

(2) Gefangene sind verpfl ichtet, der Anstalt Aufwendun-
gen zu ersetzen, die sie durch eine vorsätzliche oder grob 
fahrlässige Selbstverletzung oder Verletzung anderer Ge-
fangener verursacht haben. Bei der Geltendmachung 
dieser Forderung kann auch ein den dreifachen Tagessatz 
der Eckvergütung nach §  30 Absatz  1 dieses Gesetzes 
übersteigender Teil des Hausgeldes in Anspruch genom-
men werden. Ansprüche aus sonstigen Rechtsvorschrif-
ten bleiben unberührt. Von der Geltendmachung und 
Vollstreckung der in Satz 1 und 3 genannten Forderun-
gen ist abzusehen, soweit hierdurch die Förderung und 
Erziehung der Gefangenen behindert wird.

§ 37
Rechte der Personensorgeberechtigten, Benachrichtigung 

bei Erkrankung und Todesfall

(1) Vor ärztlichen Eingriffen bei minderjährigen Gefan-
genen sind die Rechte der Personensorgeberechtigten zu 
beachten. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf deren 
Aufklärung und Einwilligung.

(2) Erkranken Gefangene schwer oder versterben sie, 
sind die Personensorgeberechtigten oder Angehörige un-
verzüglich zu unterrichten. Im Fall schwerer Erkrankung 
nicht unter Personensorge stehender Gefangener kann 
von der Benachrichtigung abgesehen werden, wenn dies 
ihrem ausdrücklich erklärten Willen entspricht.

(3) Dem Wunsch der Gefangenen, auch andere Personen 
zu benachrichtigen, soll entsprochen werden, soweit 
nicht die Personensorgeberechtigten aus nachvollziehba-
ren Gründen der Benachrichtigung widersprechen.
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Abschnitt 8
Sport, Freizeit

§ 38
Sport

Es sind ausreichende und freizeitpädagogisch sinnvolle 
Sportangebote vorzuhalten. Den Gefangenen ist mindes-
tens drei Stunden wöchentlich eine Teilnahme, auch an 
Wochenenden und Feiertagen, zu ermöglichen. Die Ge-
fangenen sollen insbesondere durch Mannschaftssport 
lernen, Gemeinschaftssinn zu entwickeln, Regeln einzu-
halten und Rücksicht auf andere zu nehmen. Ihre Bereit-
schaft zur Teilnahme am Sport ist zu fördern.

§ 39
Freizeit, Förderung der Kreativität

(1) Gefangene erhalten Gelegenheit, ihre Freizeit sinn-
voll zu gestalten. Es sind ausreichende Freizeitangebote 
vorzuhalten, auch an den Wochenenden und Feiertagen 
sowie in den frühen Abendstunden.

(2) Angebote zur Förderung der Kreativität im Rahmen 
kultureller Formen sind zu entwickeln. Hierfür können 
Freizeitgruppen in ästhetischen Bereichen, namentlich in 
denen der Literatur, des Theaters, der Musik und des 
Malens, eingerichtet werden.

(3) Die Gefangenen sind zur Teilnahme und Mitwirkung 
an Angeboten der Freizeitgestaltung, insbesondere auch 
an Gruppenveranstaltungen, anzuregen. Sie sollen auch 
Gelegenheit erhalten, den verantwortungsvollen Umgang 
mit neuen Medien zu erlernen und auszuüben. Die Be-
nutzung einer bedarfsgerecht ausgestatteten Bibliothek 
ist zu ermöglichen.

§ 40
Hörfunk, Fernsehen

(1) Der Zugang zum Hörfunk- und Fernsehempfang ist 
zu ermöglichen. Die Anstalt entscheidet über die Ein-
speisung einzelner Hörfunk- und Fernsehprogramme, so-
weit eine Empfangsanlage vorhanden ist. Die Wünsche 
und Bedürfnisse der Gefangenen sind angemessen zu be-
rücksichtigen.

(2) Eigene Hörfunk- und Fernsehgeräte der Gefangenen 
können unter den Voraussetzungen des § 19 Absatz 2 zu-
gelassen werden. Gefangene können auf ein Haftraum-
mediensystem verwiesen werden. Der Betrieb von Emp-
fangsanlagen und Haftraummediensystemen sowie die 
Ausgabe von Hörfunk- und Fernsehgeräten können auf 
Dritte übertragen werden. In diesen Fällen ist Gefange-
nen der Besitz eigener Geräte in der Regel nicht gestat-
tet.

(3) Gefangene können an den Kosten für die Überlas-
sung, die Überprüfung und den Betrieb von Hörfunkge-
räten, Fernsehgeräten und Haftraummediensystemen 
sowie die Bereitstellung des Hörfunk- und Fernsehemp-
fangs beteiligt werden.

§ 41
Gegenstände zur Freizeitbeschäftigung, 

Zeitungen, Zeitschriften

(1) Gefangene dürfen nach Maßgabe der Anstalt in an-
gemessenem Umfang sonstige Geräte der Informations- 
und Unterhaltungselektronik, Bücher sowie andere 
 Gegenstände zur Aus- und Fortbildung oder Freizeitge-
staltung besitzen. § 19 Absatz 2 und 6 gilt entsprechend.

(2) Gefangene dürfen Zeitungen und Zeitschriften durch 
Vermittlung der Anstalt in angemessenem Umfang auf 
eigene Kosten beziehen.

(3) Ausgeschlossen sind Zeitungen und Zeitschriften, 
deren Verbreitung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist. 
Einzelne Ausgaben oder Teile von Zeitungen oder Zeit-
schriften können Gefangenen vorenthalten werden, wenn 
sie die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder das 
Vollzugsziel erheblich gefährden würden.

(4) Für Geräte der Informations- und Unterhaltungs-
elektronik gilt § 40 Absatz 2 Satz 2 bis 4 und Absatz 3 
entsprechend.

Abschnitt 9
Vollzugsöffnende Maßnahmen

§ 42
Vollzugsöffnende Maßnahmen

(1) Mit Zustimmung der Gefangenen können vollzugs-
öffnende Maßnahmen gewährt werden, wenn verantwor-
tet werden kann zu erproben, dass die Gefangenen sich 
dem Vollzug der Strafe nicht entziehen oder die vollzugs-
öffnenden Maßnahmen nicht zur Begehung von Strafta-
ten missbrauchen werden. Bei der Entscheidung über die 
Gewährung der Maßnahmen sind die Belange der Gefan-
genen mit den Schutzinteressen der Allgemeinheit abzu-
wägen, insbesondere sind die Persönlichkeit der Gefan-
genen, der individuelle und soziale Entwicklungsstand, 
ihre Mitwirkungsbereitschaft, ihr sonstiges Vollzugsver-
halten, die Vollzugsdauer, die Art der Maßnahme sowie 
Aspekte der Förderung der Gefangenen zu berücksichti-
gen.

(2) Als vollzugsöffnende Maßnahmen kommen nament-
lich in Betracht:

1.   das Verlassen der Anstalt für eine bestimmte Tageszeit 
unter der ständigen und unmittelbaren Aufsicht von 
Bediensteten (Ausführung),

2.   das Verlassen der Anstalt für eine bestimmte Tageszeit 
in Begleitung einer von der Anstalt zugelassenen Per-
son (Begleitausgang) oder ohne Begleitung (Ausgang),

3.   das Verlassen der Anstalt für mehr als einen Tag 
(Langzeitausgang),

4.   die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Anstalt 
unter Aufsicht Bediensteter (Außenbeschäftigung) 
oder ohne Aufsicht (Freigang) und

5.   der Aufenthalt außerhalb der Anstalt ohne Aufsicht 
von Bediensteten zur Durchführung von Förder- und 
Erziehungsmaßnahmen (Bildungs- und Förderaus-
gang).

(3) Langzeitausgang kann an bis zu 24 Kalendertagen in 
einem Vollstreckungsjahr gewährt werden. Tage, an 
denen die Gefangenen den Langzeitausgang antreten, 
werden nicht mitgerechnet. Bildungs- und Förderaus-
gang wird nicht auf die Höchstdauer nach Satz 1 ange-
rechnet. Durch Langzeitausgang wird die Strafvollstre-
ckung nicht unterbrochen.

(4) Können vollzugsöffnende Maßnahmen nach Absatz 2 
Nummer  2 bis 5 noch nicht verantwortet werden, sind 
insbesondere langjährig im Vollzug befi ndlichen Gefan-
genen Ausführungen zu gewähren, um schädlichen Aus-
wirkungen des Freiheitsentzuges frühzeitig entgegenzu-
wirken und ihre Lebenstüchtigkeit zu erhalten und zu 
festigen. Die Ausführungen unterbleiben, wenn die zur 
Sicherung erforderlichen Maßnahmen den Zweck der 
Ausführung gefährden.

(5) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Lebenstüchtig-
keit kann den Gefangenen, um Entweichungen entge-
genzuwirken, nach Maßgabe des § 124 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen aufgegeben werden, die 
für eine elektronische Überwachung ihres Aufenthaltsor-
tes erforderlichen technischen Mittel ständig in betriebs-
bereitem Zustand bei sich zu führen und deren Funkti-
onsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen.

(6) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen nicht in Be-
tracht, sind die tragenden Gründe zu dokumentieren und 
den Gefangenen die noch zu erfüllenden Voraussetzun-
gen in verständlicher Form zu vermitteln.

(7) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender Maßnahmen 
ist den berechtigten Schutzinteressen der Opfer und ge-
fährdeter Dritter Rechnung zu tragen.

(8) Gefangene tragen die Reisekosten, die Kosten für 
ihren Lebensunterhalt und andere Aufwendungen wäh-
rend ihres Aufenthalts außerhalb der Anstalt. Die Kosten 
von Ausführungen können den Gefangenen in angemes-
senem Umfang auferlegt werden, soweit dies die Förde-
rung und Erziehung oder die Eingliederung nicht behin-
dert. Bedürftigen Gefangenen kann die Anstalt zu ihren 
Aufwendungen eine Beihilfe in angemessenem Umfang 
gewähren.
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(9) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden nur zum Auf-
enthalt im Inland gewährt.

(10) § 56 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.

§ 43
Vollzugsöffnende Maßnahmen aus wichtigem Anlass

(1) Vollzugsöffnende Maßnahmen nach §  42 Absatz  2 
Nummer 1 bis 3 können auch aus wichtigem Anlass ge-
währt werden. Wichtige Anlässe sind insbesondere die 
Teilnahme an gerichtlichen Terminen, die medizinische 
Behandlung der Gefangenen sowie der Tod oder die le-
bensgefährliche Erkrankung naher Angehöriger der Ge-
fangenen. § 42 Absatz 1 und 3 Satz 4 gilt entsprechend.

(2) Bei Ausführungen aus wichtigem Anlass gilt § 42 Ab-
satz  5 (elektronische Aufenthaltsüberwachung) entspre-
chend.

(3) Ausführungen aus wichtigem Anlass sind auch ohne 
Zustimmung der Gefangenen zulässig, wenn dies aus be-
sonderen Gründen notwendig ist.

(4) Langzeitausgang aus wichtigem Anlass, der nicht zur 
Teilnahme an gerichtlichen Terminen oder anlässlich des 
Todes oder der lebensgefährlichen Erkrankung naher 
Angehöriger gewährt wird, darf sieben Tage im Vollstre-
ckungsjahr nicht übersteigen. Er wird nicht auf die 
Höchstdauer nach § 42 Absatz 3 Satz 1 angerechnet.

§ 44
Weisungen

Für vollzugsöffnende Maßnahmen können Weisungen er-
teilt werden. Soweit Freigang, Begleitausgang oder Bil-
dungs- und Förderausgang von Dritten beaufsichtigt 
wird, kann die Weisung auch darin bestehen, dass von 
ihnen erteilte Anordnungen zu befolgen sind.

Abschnitt 10
Entlassung und soziale Eingliederung

§ 45
Vorbereitung der Entlassung, soziale Eingliederung

(1) Die Anstalten bereiten gemeinsam mit den Gefange-
nen deren Entlassung vor. Den Gefangenen sollen Kon-
takte zu außervollzuglichen Organisationen und Bil-
dungsstätten sowie Stellen und Personen ermöglicht 
werden, die ihnen nach der Entlassung persönliche und 
soziale Hilfestellung leisten können. Die Personensorge-
berechtigten und, soweit erforderlich, das Jugendamt 
sowie der ambulante Soziale Dienst der Justiz sind von 
der bevorstehenden Entlassung zu unterrichten und 
nach Möglichkeit in die Planungen einzubeziehen. §  5 
Absatz 1 gilt entsprechend.

(2) Frühzeitig vor dem voraussichtlichen Entlassungs-
termin arbeiten die Anstalten mit öffentlichen Stellen, 
freien Trägern sowie anderen Organisationen und Perso-
nen zusammen, um insbesondere zu erreichen, dass die 
Gefangenen über eine geeignete Ausbildungsstätte oder 
Arbeit, eine angemessene Unterkunft und ein stabilisie-
rendes soziales Umfeld verfügen. Zur Integration in den 
Arbeitsmarkt sollen durch vollzugsübergreifende Zu-
sammenarbeit die Ausbildungs- und Beschäftigungsper-
spektiven der Gefangenen verbessert werden.

(3) Die für die Vermittlung in Hilfs- und Bildungsange-
bote Dritter nach der Entlassung erforderlichen Struk-
turen und Netzwerke sind einzurichten und fortzuentwi-
ckeln (§  6 Absatz  4 Satz  2). Für die Koordination der 
Entlassungsplanung stehen Ansprechpartnerinnen oder 
Ansprechpartner in den Anstalten zur Verfügung. Die 
Vermittlung in nachsorgende Maßnahmen umfasst Mög-
lichkeiten einer nachgehenden Betreuung unter Mitwir-
kung von Bediensteten.

§ 46
Vollzugsöffnende Maßnahmen zur 

Entlassungsvorbereitung

(1) Um die Entlassung vorzubereiten, sollen vollzugsöff-
nende Maßnahmen (§ 42) gewährt werden.

(2) Zur Vorbereitung der Entlassung können die Gefan-
genen für die Teilnahme an Eingliederungsmaßnahmen 
über § 42 Absatz 3 hinaus bis zu zwei Wochen Langzeit-
ausgang erhalten. Gefangenen, welche die Voraussetzun-
gen des Freigangs erfüllen, kann innerhalb von neun Mo-
naten vor der voraussichtlichen Entlassung 
Langzeitausgang bis zu sechs Tagen im Monat gewährt 
werden. Vollzugsöffnende Maßnahmen nach den Sätzen 1 
und 2 können nicht nebeneinander gewährt werden.

(3) Die Missbrauchsgefahren sind insbesondere bei einer 
unmittelbar bevorstehenden Entlassung mit den Risiken 
einer unerprobten Entlassung abzuwägen. § 42 Absatz 1, 
6 bis 9 sowie § 44 dieses Gesetzes und § 56 des Strafvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend.

§ 47
Entlassung, Schlussbericht

(1) Die Gefangenen sollen am Tag ihrer Entlassung mög-
lichst frühzeitig, jedenfalls noch am Vormittag, entlassen 
werden.

(2) Fällt das Strafende auf einen Samstag oder Sonntag, 
einen gesetzlichen Feiertag, den ersten Werktag nach Os-
tern oder Pfi ngsten oder in die Zeit vom 22. Dezember 
bis zum 6. Januar, können Gefangene an dem diesen 
Tagen oder Zeiträumen vorhergehenden Werktag entlas-
sen werden, wenn dies nach der Länge der Strafzeit ver-
tretbar ist und fürsorgerische Gründe nicht entgegenste-
hen.

(3) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu zwei Tage vor-
verlegt werden, wenn dringende Gründe dafür vorliegen, 
dass Gefangene zu ihrer Eingliederung hierauf angewie-
sen sind.

(4) Die Anstalt erstellt zum Ende des Vollzuges einen an 
den Fähigkeiten und Entwicklungsmöglichkeiten der 
Gefangenen ausgerichteten Schlussbericht. Dieser ent-
hält in standardisierter Form Angaben über den fortbe-
stehenden Förderbedarf, namentlich eine Darstellung 
der Art und der Ergebnisse der angebotenen und durch-
geführten Maßnahmen sowie der Angebote und Leistun-
gen Dritter (§ 12 Absatz 2 Nummer 17), soweit sie für die 
Förderung und Erziehung sowie Eingliederung der Ge-
fangenen von Bedeutung sind.

(5) Eine Ausfertigung des Berichts ist den Gefangenen 
auszuhändigen und erforderlichenfalls dem Jugendamt 
sowie den Personensorgeberechtigten zu übersenden. Bei 
angeordneter Bewährungs- oder Führungsaufsicht ist 
eine Ausfertigung der zuständigen Leiterin oder dem zu-
ständigen Leiter des ambulanten Sozialen Dienstes der 
Justiz zuzuleiten. Mit Einwilligung der Gefangenen oder 
der Personensorgeberechtigten soll eine Ausfertigung des 
Berichts auch anderen Beteiligten zugeleitet werden, die 
an der Eingliederung und Erziehung der Gefangenen 
mitwirken.

(6) Gefangene erhalten, soweit ihre eigenen Mittel nicht 
ausreichen, von der Anstalt bei ihrer Entlassung einen 
Reisekostenzuschuss, für die Entlassung ausreichende 
Kleidung oder eine sonstige notwendige Unterstützung.

§ 48
Teilnahme an Ausbildungsmaßnahmen, 
Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

(1) Nach der Entlassung aus der Anstalt kann ehema-
ligen Gefangenen auf ihren Antrag vorübergehend bis zu 
drei Monaten gestattet werden, eine in der Anstalt be-
gonnene schulische und berufl iche Orientierungs-, Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahme oder sonstige Förder- und 
Erziehungsmaßnahme abzuschließen. Der Antrag und 
die Gestattung sind jederzeit widerrufl ich.

(2) Frühere Gefangene können innerhalb von sechs Mo-
naten nach ihrer Entlassung zur Bewältigung einer Kri-
sensituation auf ihren Antrag vorübergehend bis zu drei 
Monate wieder in die Anstalt aufgenommen werden, um 
die bislang erreichten Erfolge vollzuglicher Förder- und 
Erziehungsmaßnahmen nicht zu gefährden. Absatz  1 
Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Gegen aufgenommene Personen dürfen Maßnahmen 
des Vollzuges nicht mit unmittelbarem Zwang durchge-
setzt werden.
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(4) Auf ihren Antrag sind die aufgenommenen Personen 
unverzüglich zu entlassen.

(5) An den Kosten ihrer Unterbringung können die Auf-
genommenen beteiligt werden, soweit dies mit ihrer För-
derung und Erziehung zu vereinbaren ist. § 39 Absatz 4 
des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt ent-
sprechend.

(6) Bei minderjährigen Gefangenen erfolgt die Unter-
bringung mit Einwilligung der Personensorgeberechtig-
ten.

Abschnitt 11
Sicherheit und Ordnung, unmittelbarer Zwang

§ 49
Grundsatz, Verhaltensvorschriften

(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grundlage eines 
gewalt- und konfl iktfreien Zusammenlebens in der An-
stalt. Die Anstalt trifft die erforderlichen Maßnahmen, 
um ein Entweichen der Gefangenen zu verhindern und 
die Sicherheit (§ 7) zu gewährleisten. Die Anstalt ist be-
fugt, zur Erfüllung ihrer Aufgaben die Identität aller 
Personen, die Zugang begehren, festzustellen.

(2) Die Gefangenen haben sich nach der Tageseinteilung 
der Anstalt zu richten. Sie sollen durch die Tageseintei-
lung auch an eine eigenverantwortliche Lebensgestal-
tung herangeführt werden. Sie dürfen durch ihr Verhal-
ten gegenüber Bediensteten, anderen Gefangenen und 
Dritten das geordnete Miteinander in der Anstalt nicht 
stören. Das Verantwortungsbewusstsein der Gefangenen 
für ein entsprechendes Verhalten ist zu wecken und zu 
fördern.

(3) Die Gefangenen haben die Anordnungen der Be-
diensteten zu befolgen, auch wenn sie sich beschwert 
fühlen. Einen ihnen zugewiesenen Bereich dürfen sie 
nicht ohne Erlaubnis verlassen.

(4) Gefangene sind verpfl ichtet, ihren Haftraum und die 
ihnen von der Anstalt überlassenen Gegenstände in Ord-
nung zu halten und schonend zu behandeln.

(5) Die Gefangenen haben Umstände, die eine Gefahr 
für das Leben oder eine erhebliche Gefahr für die Ge-
sundheit einer Person bedeuten, unverzüglich zu melden.

§ 50
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit

Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen über die Durchsuchung (§ 64), die Maßnahmen 
zur Feststellung von Suchtmittelkonsum (§ 65), den Ein-
satz von Videotechnik (§ 66), die Maßnahmen zur Verhin-
derung unerlaubter Telekommunikation (§ 67) sowie die 
erkennungsdienstlichen Maßnahmen und das Identitäts-
feststellungsverfahren (§ 68) gelten entsprechend.

§ 51
Besondere Sicherungsmaßnahmen

Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen über die besonderen Sicherungsmaßnahmen 
(§ 69), die Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen 
und das Verfahren (§ 70) sowie die medizinische und psy-
chologische Überwachung (§ 71) gelten entsprechend.

§ 52
Unmittelbarer Zwang, Handeln auf Anordnung, 

 Festnahmerecht

(1) Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die Begriffsbestimmungen (§  72), 
die allgemeinen Voraussetzungen (§  73), den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit (§ 74) und die Androhung (§ 75) 
von unmittelbarem Zwang gelten entsprechend.

(2) Zur Vereitelung einer Flucht oder zur Wiederergrei-
fung von Gefangengen dürfen Schusswaffen nicht ge-
braucht werden. Im Übrigen gelten die allgemeinen Vor-
schriften für den Schusswaffengebrauch (§  76) und die 
besonderen Vorschriften für den Schusswaffengebrauch 

(§  77) des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
entsprechend.

(3) Wird unmittelbarer Zwang von einer oder einem Vor-
gesetzten oder einer sonst befugten Person angeordnet, 
sind Bedienstete verpfl ichtet, ihn anzuwenden, es sei 
denn, die Anordnung verletzt die Menschenwürde oder 
ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden. Die 
Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn dadurch 
eine Straftat begangen würde. Befolgen Bedienstete die 
Anordnung trotzdem, trifft die Bediensteten eine Schuld 
nur, wenn sie erkennen oder wenn es nach den ihnen be-
kannten Umständen offensichtlich ist, dass dadurch eine 
Straftat begangen wird.

(4) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Anordnung 
haben Bedienstete der oder dem Anordnenden gegenüber 
vorzubringen, soweit das nach den Umständen möglich 
ist. Abweichende Vorschriften des allgemeinen Beamten-
rechts über die Mitteilung solcher Bedenken an Vorge-
setzte sind nicht anzuwenden.

(5) Gefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne 
Erlaubnis außerhalb der Anstalt aufhalten, können 
durch die Anstalt oder auf ihre Veranlassung hin festge-
nommen und zurückgebracht werden.

(6) Für Zwangsmaßnahmen zur Gefahrenabwehr auf 
dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge gilt § 78 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen entsprechend. Vor 
der Durchführung von Zwangsmaßnahmen nach § 78 des 
Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen muss bei 
minderjährigen Gefangenen erfolglos versucht worden 
sein, die Einwilligung der Personensorgeberechtigten 
einzuholen. Kann diese nicht rechtzeitig eingeholt wer-
den, sind die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
anzuwenden.

Abschnitt 12
Erzieherisches Gespräch, Konfl iktregelung, 

Disziplinarmaßnahmen

§ 53
Pfl ichtverstöße, erzieherisches Gespräch, 

Konfl iktregelung

(1) Verstoßen Gefangene schuldhaft gegen Pfl ichten, die 
ihnen durch oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt 
sind, wird versucht, diese Pfl ichtverstöße zeitnah im er-
zieherischen Gespräch aufzuarbeiten. Verbleibende, 
schwerwiegende oder wiederholte Konfl ikte sollen im 
Wege der Konfl iktregelung geschlichtet werden. Dabei 
können ausgleichende Maßnahmen, insbesondere eine 
Entschuldigung, Mediation, Schadensbeseitigung oder 
-wiedergutmachung, vereinbart werden. Zudem können 
erzieherische Maßnahmen angeordnet werden, die den 
Gefangenen das Fehlverhalten durch lernende Vorgaben 
unter Berücksichtigung des individuellen Förderbedarfs 
vor Augen führen.

(2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter legt fest, 
welche Bediensteten befugt sind, erzieherische Maßnah-
men anzuordnen.

§ 54
Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen dürfen nur angeordnet wer-
den, wenn Maßnahmen nach §  53 nicht ausreichen, um 
den Gefangenen das Unrecht ihrer Handlung zu verdeut-
lichen.

(2) Eine Disziplinarmaßnahme ist auch zulässig, wenn 
wegen derselben Verfehlung ein Straf- oder Bußgeldver-
fahren eingeleitet wird.

(3) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind

1.   die Beschränkung der Verfügung über das Hausgeld 
bis zu 75 Prozent des monatlich zur Verfügung stehen-
den Betrags bis zu einem Monat,

2.   die Beschränkung oder der Entzug der Teilnahme an 
gemeinsamen Veranstaltungen bis zu sechs Wochen,

3.   die getrennte Unterbringung während der Freizeit bis 
zu vier Wochen,
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4.   die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände 
für eine Beschäftigung in der Freizeit mit Ausnahme 
des Lesestoffs bis zu vier Wochen,

5.   die Beschränkung oder der Entzug des Hörfunk- oder 
Fernsehempfangs bis zu sechs Wochen und

6.   Arrest bis zu zwei Wochen.

(4) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach wie-
derholter Verfehlungen verhängt werden.

(5) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander 
verbunden werden.

§ 55
Verfahren

(1) Der Sachverhalt ist zu klären. Hierbei sind sowohl 
belastende als auch entlastende Umstände zu ermitteln. 
Die Gefangenen werden gehört. Sie werden darüber un-
terrichtet, welche Verfehlungen ihnen zur Last gelegt 
werden. Sie sind darauf hinzuweisen, dass es ihnen frei-
steht sich zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen. 
Die Äußerungen der Gefangenen und die Ergebnisse der 
Ermittlungen sind zu dokumentieren.

(2) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Anstaltsleitung 
an. Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich die Ver-
fehlung Gefangener gegen die Anstaltsleiterin oder den 
Anstaltsleiter richtet. Bei einer Verfehlung der Gefange-
nen auf dem Weg in eine andere Anstalt ist die Anstalts-
leitung der Bestimmungsanstalt zuständig.

(3) Die Anstaltsleitung soll sich bei schweren Verstößen 
vor der Entscheidung in einer Konferenz mit Personen 
besprechen, die maßgeblich an der Förderung und Erzie-
hung der Gefangenen mitwirken.

(4) Vor der Anordnung einer Disziplinarmaßnahme 
gegen Gefangene, die sich in medizinischer Behandlung 
befi nden, oder gegen eine Schwangere oder eine Gefan-
gene, die unlängst entbunden hat, ist der ärztliche Dienst 
zu hören.

(5) Disziplinarmaßnahmen sollen in einem engen zeitli-
chen Zusammenhang mit der Pfl ichtverletzung angeord-
net werden. Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu be-
urteilen sind, sollen durch eine Entscheidung geahndet 
werden.

(6) Die tragenden Gründe der Entscheidung werden 
schriftlich abgefasst und den Gefangenen mündlich er-
öffnet. Auf Verlangen ist den Gefangenen die schriftliche 
Begründung auszuhändigen.

§ 56
Vollzug der Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort 
vollstreckt. Die Vollstreckung ist auszusetzen, soweit es 
zur Gewährung eines effektiven Rechtsschutzes erforder-
lich ist.

(2) Disziplinarmaßnahmen können ganz oder teilweise 
bis zu sechs Monaten zur Bewährung ausgesetzt werden. 
Die Aussetzung zur Bewährung kann ganz oder teilweise 
widerrufen werden, wenn die Gefangenen erneut gegen 
Pfl ichten verstoßen.

(3) Wird die Verfügung über das Hausgeld beschränkt, ist 
das in dieser Zeit anfallende Hausgeld dem Überbrü-
ckungsgeld hinzuzurechnen.

(4) Bevor Arrest (§  54 Absatz  3 Nummer  6) vollzogen 
wird, ist der ärztliche Dienst der Anstalt zu hören. Wäh-
rend des Arrestes stehen die Gefangenen unter ärztlicher 
Aufsicht. Der Arrest unterbleibt oder wird unterbrochen, 
wenn ansonsten die Gesundheit der Gefangenen gefähr-
det würde.

(5) Für die Dauer des Arrestes werden die Gefangenen 
abgesondert. Die Gefangenen werden für die Dauer des 
Arrestes pädagogisch betreut. Die Gefangenen können in 
einem besonderen Arrestraum untergebracht werden, der 
den Anforderungen entsprechen muss, die an einen zum 
Aufenthalt bei Tag und Nacht bestimmten Haftraum ge-
stellt werden. Soweit nichts anderes angeordnet wird, 
ruhen die Befugnisse der Gefangenen zur Beschäftigung, 
zur Teilnahme an Gemeinschaftsveranstaltungen, zum 

Einkauf, zum Fernsehempfang, zur Ausstattung des 
Haftraums mit persönlichen Gegenständen und zum Be-
sitz persönlicher Gegenstände. Der Zugang zu Büchern, 
Zeitungen und Zeitschriften ist zu ermöglichen. Die 
Rechte zur Teilnahme an unaufschiebbaren Förder- und 
Erziehungsmaßnahmen, zur Teilnahme am Gottesdienst 
und zum Aufenthalt im Freien nach § 35 Absatz 3 blei-
ben unberührt.

(6) Disziplinarmaßnahmen, die gegen Gefangene in einer 
anderen Anstalt oder während des Vollzuges von Unter-
suchungshaft angeordnet worden sind, werden auf Ersu-
chen der abgebenden Anstalt vollstreckt. Absatz 2 bleibt 
unberührt.

Abschnitt 13

Aufhebung von Maßnahmen, Beschwerderecht

§ 57

Widerruf, Rücknahme

§ 83 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt 
entsprechend.

§ 58

Beschwerderecht

Die Gefangenen erhalten Gelegenheit, sich mit Wün-
schen, Anregungen und Beschwerden in Angelegenhei-
ten, die sie selbst betreffen, an die Anstaltsleitung oder 
die von ihr beauftragten Personen zu wenden. Die Mög-
lichkeit, sich an die Justizvollzugsbeauftragte oder den 
Justizvollzugsbeauftragten des Landes Nordrhein-West-
falen zu wenden, bleibt unberührt.

Abschnitt 14

Organisation

§ 59

Anstalten und Einrichtungen

(1) Die Jugendstrafe wird in hierfür bestimmten, selbst-
ständigen Anstalten der Landesjustizverwaltung vollzo-
gen, die entsprechend ihrem Zweck und den Erfordernis-
sen des Jugendstrafvollzuges auszugestalten sind und 
eine auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der Gefange-
nen abgestimmte Behandlung gewährleisten. Sie kann 
auch in anderen geeigneten Einrichtungen außerhalb der 
Landesjustizverwaltung in freien Formen vollzogen wer-
den.

(2) Weibliche Gefangene können in getrennten Abteilun-
gen des Strafvollzuges für erwachsene Frauen unterge-
bracht werden; einer Unterbringung in getrennten Ab-
teilungen bedarf es nicht, wenn es sich um eine 
Einrichtung des offenen Frauenvollzuges handelt. In den 
Fällen des Satzes 1 erfolgt der Vollzug nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes. Wird Jugendstrafe in Einrich-
tungen des Erwachsenenstrafvollzuges vollzogen, blei-
ben die Vorschriften dieses Gesetzes anwendbar.

(3) Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und Ausstattung 
von Plätzen, insbesondere für therapeutische Maßnah-
men, für Maßnahmen der Beschäftigung, Freizeit, Sport, 
Seelsorge und Besuche, vorzusehen. Räume für den Auf-
enthalt während der Ruhe- und Freizeit sowie Gemein-
schafts- und Besuchsräume sind wohnlich und zweck-
entsprechend auszustatten.

(4) Die bauliche Gestaltung und das Außengelände der 
Vollzugseinrichtung müssen in Einklang mit dem Ziel 
der anstaltsinternen Förderung und Erziehung stehen. 
Hierzu sollen die Abteilungen in Wohngruppen geglie-
dert sein.

(5) Im Jugendstrafvollzug werden, soweit hierfür Bedarf 
besteht, sozialtherapeutische Einrichtungen vorgehalten. 
Die organisatorischen, personellen und baulichen Min-
deststandards sind auf die jugendspezifi schen Besonder-
heiten zugeschnitten.
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§ 60
Arbeitsbetriebe, Einrichtungen zur schulischen 

und berufl ichen Bildung

(1) Ein bedarfsgerechtes Angebot an Arbeitsplätzen für 
zugewiesene Tätigkeiten, an Plätzen für Schul- und Be-
rufsschulunterricht und an Plätzen für berufl iche Aus-
bildung sowie für arbeitstherapeutische Maßnahmen 
wird vorgehalten.

(2) Die Betriebe und Einrichtungen zur schulischen und 
berufl ichen Bildung sind den Verhältnissen außerhalb 
der Anstalten anzugleichen. Die Arbeitsschutz- und Un-
fallverhütungsvorschriften sind zu beachten.

(3) Bildung und Beschäftigung können auch in geeigne-
ten Einrichtungen privater Unternehmen erfolgen. In 
den von privaten Unternehmen unterhaltenen Betrieben 
und sonstigen Einrichtungen kann die technische und 
fachliche Leitung Angehörigen dieser Unternehmen 
übertragen werden.

(4) Bei der schulischen und berufl ichen Bildung sollen 
die Anstalten in Zusammenarbeit mit Einrichtungen der 
Jugendhilfe und der Jugendberufshilfe, Schulen, Sonder-
schulen, Volkshochschulen, Einrichtungen der Jugend-
kulturarbeit und des Sports sowie mit Fachhochschulen 
und Universitäten ein differenziertes Lern- und Betäti-
gungsangebot bereitstellen. Sie sollen ferner mit den ört-
lichen Arbeitgebern und Einrichtungen, die Gefangene 
beschäftigen, Beschäftigung vermitteln oder berufl iche 
Eingliederung fördern können, eng zusammenarbeiten.

§ 61
Festsetzung der Belegungsfähigkeit, 

Verbot der Überbelegung

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit 
unter Berücksichtigung von § 17 Absatz 1 und § 59 Ab-
satz 3 für jede Anstalt fest.

(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Personen als zuge-
lassen belegt werden. Ausnahmen hiervon sind nur vorü-
bergehend aus zwingenden Gründen zulässig, wenn dies 
wegen eines unvorhersehbaren Ereignisses erforderlich 
ist. Die Ausnahmen sind zu dokumentieren.

Abschnitt 15
Innerer Aufbau, Personal, Aufsicht

§ 62
Bedienstete

(1) Die Aufgaben der Anstalten werden von Vollzugsbe-
amtinnen und Vollzugsbeamten wahrgenommen. Aus be-
sonderen Gründen können sie auch anderen Anstaltsbe-
diensteten sowie nebenamtlich oder vertraglich 
verpfl ichteten Personen übertragen werden.

(2) Den Anstalten werden für die Erfüllung ihrer Aufga-
ben in dem erforderlichen Umfang geeignete Bedienstete 
zur Verfügung gestellt. Die Bediensteten sollen mit der 
Behandlung von jungen Gefangenen nur betraut werden, 
wenn sie für den Umgang mit jungen Menschen beson-
ders geeignet sind und über pädagogische Kenntnisse für 
die Arbeit im Jugendstrafvollzug verfügen. Die Bediens-
teten werden fortgebildet und erhalten Praxisberatung 
und -begleitung sowie Gelegenheit zur Supervision. Die 
Zahl der Fachkräfte ist so zu bemessen, dass eine nach-
gehende Betreuung früherer Gefangener der sozialthera-
peutischen Einrichtungen (§  15) und früherer Gefange-
ner mit vorbehaltener Sicherungsverwahrung (§  16) 
ermöglicht werden kann.

(3) Die Bediensteten sollen den einzelnen Abteilungen 
und den Arbeits- und Ausbildungsstätten fest zugeord-
net werden. Sie sollen dort alle dem jeweiligen Aufga-
benbereich obliegenden Vollzugsaufgaben eigenverant-
wortlich wahrnehmen und ihre Diensteinteilung 
möglichst selbstständig regeln.

(4) Bei der Diensteinteilung im Übrigen hat die Anstalt 
auch darauf zu achten, dass eine Beeinträchtigung der 
Beschäftigung nach § 29 Absatz 1 und 2 durch zeitliche 
Überschneidungen mit anderen Maßnahmen nach Mög-
lichkeit vermieden wird.

§ 63
Anstaltsleitung

(1) Für jede Anstalt ist eine Beamtin oder ein Beamter 
zur hauptamtlichen Leiterin oder zum hauptamtlichen 
Leiter zu bestellen, die oder der die Voraussetzungen der 
Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt, erfüllt. Aus be-
sonderen Gründen kann eine Anstalt auch von einer Be-
amtin oder einem Beamten der Laufbahngruppe 2, erstes 
Einstiegsamt, geleitet werden.

(2) Die Anstaltsleitung vertritt die Anstalt nach außen 
und trägt die Verantwortung für den gesamten Vollzug. 
Im Innenverhältnis kann sie die Verantwortung für be-
stimmte Aufgabenbereiche auf andere Bedienstete über-
tragen.

(3) Die Befugnis, die Durchsuchung nach § 50 dieses Ge-
setzes in Verbindung mit § 64 Absatz 2 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen, die besonderen Siche-
rungsmaßnahmen nach §  51 dieses Gesetzes in 
Verbindung mit §  69 des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen und die Disziplinarmaßnahmen nach 
§  54 anzuordnen, darf nur mit Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde übertragen werden.

§ 64
Seelsorge

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Einver-
nehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft im 
Hauptamt bestellt oder vertraglich verpfl ichtet.

(2) Wenn die geringe Zahl der Angehörigen einer Religi-
onsgemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz  1 nicht 
rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere 
Weise zuzulassen.

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung dürfen sich die 
Seelsorgerinnen und Seelsorger freier Seelsorgehelferin-
nen und Seelsorgehelfer bedienen und für Gottesdienste 
sowie für andere religiöse Veranstaltungen Seelsorgerin-
nen oder Seelsorger von außen hinzuziehen.

§ 65
Medizinische Versorgung

(1) Die ärztliche Versorgung ist durch hauptamtliche 
Ärztinnen oder Ärzte sicherzustellen. Sie kann aus be-
sonderen Gründen nebenamtlichen oder vertraglich ver-
pfl ichteten Ärztinnen oder Ärzten übertragen werden.

(2) Die Pfl ege erkrankter Gefangener soll von Kranken-
pfl egekräften im Sinne des Krankenpfl egegesetzes vom 
16. Juli 2003 (BGBl.  I S.  1442) in der jeweils geltenden 
Fassung ausgeübt werden. Stehen solche Kräfte nicht zur 
Verfügung, können Bedienstete des Vollzuges oder sons-
tige Kräfte eingesetzt werden, soweit sie eine entspre-
chende Qualifi kation besitzen.

§ 66
Konferenzen

Zur Aufstellung und Überprüfung des Vollzugsplans 
sowie zur Vorbereitung anderer wichtiger Entscheidun-
gen im Vollzug, insbesondere bei erstmaliger Gewährung 
von vollzugsöffnenden Maßnahmen, Verlegung in den of-
fenen Vollzug oder bei Maßnahmen zur Entlassungsvor-
bereitung, führt die Anstaltsleitung Konferenzen mit an 
der Förderung und Erziehung maßgeblich Beteiligten 
durch. § 6 gilt entsprechend. Das Konferenzergebnis und 
die tragenden Gründe der jeweiligen Entscheidung sind 
zu dokumentieren.

§ 67
Gefangenenmitverantwortung

(1) Gefangenen wird ermöglicht, eine Vertretung zu wäh-
len. Diese kann in Angelegenheiten von gemeinsamem 
Interesse, die sich ihrer Eigenart und der Aufgabe der 
Anstalt nach für eine Mitwirkung eignen, der Anstalts-
leitung Vorschläge und Anregungen unterbreiten. Diese 
sollen mit der Vertretung erörtert werden.

(2) Die Gefangenen werden zur aktiven Mitwirkung an-
geregt. Die Anstalt fördert die Übernahme der Mitver-
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antwortung in differenzierten und gestuften Formen der 
Mitwirkung, insbesondere bei der Gestaltung alltägli-
cher Abläufe.

§ 68
Hausordnung

Die Anstaltsleitung erlässt eine Hausordnung. Diese in-
formiert in verständlicher Form namentlich über die 
Rechte und Pfl ichten der Gefangenen und enthält Erläu-
terungen zur Organisation des Besuchs, zur Arbeitszeit, 
Freizeit und Ruhezeit sowie Hinweise zu den Möglich-
keiten, Anträge und Beschwerden anzubringen.

§ 69
Aufsichtsbehörde

(1) Das Justizministerium führt die Aufsicht über die 
Anstalten und sichert gemeinsam mit ihnen die Qualität 
des Vollzuges.

(2) An der Aufsicht über die Fachdienste sind eigene 
Fachkräfte zu beteiligen. Soweit die Aufsichtsbehörde 
nicht über eigene Fachkräfte verfügt, ist fachliche Bera-
tung sicherzustellen.

(3) Die Aufsicht über die Einrichtungen im Vollzug in 
freien Formen außerhalb der Landesjustizverwaltung 
wird im Einvernehmen mit der für die Jugendhilfe zu-
ständigen obersten Aufsichtsbehörde geregelt.

§ 70
Vollstreckungsplan

(1) Die örtliche und sachliche Zuständigkeit der Anstal-
ten wird durch die Aufsichtsbehörde in einem Vollstre-
ckungsplan nach allgemeinen Merkmalen geregelt.

(2) Der Vollstreckungsplan bestimmt insbesondere, wel-
che Anstalten und Abteilungen sozialtherapeutische 
Einrichtungen oder solche des offenen Vollzuges sind. 
Ferner legt er fest, inwieweit Gefangene, die sich freiwil-
lig zum Strafantritt stellen, zunächst bis zum Abschluss 
der Diagnostik in eine Anstalt oder Abteilung des offe-
nen Vollzuges aufzunehmen sind.

(3) Die für den Vollzug sachlich und örtlich zuständige 
Anstalt kann auch im Rahmen eines Auswahlverfahrens 
in der Untersuchungshaft bestimmt werden.

Abschnitt 16
Beiräte

§ 71
Aufgaben und Befugnisse der Beiräte

Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen über die Aufgaben der Beiräte (§ 105), die Be-
fugnisse (§  106) und die Pfl icht zur Verschwiegenheit 
(§ 107) gelten entsprechend.

Abschnitt 17
Datenschutz

§ 72
Anwendung datenschutzrechtlicher Regelungen, 

Datenverarbeitungsverfahren

(1) Die entsprechend §§  68, 108 und 109 des Strafvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen erhobenen und nach 
Maßgabe dieses Abschnittes zu verarbeitenden Daten 
können im Geltungsbereich dieses Gesetzes für die Voll-
zugsbehörden in einer zentralen Datei gespeichert wer-
den. Die speichernde Stelle hat zu gewährleisten, dass 
die Übermittlung und der Abruf zumindest durch geeig-
nete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft 
werden können.

(2) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverord-
nung die Einzelheiten der Einrichtung automatisierter 
Übermittlungs- und Abrufverfahren im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes. Die Rechtsverordnung hat die Daten-
empfängerinnen und Datenempfänger, die Datenart und 
den Zweck des Abrufs festzulegen. Die oder der Landes-

beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit ist 
vorher zu unterrichten. Die Ermächtigung zum Erlass 
der Rechtsverordnungen kann auf das Justizministerium 
übertragen werden. Die Vorschriften über die Zulässig-
keit des einzelnen Abrufs bleiben unberührt.

(3) Im Übrigen gelten die Vorschriften des Abschnitts 22 
des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen über den 
Datenschutz entsprechend.

Abschnitt 18
Kriminologischer Dienst, Schlussbestimmungen

§ 73
Kriminologischer Dienst

(1) Im Interesse einer Erfolgskontrolle und wissenschaft-
lichen Fortentwicklung lassen die Vollzugsbehörden den 
Jugendstrafvollzug, insbesondere seine Aufgabenerfül-
lung und Gestaltung, seine Behandlungsmethoden, die 
Umsetzung seiner Leitlinien und die Förder- und Erzie-
hungsmaßnahmen für die Gefangenen sowie deren Wir-
kungen auf das Vollzugsziel regelmäßig unter Berück-
sichtigung empirisch messbarer Leistungsstandards und 
Ergebnisindikatoren durch den kriminologischen Dienst, 
durch Hochschulen oder durch andere Stellen wissen-
schaftlich begleiten, erforschen und bewerten.

(2) § 120 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.

§ 74
Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus Artikel 
2 Absatz 2 Satz 1 und 2 (körperliche Unversehrtheit und 
Freiheit der Person), Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 (Informa-
tionsfreiheit) und Artikel 10 Absatz 1 (Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnis) des Grundgesetzes eingeschränkt.

§ 75
Verhältnis zum Bundesrecht

Dieses Gesetz ersetzt nach Artikel 125a Absatz 1 Satz 2 
des Grundgesetzes in seinem Geltungsbereich zugleich 
das Strafvollzugsgesetz vom 16. März 1976 (BGBl.  I 
S.  581, 2088), das zuletzt durch Artikel 152 der Verord-
nung vom 31. August 2015 (BGBl.  I S.  1474) geändert 
worden ist, mit Ausnahme der Vorschriften über

1.   den Pfändungsschutz (§ 43 Absatz 11 Satz 2, § 50 Ab-
satz 2 Satz 5, § 51 Absatz 4 und 5),

2.   das gerichtliche Verfahren (§§ 92, 110 Absatz 1 des Ju-
gendgerichtsgesetzes in Verbindung mit §§ 109 bis 121 
des Strafvollzugsgesetzes) und

3.   den Vollzug des Strafarrestes sowie von Ordnungs-, 
Sicherungs-, Zwangs- und Erzwingungshaft (§§  171 
bis 175, 178 Absatz 2),

auch soweit sie über §§ 176 und 178 Absatz 1 des Straf-
vollzugsgesetzes Anwendung fi nden.

§ 76
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des vierten auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. Gleichzei-
tig tritt das Jugendstrafvollzugsgesetz Nordrhein-West-
falen vom 20. November 2007 (GV. NRW. S.  539), das 
zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310) geändert worden ist, außer Kraft.

46

Artikel 2
Änderung des Untersuchungshaftvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen

Das Untersuchungshaftvollzugsgesetz Nordrhein-West-
falen vom 27. Oktober 2009 (GV. NRW. S.  540), das zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
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 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„Inhaltsübersicht

Abschnitt 1
Grundsätze

§ 1   Stellung der Untersuchungsgefangenen, Zweck 
der Untersuchungshaft

§ 2   Gestaltung des Vollzuges

§ 3   Trennung des Vollzuges 

§ 4   Zuständigkeit, Mitwirkung der Anstalt, Täter-
Opfer-Ausgleich

§ 5   Soziale Hilfe

Abschnitt 2
Vollzugsverlauf

§ 6   Aufnahme in die Anstalt

§ 7   Verlegung, Überstellung, Ausantwortung, Aus-
führung

§ 8   Unterbrechung und Beendigung der Untersu-
chungshaft

§ 9   Entlassung

Abschnitt 3
Gestaltung des Vollzugsalltags

§ 10   Unterbringung

§ 11   Persönlicher Bereich, Auslese von Datenspei-
chern, Einkauf

§ 12  Verpfl egung

§ 13  Beschäftigung, Bildungsmaßnahmen, Gelder

§ 14  Freizeit

Abschnitt 4
Religionsausübung

§ 15   Seelsorge, religiöse Veranstaltungen, Weltan-
schauungsgemeinschaften

Abschnitt 5
Außenkontakte

§ 16  Grundsatz

§ 17  Besuche 

§ 18  Schriftwechsel

§ 19  Telekommunikation

§ 20  Pakete

§ 21  Kontaktverbote

§ 22   Kontakt mit Verteidigerinnen und Verteidigern 
sowie bestimmten Personen und Institutionen

Abschnitt 6
Gesundheitsfürsorge

§ 23  Gesundheitsfürsorge, Aufenthalt im Freien

§ 24   Medizinische Leistungen, Kostenbeteiligung, 
Aufwendungsersatz

§ 25   Benachrichtigung im Krankheits- oder Todes-
fall

Abschnitt 7
Sicherheit und Ordnung, unmittelbarer Zwang

§ 26  Grundsatz, Verhaltensvorschriften

§ 27   Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit

§ 28  Besondere Sicherungsmaßnahmen

§ 29   Unmittelbarer Zwang, Handeln auf Anordnung, 
Festnahmerecht

§ 30   Zwangsmaßnahmen zur Gefahrenabwehr auf 
dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge

Abschnitt 8
Disziplinarmaßnahmen

§ 31  Voraussetzungen, Konfl iktregelung

§ 32  Disziplinarmaßnahmen

§ 33  Verfahren, Vollzug

Abschnitt 9
Vorschriften für junge 

Untersuchungsgefangene

§ 34  Anwendungsbereich

§ 35  Gestaltung des Vollzuges

§ 36  Trennung des Vollzuges

§ 37  Betreuung, Auswahlverfahren

§ 38  Außenkontakte

§ 39   Ergänzende Anwendung des Jugendstrafvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen

Abschnitt 10
Aufhebung von Maßnahmen, 

Beschwerderecht

§ 40  Widerruf, Rücknahme

§ 41  Beschwerderecht

Abschnitt 11
Anstalten, innerer Aufbau, Aufsicht

§ 42  Anstaltsleitung

§ 43  Bedienstete

§ 44  Seelsorge

§ 45  Medizinische Versorgung

§ 46  Konferenzen

§ 47  Gefangenenmitverantwortung

§ 48  Hausordnung

§ 49  Aufsichtsbehörde

§ 50  Vollstreckungsplan

§ 51   Festsetzung der Belegungsfähigkeit, Verbot der 
Überbelegung

Abschnitt 12
Beiräte

§ 52  Aufgaben und Befugnisse der Beiräte

Abschnitt 13
Datenschutz

§ 53   Anwendung datenschutzrechtlicher Regelungen, 
Datenverarbeitungsverfahren

Abschnitt 14
Kriminologischer Dienst, 

Schlussbestimmungen

§ 54  Kriminologischer Dienst

§ 55  Entsprechende Anwendung

§ 56  Einschränkung von Grundrechten

§ 57  Bundesrecht

§ 58  Inkrafttreten“

 2.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

  „§ 1

  Stellung der Untersuchungsgefangenen, 
  Zweck der Untersuchungshaft“
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 b)  Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

   „(1) Untersuchungsgefangene gelten als unschul-
dig und sind entsprechend zu behandeln, so dass 
nicht der Anschein entsteht, sie würden zur Ver-
büßung einer Strafe festgehalten. Der Vollzug der 
Untersuchungshaft dient allein dem Zweck, 
durch eine sichere Unterbringung der Untersu-
chungsgefangenen die Durchführung eines geord-
neten Strafverfahrens zu gewährleisten und den 
in den gesetzlichen Haftgründen zum Ausdruck 
kommenden Gefahren zu begegnen.

   (2) Annehmlichkeiten und Beschäftigungen dür-
fen sie sich auf ihre Kosten verschaffen, soweit sie 
mit dem Zweck der Haft vereinbar sind und nicht 
die Sicherheit oder Ordnung der Anstalten beein-
trächtigen.“

 c)  Folgender Absatz 4 wird angefügt:

   „(4) Von mehreren gleich geeigneten Maßnahmen 
ist diejenige zu wählen, die die Untersuchungsge-
fangenen voraussichtlich am wenigsten beein-
trächtigt. Eine Maßnahme darf nicht zu einem 
Nachteil führen, der zu dem angestrebten Erfolg 
erkennbar außer Verhältnis steht. Sie ist nur so 
lange zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder 
nicht mehr erreicht werden kann.“

 3.  § 2 wird wie folgt gefasst:

 „§ 2
 Gestaltung des Vollzuges

  (1) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Le-
bensverhältnissen anzugleichen, soweit der Zweck 
der Untersuchungshaft und die Erfordernisse eines 
geordneten Zusammenlebens in der Anstalt dies zu-
lassen. Schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges ist 
entgegenzuwirken.

  (2) Die unterschiedlichen Lebenslagen und Bedürf-
nisse der weiblichen und männlichen Untersu-
chungsgefangenen, der Untersuchungsgefangenen, 
die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
(junge Untersuchungsgefangene), sowie besondere 
Umstände, namentlich der Zuwanderungshinter-
grund, die Religion, die Behinderung und die sexuel-
le Identität, werden bei der Gestaltung des Vollzuges 
in angemessenem Umfang berücksichtigt.“

 4.  § 4 wird wie folgt gefasst:

 „§ 4 
 Zuständigkeit, Mitwirkung der Anstalt, 
 Täter-Opfer-Ausgleich

  (1) Die nach diesem Gesetz notwendigen Entschei-
dungen trifft die Anstalt. Sie hat Anordnungen nach 
§ 119 der Strafprozessordnung (verfahrenssichernde 
Anordnungen) zu beachten und umzusetzen.

  (2) Die Anstalt wirkt dabei mit, dass die Untersu-
chungshaft ihrem Zweck entsprechend vollzogen und 
Möglichkeiten der Haftverkürzung ergriffen werden. 
Während des Vollzuges gewonnene Erkenntnisse, die 
aus Sicht der Anstalt für das Strafverfahren von Be-
deutung sein können, werden unverzüglich an das 
Gericht oder die Staatsanwaltschaft weitergeleitet.

  (3) Auf Antrag der die Tatvorwürfe einräumenden 
Untersuchungsgefangenen fördert die Anstalt die 
Durchführung eines Täter-Opfer-Ausgleichs. Hierzu 
benennt sie insbesondere Stellen und Einrichtungen, 
die die Untersuchungsgefangenen in ihren Bemü-
hungen begleiten.“

 5.  § 5 wird wie folgt gefasst:

 „§ 5 
 Soziale Hilfe

  (1) Untersuchungsgefangene werden in ihrem Be-
streben nach der Bewältigung ihrer persönlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Schwierigkeiten unter-
stützt. Die Hilfe ist darauf gerichtet, sie in die Lage 
zu versetzen, ihre Angelegenheiten selbst zu ordnen 
und zu regeln. Zu diesem Zweck werden ihnen auch 
Stellen und Einrichtungen außerhalb der Anstalt be-
nannt, die sich um eine Vermeidung der weiteren Un-

tersuchungshaft bemühen oder Hilfen in besonderen 
sozialen oder gesundheitlichen Problemlagen anbie-
ten. Ihnen werden auch in der Anstalt Hilfen zur Ver-
besserung ihrer sozialen Situation angeboten, soweit 
es die besonderen Bedingungen der Untersuchungs-
haft zulassen.

  (2) Die Anstalten arbeiten eng mit außervollzugli-
chen Einrichtungen und Organisationen sowie mit 
Personen und Vereinen, die soziale Hilfestellung leis-
ten können, zusammen.

  (3) Untersuchungsgefangene werden in dem Bemü-
hen unterstützt, ihre Rechte wahrzunehmen und ihre 
Pfl ichten zu erfüllen, insbesondere ihr Wahlrecht 
auszuüben und für Unterhaltsberechtigte zu sorgen.“

 6.  Die §§ 6 bis 8 werden wie folgt gefasst:

 „§ 6
 Aufnahme in die Anstalt

(1) Untersuchungsgefangene werden auf Grund ei-
nes schriftlichen Aufnahmeersuchens des Gerichts in 
die nach dem Vollstreckungsplan zuständige Anstalt 
aufgenommen, soweit das Gericht nicht im Einzelfall 
eine andere Anstalt bestimmt hat.

(2) Mit neu aufgenommenen Untersuchungsgefange-
nen ist möglichst am Tag der Aufnahme ein Aufnah-
megespräch zu führen, in dem sie über ihre Rechte 
und Pfl ichten unterrichtet werden. Diese Unterrich-
tung kann auch mittels eines Merkblatts erfolgen, 
das in einer den Untersuchungsgefangenen verständ-
lichen Sprache abgefasst ist. Ihnen sind die Haus-
ordnung sowie ein Exemplar dieses Gesetzes zu-
gänglich zu machen. Die Untersuchungsgefangenen 
sind dabei zu unterstützen, etwa notwendige Maß-
nahmen für hilfsbedürftige Angehörige sowie sonsti-
ge dringend erforderliche Maßnahmen zu veranlas-
sen.

(3) Untersuchungsgefangene werden alsbald ärztlich 
untersucht.

(4) Bei der Aufnahme, der ärztlichen Untersuchung 
und dem Aufnahmegespräch dürfen andere Gefange-
ne nicht anwesend sein. Ausnahmen bedürfen der 
Einwilligung der betroffenen Untersuchungsgefan-
genen.

(5) Den Untersuchungsgefangenen ist Gelegenheit 
zu geben, eine Angehörige oder einen Angehörigen 
oder eine Vertrauensperson von der Aufnahme in die 
Anstalt zu benachrichtigen.

 § 7 
 Verlegung, Überstellung, Ausantwortung, 
 Ausführung

(1) Untersuchungsgefangene können in eine andere 
für den Vollzug der Untersuchungshaft zuständige 
Anstalt verlegt oder überstellt werden, wenn dies

1.   zur Umsetzung einer verfahrenssichernden An-
ordnung,

2.   aus Gründen der Sicherheit oder schwerwiegen-
den Gründen der Ordnung,

3.  aus Gründen der Vollzugsorganisation oder

4.  aus anderen wichtigen Gründen

erforderlich ist. Vor einer Verlegung oder Überstel-
lung ist dem Gericht und der Staatsanwaltschaft Ge-
legenheit zur Stellungnahme zu geben. Ist dies auf 
Grund von Gefahr im Verzug nicht möglich, ist die 
Stellungnahme unverzüglich nachzuholen. Die Vor-
schrift des § 11 Absatz 3 (Ausantwortung) und 4 (An-
hörung) des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-
falen vom 13. Januar 2015 (GV. NRW. S.  76) in der 
jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend.

(2) Untersuchungsgefangenen, die in eine andere 
Anstalt verlegt oder überstellt werden, ist Gelegen-
heit zu geben, Angehörige oder eine Vertrauensper-
son zu benachrichtigen.

(3) Untersuchungsgefangenen können Ausführungen 
aus wichtigem Anlass gewährt werden; sie sind auch 
ohne Zustimmung der Untersuchungsgefangenen zu-
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lässig, wenn dies aus besonderen Gründen notwen-
dig ist.

(4) Bei Ausführungen aus wichtigem Anlass kann 
den Untersuchungsgefangenen, um Entweichungen 
entgegenzuwirken, aufgegeben werden, nach Maßga-
be des §  124 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen die für eine elektronische Überwachung 
ihres Aufenthaltsortes erforderlichen technischen 
Mittel ständig in betriebsbereitem Zustand bei sich 
zu führen und deren Funktionsfähigkeit nicht zu be-
einträchtigen.

§ 8
Unterbrechung und Beendigung der 

Untersuchungshaft

(1) Wird die Untersuchungshaft zur Vollstreckung ei-
ner Freiheits-, Ersatzfreiheits- oder Jugendstrafe un-
terbrochen, werden die Untersuchungsgefangenen 
für die Dauer des Vollzuges der Strafe als Strafge-
fangene behandelt. § 119 Absatz 6 der Strafprozess-
ordnung bleibt unberührt.

(2) Beginn und Ende der Strafhaft sind der Vollstre-
ckungsbehörde und dem für die Untersuchungshaft 
zuständigen Gericht mitzuteilen.

(3) Bei Verurteilung zu einer Freiheits- oder Jugend-
strafe, deren Vollstreckung nicht zur Bewährung aus-
gesetzt wird und die nicht durch Anrechnung der 
Untersuchungshaft bereits erledigt ist, sind die Un-
tersuchungsgefangenen mit Rechtskraft des Urteils 
nach den Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen oder des Jugendstrafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 7. April 2017 (GV. 
NRW. S. 484) in der jeweils geltenden Fassung zu be-
handeln. Dies gilt nicht, wenn aufgrund eines ande-
ren Haftbefehls weiterhin Untersuchungshaft zu 
vollziehen ist.

(4) Sobald die Anstalt über den Eintritt der Rechts-
kraft unterrichtet worden ist, veranlasst sie im Zu-
sammenwirken mit der Vollstreckungsbehörde die 
Verlegung der Gefangenen in die für die Strafvoll-
streckung zuständige Anstalt.“

 7.  § 9 wird wie folgt geändert:

a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 9
  Entlassung“

b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 2 wird aufgehoben.

 bb)   Im neuen Satz 3 wird die Angabe „3“ durch 
die Angabe „4“ ersetzt.

 cc)  Der neue Satz 4 wird wie folgt gefasst:

    „§ 39 Absatz 4 Satz 2 bis 4 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen gilt entspre-
chend.“

c)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

  „(3) Bedürftige Untersuchungsgefangene erhalten 
bei ihrer Entlassung einen Reisekostenzuschuss 
sowie eine Überbrückungsbeihilfe und bei Bedarf 
für die Entlassung ausreichende Kleidung. Bei 
der Bemessung der Überbrückungsbeihilfe ist der 
Zeitraum zu berücksichtigen, den Untersu-
chungsgefangene benötigen, um vorrangige Hilfe 
in Anspruch zu nehmen.“

d)  Absatz 4 wird aufgehoben.

 8.  Abschnitt 3 wird wie folgt gefasst:

 „Abschnitt 3
 Gestaltung des Vollzugsalltags

 § 10
 Unterbringung

(1) Untersuchungsgefangene werden in ihren 
Hafträumen allein untergebracht.

(2) Eine gemeinsame Unterbringung ist insbesonde-
re zulässig, wenn

1.   eine Gefahr für Leben oder Gesundheit der Un-
tersuchungsgefangenen besteht,

2. Untersuchungsgefangene hilfsbedürftig sind,

3.   dies im Einzelfall aus zwingenden Gründen der 
Anstaltsorganisation erforderlich ist,

4.   sich die Untersuchungsgefangenen im Justizvoll-
zugskrankenhaus oder in Kranken- oder Pfl ege-
abteilungen von Justizvollzugseinrichtungen be-
fi nden,

5.   die Untersuchungsgefangenen die gemeinsame 
Unterbringung beantragen oder

6.   die gemeinsame Unterbringung geeignet er-
scheint, schädlichen Folgen der Inhaftierung ent-
gegenzuwirken,

und in den Fällen der Nummern 1 bis 5 eine schäd-
liche Beeinfl ussung der Untersuchungsgefangenen 
nicht zu befürchten ist.

(3) Untersuchungsgefangene dürfen sich außerhalb 
ihrer Hafträume in Gemeinschaft aufhalten, soweit 
es die räumlichen, personellen und organisatorischen 
Verhält-nisse der Anstalt gestatten und Gründe der 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt nicht entgegen-
stehen.

 § 11
 Persönlicher Bereich, Auslesen von Datenspeichern, 
 Einkauf

(1) Untersuchungsgefangene dürfen eigene Kleidung 
tragen und eigene Bettwäsche benutzen, soweit sie 
für die Reinigung, die Instandhaltung und den regel-
mäßigen Wechsel auf eigene Kosten sorgen und die 
Sicherheit oder schwerwiegende Gründe der Ord-
nung der Anstalt nicht entgegenstehen. Im Einzelfall 
kann gestattet werden, für die Untersuchungsgefan-
genen Kleidungsstücke und Bettwäsche in der An-
stalt abzugeben und dort abzuholen.

(2) Untersuchungsgefangene dürfen ihren Haftraum 
in angemessenem Umfang mit eigenen Sachen aus-
statten. Sie dürfen nur in Gewahrsam haben, was 
 ihnen von der Anstalt oder mit deren Erlaubnis 
überlassen worden ist. Gegenstände, die die Über-
sichtlichkeit des Haftraums behindern, eine unver-
hältnismäßig aufwändige Überprüfung erfordern, 
sonst die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder 
den Zweck der Untersuchungshaft gefährden kön-
nen, dürfen sie nicht in Gewahrsam haben.

(3) Elektronische Datenspeicher sowie elektronische 
Geräte mit Datenspeichern, die Untersuchungsge-
fangene ohne Erlaubnis der Anstalt in Gewahrsam 
haben, dürfen auf einzelfallbezogene schriftliche An-
ordnung der Anstaltsleitung ausgelesen werden, so-
weit tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass dies zu vollzuglichen Zwecken oder zu 
den in § 111 Absatz 2 Nummer 2, 4 oder 5 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen genannten 
Zwecken erforderlich ist. Die so erhobenen Daten 
dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zu den in 
Satz 1 genannten Zwecken erforderlich ist.

(4) Die nach Absatz 3 erhobenen Daten dürfen nicht 
weiter verarbeitet werden, soweit sie

1.   zum Kernbereich der privaten Lebensgestaltung 
Dritter gehören oder

2.   zum Kernbereich der privaten Lebensgestaltung 
Untersuchungsgefangener gehören und die weite-
re Verarbeitung auch unter Berücksichtigung der 
in Absatz 3 genannten vollzuglichen Interessen an 
der Verarbeitung sowie der Unzulässigkeit des 
Besitzes und der Nutzung des Datenspeichers für 
diese unzumutbar ist.

Insoweit sind die Daten unverzüglich zu löschen. Die 
Tatsachen der Erfassung und der Löschung der Da-
ten sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf 
ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle 
verwendet werden. Sie ist zu löschen, wenn sie für 
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diese Zwecke nicht mehr erforderlich ist, spätestens 
jedoch am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr 
der Dokumentation folgt.

(5) Die Untersuchungsgefangenen sind bei der Auf-
nahme über die Möglichkeit des Auslesens von Da-
tenspeichern zu belehren.

(6) Eingebrachte Sachen, die Untersuchungsgefan-
gene nicht in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie 
aufzubewahren. Lassen die Verhältnisse der Anstalt 
eine Aufbewahrung nicht zu und weigern sich Unter-
suchungsgefangene, die Sachen zu versenden, wer-
den diese auf Kosten der Untersuchungsgefangenen 
vernichtet, verwertet oder aus der Anstalt entfernt.

(7) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die 
Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen einer An-
stalt vermitteln, dürfen vernichtet oder unbrauchbar 
gemacht werden.

(8) Untersuchungsgefangene dürfen in angemesse-
nem Umfang aus einem von der Anstalt vermittelten 
Angebot Nahrungs- und Genussmittel sowie andere 
Gegenstände des persönlichen Bedarfs einkaufen. 
Für ein Einkaufsangebot, das die Wünsche und Be-
dürfnisse der Untersuchungsgefangenen angemessen 
berücksichtigt, ist zu sorgen. § 17 Absatz 3 und 4 des 
Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt ent-
sprechend.

 § 12
 Verpfl egung

Untersuchungsgefangene erhalten Anstaltsverpfl e-
gung. Zusammensetzung und Nährwert der Anstalts-
verpfl egung werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche 
Anordnung wird besondere Verpfl egung gewährt. Un-
tersuchungsgefangenen ist zu ermöglichen, Speise-
vorschriften ihrer Religionsgemeinschaften zu befol-
gen oder sich vegetarisch zu ernähren.

§ 13
 Beschäftigung, Bildungsmaßnahmen, Gelder

(1) Untersuchungsgefangene sind zur Arbeit nicht 
verpfl ichtet.

(2) Ihnen soll auf Nachfrage eine Arbeit, sonstige 
Beschäftigung oder eine Hilfstätigkeit angeboten 
werden, die ihre körperlichen und geistigen Fähig-
keiten sowie ihre Interessen berücksichtigt. Untersu-
chungsgefangenen kann auch eine arbeitstherapeuti-
sche Beschäftigung angeboten werden, soweit dies 
angezeigt ist. § 29 Absatz 5 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend.

(3) Bei der Ausübung einer angebotenen Arbeit, 
sonstigen Beschäftigung oder einer Hilfstätigkeit er-
halten die Untersuchungsgefangenen ein Arbeitsent-
gelt, das mit fünf Prozent der Bezugsgröße nach § 18 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch – Gemeinsame 
Vorschriften für die Sozialversicherung – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 
(BGBl.  I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363) in der jeweils 
geltenden Fassung zu bemessen ist (Eckvergütung). 
Ein Tagessatz ist der zweihundertfünfzigste Teil der 
Eckvergütung. § 32 Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 und 2, 
Absatz  5 und 6 sowie §  33 Absatz  1 und 2 sowie 4 
und 5 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfa-
len gelten entsprechend. Das Justizministerium wird 
ermächtigt, zur Umsetzung der Vorschriften über die 
Vergütung eine Rechtsverordnung über die Bemes-
sung des Arbeitsentgeltes, die Ausbildungsbeihilfe, 
die anrechenbaren Arbeitszeiten, die Zeiteinheiten in 
Stunden oder Minuten, die Entgeltart als Zeit- oder 
Leistungsentgelt, die Vergütungsstufen und die Ge-
währung von Zulagen zu erlassen. Zeiten, die zur Be-
gründung von Freistellungsansprüchen nach diesem 
Gesetz beitragen, werden anteilig auf Freistellungs-
ansprüche nach dem Strafvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen angerechnet.

(4) Geeigneten Untersuchungsgefangenen soll Gele-
genheit zur Teilnahme an schulischen und berufl i-
chen Orientierungs-, Aus- und Weiterbildungsmaß-
nahmen gegeben werden, soweit es die Möglichkeiten 

der Anstalt und die besonderen Bedingungen der 
Untersuchungshaft zulassen. Untersuchungsgefange-
nen, die während der Arbeitszeit ganz oder teilweise 
an solchen Maßnahmen teilnehmen, wird Ausbil-
dungsbeihilfe gewährt, soweit ihnen keine Leistun-
gen zum Lebensunterhalt zustehen, die nicht inhaf-
tierten Personen aus solchem Anlass gewährt 
werden. Absatz 3 gilt entsprechend.

(5) In Ausnahmefällen, namentlich zur Überbrü-
ckung einer unverschuldeten Bedürftigkeit zu Be-
ginn der Inhaftierung, kann die Anstalt Untersu-
chungsgefangenen auf Antrag bis zu drei Monaten 
Taschengeld gewähren. Die Höhe des Taschengeldes 
beträgt 14 Prozent des Tagessatzes der Eckvergütung 
nach Absatz 3 Satz 2.

(6) Vergütungen nach den Absätzen 3 und 4 sowie 
Gelder, die Untersuchungsgefangene in die Anstalt 
einbringen oder die für sie von Dritten eingebracht 
oder überwiesen werden, sind als Eigengeld gutzu-
schreiben. Die Untersuchungsgefangenen können 
über ihr Eigengeld verfügen.

 § 14

 Freizeit

(1) Untersuchungsgefangene erhalten Gelegenheit, 
ihre Freizeit sinnvoll zu gestalten. Es sollen insbe-
sondere Angebote zur kulturellen Betätigung, zur 
Bildung, zum Sport sowie Angebote zur kreativen 
Entfaltung vorgehalten werden. Die Benutzung einer 
bedarfsgerecht ausgestatteten Bibliothek ist zu er-
möglichen.

(2) Der Zugang zum Hörfunk- und Fernsehempfang 
ist zu ermöglichen. Eigene Geräte können unter den 
Voraussetzungen des §  11 Absatz  2 zugelassen wer-
den.

(3) Untersuchungsgefangene dürfen unter den Vor-
aussetzungen des §  11 Absatz  2 nach Maßgabe der 
Anstalt in angemessenem Umfang sonstige Geräte 
der Informations- und Unterhaltungselektronik, Bü-
cher sowie andere Gegenstände zur Aus- und Fort-
bildung oder Freizeitgestaltung besitzen. Zeitungen 
und Zeitschriften dürfen sie durch Vermittlung der 
Anstalt in angemessenem Umfang auf eigene Kosten 
beziehen. §  52 Absatz  3 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend.

(4) Untersuchungsgefangene können auf ein Haft-
raummediensystem verwiesen werden. Der Betrieb 
von Empfangsanlagen und Haftraummediensyste-
men sowie die Ausgabe von Hörfunk- und Fernseh-
geräten und sonstigen Geräten der Informations- 
und Unterhaltungselektronik können auf Dritte 
übertragen werden. In diesen Fällen ist Untersu-
chungsgefangenen der Besitz eigener Geräte in der 
Regel nicht gestattet.

(5) Die Untersuchungsgefangenen können an den 
Kosten für die Überlassung, die Überprüfung und 
den Betrieb von Hörfunk- und Fernsehgeräten, sons-
tigen Geräten der Informations- und Unterhaltungs-
elektronik sowie Haftraummediensystemen und die 
Bereitstellung des Hörfunk- und Fernsehempfangs 
angemessen beteiligt werden.“

9.  § 15 wird wie folgt gefasst:

 „§ 15

 Seelsorge, religiöse Veranstaltungen, 
 Weltanschauungsgemeinschaften

Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die Seelsorge (§  40), religiöse 
Veranstaltungen (§ 41) und Weltanschauungsgemein-
schaften (§ 42) gelten entsprechend.“

10.  Die §§ 16 und 17 werden aufgehoben.

11.  Abschnitt 5 wird wie folgt gefasst:
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„Abschnitt 5
Außenkontakte

§ 16
Grundsatz

(1) Untersuchungsgefangene dürfen nach Maßgabe 
der Vorschriften dieses Abschnitts

1.  regelmäßig Besuch empfangen,

2.  Schreiben absenden und empfangen,

3.   Einrichtungen der Telekommunikation nutzen 
und

4.  Pakete versenden und empfangen,

soweit eine verfahrenssichernde Anordnung nicht 
entgegensteht.

(2) Soweit die Vorschriften dieses Abschnittes für die 
Überwachung, das Verbot oder andere Beschränkun-
gen von Außenkontakten auf die Vorschriften des 
Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen verwei-
sen, fi nden diese mit der Maßgabe Anwendung, dass 
Anordnungen nur aus Gründen der Sicherheit und 
Ordnung oder zum Schutz der in dem der Vollstre-
ckung zugrunde liegenden Haftbefehl als Opfer be-
zeichneten Personen zulässig sind.

(3) Der Kontakt zu Angehörigen, insbesondere zu 
minderjährigen Kindern der Untersuchungsgefange-
nen, und anderen nahestehenden Personen wird be-
sonders gefördert.

(4) Die Kosten des Schrift- und des Paketverkehrs 
sowie der Telekommunikation tragen die Untersu-
chungsgefangenen. Bei bedürftigen Untersuchungs-
gefangenen können die Kosten in angemessenem 
Umfang übernommen werden.

 § 17
 Besuche

(1) Untersuchungsgefangene dürfen regelmäßig Be-
such empfangen. Die Gesamtdauer beträgt mindes-
tens zwei Stunden im Monat. Das Nähere regelt die 
Anstalt.

(2) Zur besonderen Förderung der Besuche von min-
derjährigen Kindern der Untersuchungsgefangenen 
sollen zwei weitere Stunden zugelassen werden. Ein 
familiengerechter Umgang zum Wohl der minderjäh-
rigen Kinder ist zu gestatten. Bei der Ausgestaltung 
der Besuchsmöglichkeiten, namentlich der Besuchs-
zeiten und der Rahmenbedingungen der Besuche, 
sind die Bedürfnisse der minderjährigen Kinder der 
Untersuchungsgefangenen zu berücksichtigen.

(3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen wer-
den, wenn sie den persönlichen, rechtlichen oder ge-
schäftlichen Angelegenheiten dienen, die von den 
Untersuchungsgefangenen nicht schriftlich oder 
durch Dritte wahrgenommen werden können.

(4) Den Untersuchungsgefangenen können zudem 
nach einer angemessenen Zeit der Bewährung in der 
Anstalt mehrstündige, unbeaufsichtigte Besuche 
(Langzeitbesuche) ermöglicht werden, wenn dies zur 
Förderung oder zum Erhalt familiärer, partnerschaft-
licher oder anderer gleichwertiger Kontakte der Un-
tersuchungsgefangenen geboten erscheint und ver-
antwortet werden kann.

(5) Soweit eine verfahrenssichernde Anordnung den 
Empfang von Besuch beschränkt, wird hierzu nur 
zugelassen, wer über eine schriftliche Besuchser-
laubnis des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft 
verfügt.

(6) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der 
Anstalt kann die Zulassung einer Person zum Besuch 
von ihrer Durchsuchung oder einer Sicherheitsanfra-
ge nach §  109 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen abhängig gemacht werden.

(7) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzeitig zum 
Besuch zugelassenen Personen beschränken.

(8) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit Er-
laubnis der Anstalt übergeben werden. § 11 Absatz 2 
gilt entsprechend.

(9) Für die Überwachung von Besuchen gilt § 20 des 
Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen entspre-
chend. Besuche dürfen auch dann abgebrochen wer-
den, wenn die Besucherinnen und Besucher oder Un-
tersuchungsgefangene gegen verfahrenssichernde 
Anordnungen verstoßen.

 § 18
 Schriftwechsel

(1) Für den Schriftwechsel gelten die Regelungen des 
Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen über den 
Schriftwechsel (§ 21), die Überwachung des Schrift-
wechsels (§  22) und das Anhalten von Schreiben 
(§ 23) entsprechend.

(2) Ist die Überwachung des Schriftwechsels nach 
§ 119 Absatz 1 der Strafprozessordnung angeordnet, 
vermittelt die Anstalt die Absendung und den Emp-
fang aller Schreiben der Untersuchungsgefangenen 
über die zur Überwachung zuständige Stelle. Ist der 
Schriftwechsel auch aus Gründen der Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt oder zum Schutz einer im 
Haftbefehl als Opfer bezeichneten Person überwacht 
worden, vermerkt die Anstalt Art und Umfang der 
Kontrolle in geeigneter Weise auf dem Begleitum-
schlag.

(3) Bei der Überwachung des Schriftwechsels ist da-
für zu sorgen, dass von dem gedanklichen Inhalt der 
Schreiben allein die im Rahmen der Textkontrolle 
befugten Personen Kenntnis nehmen können.

 § 19
 Telekommunikation

Die Regelungen des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die Telefongespräche (§ 24) und 
andere Formen der Telekommunikation (§ 27) gelten 
entsprechend. Telefongespräche dürfen auch dann 
abgebrochen werden, wenn die Gesprächspartnerin-
nen und Gesprächspartner oder Untersuchungsge-
fangene gegen verfahrenssichernde Anordnungen 
verstoßen.

 § 20
 Pakete

§  28 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.

 § 21
 Kontaktverbote

Kontakte können untersagt oder beschränkt werden, 
wenn im Einzelfall

1.   die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt gefähr-
det würde,

2.   die Untersuchungsgefangenen mit Opfern von 
Straftaten der Untersuchungsgefangenen oder 
Personen, die im Haftbefehl als Opfer genannt 
werden, in Verbindung treten wollen und durch 
den Kontakt nachteilige Auswirkungen auf die 
Opfer oder gefährdete Dritte zu befürchten sind 
oder diese einer Kontaktaufnahme widersprochen 
haben,

3.   bei minderjährigen Untersuchungsgefangenen 
Personensorgeberechtigte aus nachvollziehbaren 
Gründen nicht mit dem Kontakt einverstanden 
sind oder

4.   zu befürchten ist, dass der Kontakt Bestrebungen 
im Sinne des § 3 Absatz 1 in Verbindung mit Ab-
satz  5 des Verfassungsschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 20. Dezember 1994 (GV. NRW. 
1995, S. 28) in der jeweils geltenden Fassung oder 
entsprechende Verhaltensweisen fördert.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 19 vom 5. Mai 2017 531

 § 22 
 Kontakt mit Verteidigerinnen und Verteidigern 
 sowie bestimmten Personen und Institutionen

Für die Kontakte der Untersuchungsgefangenen mit 
ihren Verteidigerinnen und Verteidigern, Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälten, Notarinnen und 
Notaren sowie mit bestimmten Personen und Institu-
tionen gilt § 26 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen entsprechend. Soweit Untersuchungsge-
fangene unter Bewährungs- oder Führungsaufsicht 
stehen oder über sie Berichte der Gerichtshilfe ange-
fordert sind, stehen die Fachkräfte des ambulanten 
Sozialen Dienstes den Verteidigerinnen und Verteidi-
gern gleich.“

12.   Die Überschrift zu Abschnitt  6 wird wie folgt ge-
fasst:

 „Abschnitt 6
 Gesundheitsfürsorge“

13.  § 24 wird § 23 und wie folgt geändert:

a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 23
  Gesundheitsfürsorge, Aufenthalt im Freien“

b)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Für das körperliche, seelische, geistige und sozi-
ale Wohlergehen der Untersuchungsgefangenen 
ist zu sorgen.“

c)   In Absatz 2 werden die Wörter „dies zu der fest-
gesetzten Zeit zulässt; es sei denn, sie arbeiten im 
Freien“ durch die Wörter „dem nicht zwingend 
entgegensteht“ ersetzt.

d)  Absatz 4 wird aufgehoben.

14.  § 25 wird § 24 und wie folgt gefasst:

 „§ 24
 Medizinische Leistungen, Kostenbeteiligung, 
 Aufwendungsersatz

(1) Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die suchtmedizinische Behand-
lung (§  44), die medizinischen Leistungen und die 
Kostenbeteiligung (§ 45), die Überstellung und Verle-
gung aus medizinischen Gründen (§  46) und über 
Schwangerschaft, Mutterschaft und Geburtsanzeige 
(§ 86) gelten entsprechend.

(2) Bei Überstellungen und Verlegungen aus medizi-
nischen Gründen sind das Gericht und die Staatsan-
waltschaft unverzüglich zu unterrichten.

(3) Die Untersuchungsgefangenen sind verpfl ichtet, 
der Anstalt Aufwendungen zu ersetzen, die sie durch 
eine vorsätzliche oder grob fahrlässige Selbstverlet-
zung oder Verletzung anderer Gefangener verursacht 
haben. Ansprüche aus sonstigen Rechtsvorschriften 
bleiben unberührt.“

15.  § 26 wird aufgehoben.

16.  § 27 wird § 25 und wie folgt gefasst:

 „§ 25
 Benachrichtigung im Krankheits- oder Todesfall

§  49 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.“

17.  Die §§ 28 bis 30 werden aufgehoben.

18.  Die Abschnitte 7 bis 12 werden wie folgt gefasst:

 „Abschnitt 7
 Sicherheit und Ordnung, unmittelbarer Zwang

 § 26
 Grundsatz, Verhaltensvorschriften

(1) Sicherheit und Ordnung bilden die Grundlage ei-
nes gewalt- und konfl iktfreien Zusammenlebens in 
der Anstalt. Die Anstalt trifft die erforderlichen 

Maßnahmen, um ein Entweichen der Untersuchungs-
gefangenen zu verhindern und die Sicherheit zu ge-
währleisten. Die Anstalt ist befugt, zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben die Identität der Personen, die Zugang 
begehren, festzustellen.

(2) Untersuchungsgefangene haben sich nach der Ta-
geseinteilung der Anstalt zu richten. Sie dürfen 
durch ihr Verhalten gegenüber Bediensteten, Mitge-
fangenen und anderen Personen das geordnete Zu-
sammenleben nicht stören.

(3) Untersuchungsgefangene haben die Anordnun-
gen der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie sich 
durch sie beschwert fühlen. Einen ihnen zugewiese-
nen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis verlas-
sen.

(4) Ihre Hafträume und die ihnen von der Anstalt 
überlassenen Sachen haben sie in Ordnung zu halten 
und schonend zu behandeln.

(5) Untersuchungsgefangene haben Umstände, die 
eine Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Ge-
fahr für die Gesundheit einer Person bedeuten, un-
verzüglich zu melden.

 § 27 
 Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit

Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die Durchsuchung (§  64), die 
Maßnahmen zur Feststellung von Suchtmittelkonsum 
(§ 65), den Einsatz von Videotechnik (§ 66), die Maß-
nahmen zur Verhinderung unerlaubter Telekommuni-
kation (§ 67) sowie die erkennungsdienstlichen Maß-
nahmen und das Identitätsfeststellungsverfahren 
(§ 68) gelten entsprechend. § 68 Absatz 5 Satz 1 des 
Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen gilt mit 
der Maßgabe, dass der Anspruch auf Löschung mit 
der Aufhebung des Haftbefehls und der Entlassung 
aus der Haft entsteht.

 § 28
 Besondere Sicherungsmaßnahmen

Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die besonderen Sicherungs-
maßnahmen (§ 69), die Anordnung besonderer Siche-
rungsmaßnahmen und das Verfahren (§ 70) sowie die 
medizinische und psychologische Überwachung 
(§ 71) gelten entsprechend.

 § 29
 Unmittelbarer Zwang, Handeln auf Anordnung, 
 Festnahmerecht

(1) Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die Begriffsbestimmungen 
(§  72), die allgemeinen Voraussetzungen (§  73), den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (§  74) und die 
Androhung (§  75) von unmittelbarem Zwang sowie 
die allgemeinen Vorschriften für den Schusswaffen-
gebrauch (§ 76) und die besonderen Vorschriften für 
den Schusswaffengebrauch (§  77) gelten entspre-
chend.

(2) Wird unmittelbarer Zwang von einer oder einem 
Vorgesetzten oder einer sonst befugten Person ange-
ordnet, sind Bedienstete verpfl ichtet, ihn anzuwen-
den, es sei denn, die Anordnung verletzt die Men-
schenwürde oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken 
erteilt worden. Die Anordnung darf nicht befolgt 
werden, wenn dadurch eine Straftat begangen wür-
de. Befolgen Bedienstete die Anordnung trotzdem, 
trifft die Bediensteten eine Schuld nur, wenn sie er-
kennen oder wenn es nach den ihnen bekannten Um-
ständen offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat 
begangen wird.

(3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Anord-
nung haben Bedienstete der oder dem Anordnenden 
gegenüber vorzubringen, soweit das nach den Um-
ständen möglich ist. Abweichende Vorschriften des 
allgemeinen Beamtenrechts über die Mitteilung sol-



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 19 vom 5. Mai 2017532

cher Bedenken an Vorgesetzte sind nicht anzuwen-
den.

(4) Untersuchungsgefangene, die entwichen sind 
oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Anstalt 
aufhalten, können durch die Anstalt oder auf ihre 
Veranlassung hin festgenommen und zurückgebracht 
werden.

 § 30
 Zwangsmaßnahmen zur Gefahrenabwehr 
 auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung und Behandlung so-
wie Ernährung sind gegen den natürlichen Willen 
der Untersuchungsgefangenen nur bei gegenwärtiger 
Lebensgefahr sowie gegenwärtiger schwerwiegender 
Gefahr für die Gesundheit der Untersuchungsgefan-
genen oder anderer Personen zulässig, wenn die oder 
der Untersuchungsgefangene zur Einsicht in die 
Notwendigkeit der Maßnahme oder zum Handeln 
nach dieser Einsicht krankheitsbedingt nicht in der 
Lage ist. Maßnahmen nach Satz 1 dürfen nur ange-
ordnet werden, wenn

1.   erfolglos versucht worden ist, die Zustimmung 
der Untersuchungsgefangenen zu der Maßnahme 
zu erwirken,

2.   die Anordnung der Maßnahme den Untersu-
chungsgefangenen angekündigt wurde und sie 
über Art, Umfang und Dauer der Maßnahme in-
formiert wurden,

3.   die Maßnahme zur Abwendung der Gefahr geeig-
net, in Art, Umfang und Dauer erforderlich und 
für die Beteiligten zumutbar ist,

4.   der von der Maßnahme zu erwartende Nutzen die 
mit der Maßnahme verbundenen Belastungen 
deutlich überwiegt und

5.   die Maßnahme nicht mit einer erheblichen Gefahr 
für das Leben der Untersuchungsgefangenen ver-
bunden ist.

(2) Maßnahmen nach Absatz  1 Satz  1 werden ärzt-
lich angeordnet, geleitet und überwacht. Die Anord-
nung erfolgt im Einvernehmen mit der Anstaltslei-
tung und bedarf der Einwilligung des nach § 126 der 
Strafprozessordnung zuständigen Gerichts, es sei 
denn, diese kann nicht mehr rechtzeitig eingeholt 
werden. In diesem Fall ist die gerichtliche Zustim-
mung unverzüglich nachzuholen. Das Vorliegen der 
Voraussetzungen nach Absatz 1 sowie die ergriffenen 
Maßnahmen, einschließlich ihres Zwangscharakters, 
der Durchsetzungsweise und der Wirkungsüberwa-
chung, sowie der Untersuchungs- und Behandlungs-
verlauf sind zu dokumentieren.

(3) Erfordert die Beurteilung der Gefahrenlage und 
die Abschätzung der Notwendigkeit einer Behand-
lung psychischer Erkrankungen eine angemessene 
Zeit der Beobachtung der Untersuchungsgefangenen 
oder droht der oder dem Untersuchungsgefangenen 
aufgrund einer anderen Erkrankung eine schwerwie-
gende Gesundheitsbeeinträchtigung, darf die Be-
handlung zwangsweise unter den weiteren Voraus-
setzungen der Absätze 1 und 2 nur begonnen werden, 
wenn

1.   die Maßnahme der oder dem Untersuchungsge-
fangenen mindestens eine Woche vor ihrer Umset-
zung schriftlich und mündlich unter Angabe der 
Gründe sowie Art, Umfang und Dauer in einer 
dem Gesundheitszustand entsprechenden Weise 
angekündigt worden ist,

2.   vor dem Eingriff durch ein von der behandelnden 
Einrichtung unabhängiges fachpsychiatrisches 
oder fachärztliches Votum bestätigt wird, dass

 a)   die oder der zu behandelnde Untersuchungsge-
fangene einsichtsunfähig ist,

 b)   die Vorteile des medizinischen Eingriffs gegen-
über den damit verbundenen Nachteilen und 
Risiken deutlich überwiegen,

 c)   die Maßnahme nicht mit einer erheblichen Ge-
fahr für das Leben der oder des Untersu-
chungsgefangenen verbunden ist,

 d)   eine schwerwiegende Gefahr für die Gesund-
heit der oder des Untersuchungsgefangenen 
droht, und

3.   die Fachaufsichtsbehörde oder eine von ihr beauf-
tragte Anstaltsärztin oder ein von ihr beauftrag-
ter Anstaltsarzt, die oder der an der Anordnung 
und Durchführung der Maßnahme nicht beteiligt 
ist, in die Maßnahme einwilligt.

Die Anordnung gilt höchstens für die Dauer von drei 
Monaten. Nach Ablauf dieser Zeit ist eine neue An-
ordnung zu treffen.

(4) Über Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 3 
sind Personensorgeberechtigte der Untersuchungsge-
fangenen unverzüglich zu unterrichten. Bei minder-
jährigen Untersuchungsgefangenen muss vor der 
Durchführung von Zwangsmaßnahmen erfolglos ver-
sucht worden sein, die Einwilligung der Personensor-
geberechtigten einzuholen. Kann diese nicht recht-
zeitig eingeholt werden, sind die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches anzuwenden.

(5) Zur Gewährleistung des Gesundheitsschutzes 
und der Hygiene ist die zwangsweise körperliche 
Untersuchung der Untersuchungsgefangenen über 
Absatz  1 hinaus zulässig, wenn sie nicht mit einem 
körperlichen Eingriff verbunden ist. Duldungspfl ich-
ten der Untersuchungsgefangenen nach Vorschriften 
anderer Gesetze bleiben unberührt.

 Abschnitt 8
 Disziplinarmaßnahmen

 § 31
 Voraussetzungen, Konfl iktregelung

(1) Verstoßen Untersuchungsgefangene schuldhaft 
gegen Pfl ichten, die ihnen durch oder auf Grund die-
ses Gesetzes auferlegt sind, können gegen sie Diszip-
linarmaßnahmen angeordnet werden. Disziplinar-
maßnahmen sind auch zulässig, wenn wegen 
derselben Verfehlung ein Straf- oder Bußgeldverfah-
ren eingeleitet wird.

(2) Von einer Disziplinarmaßnahme wird abgesehen, 
wenn es genügt, die Untersuchungsgefangenen zu 
verwarnen.

(3) Zur Abwendung oder Milderung von Disziplinar-
maßnahmen können im Wege einvernehmlicher 
Streitbeilegung Vereinbarungen getroffen werden, 
die insbesondere die Wiedergutmachung des Scha-
dens, die Entschuldigung bei Geschädigten oder die 
Erbringung von Leistungen für die Gemeinschaft 
zum Inhalt haben können.

 § 32
 Disziplinarmaßnahmen

(1) Als Disziplinarmaßnahmen sind zulässig:

1.  Verweis,

2.   Beschränkung oder Entzug des Rechts auf Ein-
kauf (§ 11 Absatz 8 Satz 1) bis zu einem Monat,

3.   Beschränkung oder Entzug der Teilnahme an ge-
meinsamen Veranstaltungen bis zu sechs Wochen,

4.   getrennte Unterbringung während der Freizeit bis 
zu vier Wochen,

5.   Beschränkung oder Entzug des Besitzes von Ge-
genständen mit Ausnahme des Lesestoffs bis zu 
vier Wochen,

6.   Beschränkung oder Entzug des Hörfunk- oder 
Fernsehempfangs bis zu sechs Wochen,

7.  Arrest bis zu drei Wochen.

(2) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach 
wiederholter Verfehlungen verhängt werden.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 19 vom 5. Mai 2017 533

(3) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können mitein-
ander verbunden werden.

(4) Disziplinarmaßnahmen sollen in einem engen 
zeitlichen Zusammenhang mit der Pfl ichtverletzung 
angeordnet werden. Mehrere Verfehlungen, die 
gleichzeitig zu beurteilen sind, sollen durch eine Ent-
scheidung geahndet werden.

 § 33
 Verfahren, Vollzug

Für das Verfahren und den Vollzug der Disziplinar-
maßnahmen gelten §  81 Absatz  1 bis 4 und 6 und 
§ 82 Absatz 1, 2 und 4 bis 6 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen entsprechend.

 Abschnitt 9
 Vorschriften für junge 
 Untersuchungsgefangene

 § 34
 Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts fi nden ergän-
zend Anwendung auf junge Untersuchungsgefangene 
(§ 2 Absatz 2).

(2) Bei Erwachsenen, die zur Tatzeit das 21. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hatten, kann die Untersu-
chungshaft bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres 
nach den Vorschriften dieses Abschnitts für junge 
Untersuchungsgefangene vollzogen werden.

 § 35
 Gestaltung des Vollzuges

(1) Der Vollzug der Untersuchungshaft an jungen 
Untersuchungsgefangenen soll erzieherisch gestaltet 
werden.

(2) Den jungen Untersuchungsgefangenen sollen ne-
ben altersgemäßen Beschäftigungs-, Bildungs- und 
Freizeitmöglichkeiten auch sonstige entwicklungs-
fördernde Hilfestellungen angeboten werden. Die 
Bereitschaft zur Annahme der Angebote ist zu we-
cken und zu fördern.

(3) Schulpfl ichtige Untersuchungsgefangene nehmen 
in der Anstalt am allgemein- oder berufsbildenden 
Unterricht teil.

(4) Die Personensorgeberechtigten sind über die In-
haftierung und den jeweiligen Aufenthaltsort der 
minderjährigen Untersuchungsgefangenen zu unter-
richten, soweit sie noch keine Kenntnis hierüber ha-
ben. Sie sollen in die Gestaltung des Vollzuges in an-
gemessener Weise einbezogen werden.

(5) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Beschränkun-
gen können minderjährigen Untersuchungsgefange-
nen auch auferlegt werden, soweit es dringend gebo-
ten ist, einer Gefährdung ihrer Entwicklung 
entgegenzuwirken.

 § 36
 Trennung des Vollzuges

(1) Bei jungen Untersuchungsgefangenen erfolgt der 
Vollzug der Untersuchungshaft in besonderen Abtei-
lungen der Anstalten oder sonstiger Einrichtungen 
des Jugendstrafvollzuges. Lässt die geringe Anzahl 
Gefangener derselben Altersgruppe und desselben 
Geschlechts die Einrichtung einer besonderen Abtei-
lung oder Einrichtung im Jugendstrafvollzug als 
nicht angemessen erscheinen, können junge Untersu-
chungsgefangene in getrennten Abteilungen des 
Strafvollzuges für Erwachsene desselben Ge-
schlechts untergebracht werden, wenn dies ihrem 
Wohl nicht widerspricht. Wenn dies ihrem Wohl nicht 
widerspricht, können sie in den Fällen des Satzes 1 
und 2 in den Anstalten und Einrichtungen auch an 
gemeinsamen Förderangeboten, insbesondere einer 
gemeinsamen Schul- und Berufsausbildung sowie 
gemeinsamen kulturellen oder religiösen Veranstal-
tungen und Freizeitangeboten, teilnehmen.

(2) Von einer getrennten Unterbringung volljähriger 
junger Untersuchungsgefangener nach Absatz  1 
Satz  2 darf in Einrichtungen des Erwachsenenvoll-
zuges nur zur Erreichung des Zwecks der Untersu-
chungshaft oder aus Gründen der Sicherheit oder 
Ordnung abgewichen werden, wenn die erzieherische 
Gestaltung des Vollzuges nach § 35 gewährleistet und 
nicht zu befürchten ist, dass die volljährigen jungen 
Untersuchungsgefangenen schädlichen Einfl üssen 
ausgesetzt sind.

(3) Von der Trennung minderjähriger Untersu-
chungsgefangener in Einrichtungen des Erwachse-
nenvollzuges nach Absatz 1 Satz 2 darf nur abgese-
hen werden, wenn

1.  die Aufhebung der Trennung im Einzelfall

 a)   den Zwecken des §  10 Absatz  2 Nummer  1, 2 
oder 4 oder

 b)   der Aufnahme oder der Fortführung schuli-
scher oder berufl icher Orientierungs-, Aus- 
und Weiterbildungsmaßnahmen oder

 c)   der Förderung familiärer oder gleichwertiger 
sozialer Kontakte

 dient, oder

2.   zwingende Gründe eine Trennung vorübergehend 
nicht zulassen,

und die erzieherische Gestaltung des Vollzuges nach 
§  35 gewährleistet ist sowie schädliche Auswirkun-
gen auf die minderjährigen Untersuchungsgefange-
nen nicht zu befürchten sind.

(4) Wird die Untersuchungshaft gegen junge Unter-
suchungsgefangene in Einrichtungen des Jugend-
strafvollzuges vollzogen, dürfen minderjährige Un-
tersuchungsgefangene mit Untersuchungsgefange-
nen, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben, gemeinsam untergebracht werden. Das Wohl 
minderjähriger Untersuchungsgefangener ist bei der 
Gestaltung der Unterbringung während der Ruhezeit 
besonders zu beachten. Mit Untersuchungsgefange-
nen, die das 21. Lebensjahr vollendet haben, dürfen 
minderjährige Untersuchungsgefangene nur aus be-
sonderen Gründen gemeinsam untergebracht wer-
den. Die Unterbringung darf dem Wohl der minder-
jährigen Untersuchungsgefangenen nicht widerspre-
chen. Eine Unterbringung im Jugendstrafvollzug ist 
einer Unterbringung im Erwachsenenstrafvollzug in 
der Regel vorzuziehen.

 § 37
 Betreuung, Auswahlverfahren

(1) Den jungen Untersuchungsgefangenen sind bei 
der Aufnahme in den Vollzug ständige Ansprechpart-
nerinnen oder Ansprechpartner aus dem Kreis der 
Bediensteten zu benennen.

(2) Während der Untersuchungshaft wird unter Be-
teiligung der Fachdienste in einem Verfahren zur 
Feststellung des Förder- und Erziehungsbedarfs 
(Auswahlverfahren) die Grundlage für eine erziehe-
rische Ausgestaltung der Untersuchungshaft ge-
schaffen und für den Fall der rechtskräftigen Verur-
teilung zu einer Jugendstrafe die Erstellung des 
späteren Vollzugsplans vorbereitet, um frühzeitig ge-
meinsam mit den jungen Untersuchungsgefangenen 
Zukunftsperspektiven zu entwickeln.

 § 38
 Außenkontakte

(1) Die Gesamtdauer der Besuche beträgt mindes-
tens vier Stunden im Monat.

(2) Betreuungspersonen, Erziehungsbeiständen, Bei-
ständen nach § 69 des Jugendgerichtsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Dezember 
1974 (BGBl. I S. 3427) in der jeweils geltenden Fas-
sung und Personen, die Aufgaben der Jugendge-
richtshilfe wahrnehmen, ist der Kontakt mit jungen 
Untersuchungsgefangenen in demselben Umfang zu 
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gestatten, wie er einer Verteidigerin oder einem Ver-
teidiger gestattet wird.

 § 39
 Ergänzende Anwendung des 
 Jugendstrafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen

Die Vorschriften des Jugendstrafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen über die Grundsätze der Voll-
zugsgestaltung (§  3 Absatz  5), die Feststellung des 
Förder- und Erziehungsbedarfs (§ 11), die Verlegung 
(§  13 Absatz  2), die Unterbringung (§  17 Absatz  1 
Nummer 3), die Gesundheitsfürsorge (§ 35 Absatz 2), 
die Rechte der Personensorgeberechtigten (§ 37), den 
Sport (§ 38), die Freizeit und die Förderung der Kre-
ativität (§  39), die Pfl ichtverstöße, das erzieherische 
Gespräch und die Konfl iktregelung (§ 53), die Diszi-
plinarmaßnahmen (§ 54 Absatz 1 und 3), den Vollzug 
der Disziplinarmaßnahmen (§  56 Absatz  5 Satz  2 
und 6) und die Bediensteten (§  62 Absatz  2 Satz  2) 
sind ergänzend anzuwenden.

 Abschnitt 10
 Aufhebung von Maßnahmen, 
 Beschwerderecht

 § 40
 Widerruf, Rücknahme

§  83 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
gilt entsprechend.

 § 41
Beschwerderecht

Die Untersuchungsgefangenen erhalten Gelegenheit, 
sich mit Wünschen, Anregungen und Beschwerden in 
Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an die An-
staltsleitung zu wenden. Die Möglichkeit, sich an die 
Justizvollzugsbeauftragte oder den Justizvollzugsbe-
auftragten des Landes Nordrhein-Westfalen zu wen-
den, bleibt unberührt.

 Abschnitt 11
 Anstalten, innerer Aufbau, Aufsicht

 § 42
 Anstaltsleitung

(1) Für jede Untersuchungshaftvollzugsanstalt ist ei-
ne Beamtin oder ein Beamter zur hauptamtlichen 
Leiterin oder zum hauptamtlichen Leiter zu bestel-
len, die oder der die Voraussetzungen der Laufbahn-
gruppe 2, zweites Einstiegsamt, erfüllt. Aus besonde-
ren Gründen kann eine Anstalt auch von einer 
Beamtin oder einem Beamten der Laufbahngruppe 2, 
erstes Einstiegsamt, geleitet werden.

(2) Die Anstaltsleitung vertritt die Anstalt nach au-
ßen und trägt die Verantwortung für den gesamten 
Vollzug. Im Innenverhältnis kann sie die Verantwor-
tung für bestimmte Aufgabenbereiche auf andere 
Bedienstete übertragen.

(3) Die Befugnis, die Durchsuchung nach § 27 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 64 Absatz 2 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen, die besonde-
ren Sicherungsmaßnahmen nach § 28 dieses Gesetzes 
in Verbindung mit §  69 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen und die Disziplinarmaßnah-
men nach § 32 dieses Gesetzes anzuordnen, darf nur 
mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde übertragen 
werden.

 § 43
 Bedienstete

(1) Die Aufgaben der Anstalten werden von Voll-
zugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten wahrgenom-
men. Aus besonderen Gründen können sie auch 
 anderen Bediensteten der Anstalten sowie neben-
amtlichen oder vertraglich verpfl ichteten Personen 
übertragen werden.

(2) Für jede Anstalt ist die erforderliche Anzahl von 
geeigneten und fachlich qualifi zierten Bediensteten, 
insbesondere des medizinischen, pädagogischen, psy-
chologischen und sozialen Dienstes, des allgemeinen 
Vollzugsdienstes, des Verwaltungsdienstes, des Werk-
dienstes sowie der Seelsorge vorzuhalten.

(3) Die Bediensteten werden fortgebildet und erhal-
ten Praxisberatung und Praxisbegleitung sowie Ge-
legenheit zur Supervision.

 § 44
 Seelsorge

(1) Seelsorgerinnen und Seelsorger werden im Ein-
vernehmen mit der jeweiligen Religionsgemeinschaft 
im Hauptamt bestellt oder vertraglich verpfl ichtet.

(2) Wenn die geringe Zahl der Angehörigen einer Re-
ligionsgemeinschaft eine Seelsorge nach Absatz  1 
nicht rechtfertigt, ist die seelsorgliche Betreuung auf 
andere Weise zuzulassen.

(3) Mit Zustimmung der Anstaltsleitung darf die An-
staltsseelsorge sich freier Seelsorgehelferinnen oder 
Seelsorgehelfer bedienen und für Gottesdienste so-
wie für andere religiöse Veranstaltungen Seelsorge-
rinnen oder Seelsorger von außen hinzuziehen.

 § 45
 Medizinische Versorgung

(1) Die ärztliche Versorgung ist durch hauptamtliche 
Ärztinnen oder Ärzte sicherzustellen. Sie kann aus 
besonderen Gründen nebenamtlichen oder vertrag-
lich verpfl ichteten Ärztinnen oder Ärzten übertragen 
werden.

(2) Die Pfl ege erkrankter Untersuchungsgefangener 
soll von Krankenpfl egekräften im Sinne des Kran-
kenpfl egegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442) 
in der jeweils geltenden Fassung ausgeübt werden. 
Stehen solche Kräfte nicht zur Verfügung, können 
Bedienstete des Vollzuges oder sonstige Kräfte einge-
setzt werden, soweit sie eine entsprechende Qualifi -
kation besitzen.

 § 46
 Konferenzen

Zur Vorbereitung wichtiger Entscheidungen im Voll-
zug führt die Anstaltsleitung Konferenzen durch. 
Das Konferenzergebnis und die tragenden Gründe 
der jeweiligen Entscheidung sind zu dokumentieren.

 § 47
 Gefangenenmitverantwortung

(1) Den Untersuchungsgefangenen ist zu ermögli-
chen, eine Vertretung zu wählen. Diese kann in Ange-
legenheiten von gemeinsamem Interesse, die sich ih-
rer Eigenart und der Aufgabe der Anstalt nach für 
eine Mitwirkung eignen, der Anstaltsleitung Vor-
schläge und Anregungen unterbreiten. Diese sollen 
mit der Vertretung erörtert werden.

(2) Wird die Untersuchungshaft in Gebäuden oder 
Abteilungen auf dem Gelände einer Justizvollzugs-
anstalt vollzogen, die auch Strafhaft oder Jugend-
strafe vollstreckt, können die Interessen der Unter-
suchungsgefangenen in der dort bestehenden 
Gefangenenmitverantwortung wahrgenommen wer-
den, wenn eine angemessene Vertretung der Interes-
sen sichergestellt wird.

 § 48
 Hausordnung

Die Anstaltsleitung erlässt eine Hausordnung. Diese 
informiert in verständlicher Form namentlich über 
die Rechte und Pfl ichten der Untersuchungsgefange-
nen und enthält Erläuterungen zur Organisation des 
Besuchs, zur Arbeitszeit, Freizeit und Ruhezeit sowie 
Hinweise zu den Möglichkeiten, Anträge und Be-
schwerden anzubringen.
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 § 49
 Aufsichtsbehörde

(1) Das Justizministerium führt die Aufsicht über 
die Anstalten und sichert gemeinsam mit ihnen die 
Qualität des Vollzuges.

(2) An der Aufsicht über die Fachdienste sind eigene 
Fachkräfte zu beteiligen. Soweit die Aufsichtsbehör-
de nicht über eigene Fachkräfte verfügt, ist fachliche 
Beratung sicherzustellen.

 § 50
 Vollstreckungsplan

Die örtliche und sachliche Zuständigkeit der Anstal-
ten wird durch die Aufsichtsbehörde in einem Voll-
streckungsplan nach allgemeinen Merkmalen gere-
gelt.

 § 51
 Festsetzung der Belegungsfähigkeit, 
 Verbot der Überbelegung

(1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähig-
keit unter Berücksichtigung von § 10 für jede Anstalt 
fest. Es ist eine bedarfsgerechte Anzahl und Ausstat-
tung von Plätzen, insbesondere für Maßnahmen der 
Beschäftigung, Freizeit, Sport, Seelsorge und Besu-
che, vorzuhalten. Gemeinschafts- und Besuchsräume 
sind wohnlich und zweckentsprechend auszustatten.

(2) Hafträume dürfen nicht mit mehr Personen als 
zugelassen belegt werden. Ausnahmen hiervon sind 
nur vorübergehend zulässig und sind zu dokumen-
tieren.

 Abschnitt 12
 Beiräte

 § 52
 Aufgaben und Befugnisse der Beiräte

Die Vorschriften des Strafvollzugsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen über die Aufgaben der Beiräte 
(§ 105), die Befugnisse (§ 106) und die Pfl icht zur Ver-
schwiegenheit (§ 107) gelten entsprechend.“

19.  § 65 wird aufgehoben.

20.  § 66 wird § 53 und wie folgt gefasst:

 „§ 53 
 Anwendung datenschutzrechtlicher Regelungen, 
 Datenverarbeitungsverfahren

(1) Die Vorschriften des Abschnittes 22 des Strafvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen über den Daten-
schutz (§§ 108 bis 115 sowie 117 bis 125) gelten nach 
Maßgabe der nachfolgenden Absätze entsprechend.

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach §  35 dürfen 
personenbezogene Daten ohne Mitwirkung der Be-
troffenen nur bei Stellen, die Aufgaben der Jugend-
hilfe wahrnehmen, bei der Jugendgerichtshilfe und 
bei Personen und Stellen, die bereits Kenntnis von 
der Inhaftierung der Betroffenen haben, erhoben 
werden.

(3) § 111 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-
falen gilt mit der Maßgabe, dass

1.   die zulässigen Übermittlungen unterbleiben, 
wenn für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, 
dass unter Berücksichtigung der Art der Informa-
tion und der Rechtsstellung der Untersuchungs-
gefangenen die Betroffenen ein schutzwürdiges 
Interesse am Ausschluss der Übermittlung haben, 
oder

2.   bei einer nicht nur vorläufi gen Einstellung des 
Verfahrens, einer unanfechtbaren Ablehnung der 
Eröffnung des Hauptverfahrens oder einem 
rechtskräftigen Freispruch auf Antrag der betrof-
fenen Untersuchungsgefangenen die Stellen, de-
nen personenbezogene Daten übermittelt wurden, 

über den Verfahrensausgang in Kenntnis zu set-
zen sind.

Die Untersuchungsgefangenen sind auf ihr Antrags-
recht nach Nummer 2 bei ihrer Anhörung oder nach-
träglichen Unterrichtung hinzuweisen.

(4) §  406d der Strafprozessordnung bleibt unbe-
rührt. Die Vollzugsbehörde darf Auskünfte nach 
§  406d der Strafprozessordnung im Einvernehmen 
mit der Staatsanwaltschaft oder dem nach § 126 der 
Strafprozessordnung zuständigen Gericht unmittel-
bar erteilen.

(5) Die entsprechend §§  68, 108 und 109 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen erhobenen 
und nach Maßgabe dieses Abschnitts zu verarbeiten-
den Daten können im Geltungsbereich dieses Geset-
zes für die Vollzugsbehörden in einer zentralen Datei 
gespeichert werden. Die speichernde Stelle hat zu 
gewährleisten, dass die Übermittlung und der Abruf 
zumindest durch geeignete Stichprobenverfahren 
festgestellt und überprüft werden können.

(6) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsver-
ordnung die Einzelheiten der Einrichtung automati-
sierter Übermittlungs- und Abrufverfahren im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes. Die Rechtsverordnung 
hat die Datenempfängerinnen und Datenempfänger, 
die Datenart und den Zweck des Abrufs festzulegen. 
Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit ist vorher zu unterrichten. Die 
Ermächtigung zum Erlass der Rechtsverordnungen 
kann auf das Justizministerium übertragen werden. 
Die Vorschriften über die Zulässigkeit des einzelnen 
Abrufs bleiben unberührt.“

21.  Die §§ 67 bis 73 werden aufgehoben.

22.   Die Überschrift zu Abschnitt  14 wird wie folgt ge-
fasst.

 „Abschnitt 14
  Kriminologischer Dienst,

Schlussbestimmungen“

23.  § 74 wird § 54 und wie folgt geändert:

a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§ 54
 Kriminologischer Dienst“

b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) § 120 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-West-
falen gilt entsprechend.“

24.  § 75 wird aufgehoben.

25.  § 76 wird § 55 und wie folgt geändert:

a)   Der Wortlaut wird Absatz  1 und wie folgt geän-
dert:

 aa)   In Nummer  1 wird die Angabe „4 Satz  1“ 
durch die Angabe „3“ ersetzt.

 bb)   In Nummer 2 wird die Angabe „5“ durch die 
Angabe „6“ sowie das Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt.

 cc)   In Nummer 3 wird der Punkt durch das Wort 
„und“ ersetzt.

 dd)  Folgende Nummer 4 wird angefügt:

    „4. der Auslieferungshaft und Durchliefe-
rungshaft gemäß § 27 Absatz 6 und § 45 Ab-
satz  6 des Gesetzes über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung 
und Bekanntmachung vom 27. Juni 1994 
(BGBl.  I S.  1537) in der jeweils geltenden 
Fassung.“

b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

  (2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer  2 sind 
die Betroffenen in einer Anstalt oder sonstigen 
Einrichtung des Justizvollzuges unterzubringen, 
die den Vorgaben der §§ 91 und 92 des Strafvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen entspricht.“
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26.  § 77 wird § 56.

27.  § 78 wird § 57 und wie folgt gefasst:

 „§ 57 
 Bundesrecht

§  119a der Strafprozessordnung über das gerichtli-
che Verfahren bleibt unberührt.“

28.  § 79 wird § 58 und wie folgt gefasst:

 „§ 58
 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des vierten auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft.“

46

Artikel 3
Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Nordrhein-Westfalen

Das Strafvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 13. 
Januar 2015 (GV. NRW. S.  76), das durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu § 15 wird wie folgt gefasst:

   „§  15 Persönlicher Bereich, Auslesen von Daten-
speichern“

 b)  Die Angabe zu § 68 wird wie folgt gefasst:

   „§ 68 Erkennungsdienstliche Maßnahmen, Identi-
tätsfeststellungsverfahren“

 c)   Die Angaben zu den Abschnitten 22 und 23 wer-
den wie folgt gefasst:

  „Abschnitt 22
  Datenschutz

  § 108 Begriffsbestimmung, Datenerhebung

  § 109 Sicherheitsanfrage

  § 110 Schutz der Daten in Akten und Dateien

  § 111 Verarbeitung

  § 112 Datenaustausch zwischen Vollzugsbehörden

  § 113 Zweckbindung, Datenverantwortung

  § 114 Übermittlung an öffentliche Stellen

  § 115 Schutz besonderer Daten

  § 116 Auskünfte an Opfer

  § 117  Haftmitteilungen an öffentliche und nicht 
öffentliche Stellen

  § 118 Überlassung von Akten

  § 119 Auskünfte an Betroffene, Akteneinsicht

  § 120  Übermittlung personenbezogener Informa-
tionen für wissenschaftliche Zwecke

  § 121 Einschränkungen

  § 122 Berichtigung, Löschung, Sperrung

  § 123 Datenverarbeitungsverfahren

  § 124  Daten bei elektronischer Aufenthaltsüber-
wachung

  § 125  Anwendung des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen

  Abschnitt 23
  Kriminologischer Dienst, Schlussbestimmungen

  § 126 Kriminologischer Dienst

  § 127 Einschränkung von Grundrechten

  § 128 Ersetzung und Fortgeltung von Bundesrecht

  § 129 Übergangsvorschrift

  § 130 Inkrafttreten, Berichtspfl icht“

 2.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 15
  Persönlicher Bereich, Auslesen 
  von Datenspeichern“

 b)   Nach Absatz  2 werden folgende Absätze 3 bis 5 
eingefügt:

  „(3) Elektronische Datenspeicher sowie elektroni-
sche Geräte mit Datenspeichern, die Gefangene 
ohne Erlaubnis der Anstalt in Gewahrsam haben, 
dürfen auf einzelfallbezogene schriftliche Anord-
nung der Anstaltsleitung ausgelesen werden, so-
weit tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, dass dies zu vollzuglichen oder zu 
den in §  111 Absatz  2 Nummer  2, 4 oder 5 ge-
nannten Zwecken erforderlich ist. Die so erhobe-
nen Daten dürfen nur verarbeitet werden, soweit 
dies zu den in Satz  1 genannten Zwecken erfor-
derlich ist.

  (4) Die nach Absatz  3 erhobenen Daten dürfen 
nicht weiter verarbeitet werden, soweit sie

 1.   zum Kernbereich der privaten Lebensgestal-
tung Dritter gehören oder

 2.   zum Kernbereich der privaten Lebensgestal-
tung Gefangener gehören und die weitere Ver-
arbeitung auch unter Berücksichtigung der in 
Absatz

 3.   genannten vollzuglichen Interessen an der Ver-
arbeitung sowie der Unzulässigkeit des Besit-
zes und der Nutzung des Datenspeichers für 
diese unzumutbar ist.

  Insoweit sind die Daten unverzüglich zu löschen. 
Die Tatsachen der Erfassung und der Löschung 
der Daten sind zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation darf ausschließlich für Zwecke der Daten-
schutzkontrolle verwendet werden. Sie ist zu lö-
schen, wenn sie für diese Zwecke nicht mehr 
erforderlich ist, spätestens jedoch am Ende des 
Kalenderjahres, das dem Jahr der Dokumentation 
folgt.

  (5) Die Gefangenen sind bei der Aufnahme über 
die Möglichkeit des Auslesens von Datenspei-
chern zu belehren.“

c)   Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absät-
ze 6 und 7.

 3.  § 19 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

  „(5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 
der Anstalt kann die Zulassung einer Person zum 
Besuch von ihrer Durchsuchung oder einer Si-
cherheitsanfrage nach §  109 abhängig gemacht 
werden.“

b)  Folgender Absatz 6 wird angefügt:

  „(6) Die Anstalt kann die Anzahl der gleichzeitig 
zum Besuch zugelassenen Personen beschränken.“

 4.  § 25 wird wie folgt geändert:

a)  In Nummer 2 wird das Wort „oder“ gestrichen.

b)   In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort „oder“ ersetzt.

c)  Folgende Nummer 4 wird angefügt:

  „4. zu befürchten ist, dass der Kontakt Bestre-
bungen im Sinne des § 3 Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 5 des Verfassungsschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 20. Dezember 1994 (GV. 
NRW. 1995, S.  28) in der jeweils geltenden Fas-
sung oder entsprechende Verhaltensweisen för-
dert.“

 5.  § 32 wird wie folgt geändert:

a)   Absatz 3 wird Absatz 4 und Satz 3 wird wie folgt 
gefasst:

  „Das Justizministerium wird ermächtigt, zur Um-
setzung der Vorschriften über die Vergütung eine 
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Rechtsverordnung über die Bemessung des Ar-
beitsentgeltes, die Ausbildungsbeihilfe, die anre-
chenbaren Arbeitszeiten, die Zeiteinheiten in 
Stunden oder Minuten, die Entgeltart als Zeit- 
oder Leistungsentgelt, die Vergütungsstufen und 
die Gewährung von Zulagen zu erlassen.“

b)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

 6.  § 34 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

  „Soweit eine Vorverlegung des Entlassungszeit-
punktes nach Absatz 2 ausgeschlossen ist, erhal-
ten Gefangene bei ihrer Entlassung zusätzlich ei-
ne Ausgleichsentschädigung in Höhe von 15 
Prozent der Bezüge, die sie für die geleistete Tä-
tigkeit, die Grundlage für die Gewährung der 
Freistellungstage nach Absatz  1 gewesen ist, er-
halten haben.“

b)  Satz 2 wird aufgehoben.

 7.  § 37 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

  „Die Höhe richtet sich nach den in §  28 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, 
BGBl.  I S.  3022, 3023) in der jeweils geltenden 
Fassung festgeschriebenen Regelsätzen und soll 
für die Gefangenen den vierfachen und für ihre 
Unterhaltsberechtigten den zweifachen monatli-
chen Mindestbetrag nicht unterschreiten.“

b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

  „(2) Das Überbrückungsgeld ist in angemessenen, 
auf den voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt 
abgestimmten Teilbeträgen anzusparen, die die 
Anstalt festsetzt. Die Höhe der Teilbeträge ist re-
gelmäßig zu überprüfen und bei grundlegenden 
Veränderungen anzupassen.“

c)   Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absät-
ze 3 und 4.

d)   In dem neuen Absatz  3 wird in Satz  2 und in 
Satz  3 das Wort „Zustimmung“ durch das Wort 
„Einwilligung“ ersetzt.

e)  Folgender Absatz 5 wird angefügt:

  „(5) Bei Verlegungen von Gefangenen aus Bundes-
ländern, die die Bildung eines Überbrückungsgel-
des nicht vorsehen, werden Gelder, die die Gefan-
genen vor der Verlegung für die Sicherung des 
Lebensunterhaltes nach der Entlassung angespart 
haben, mit der Gutschrift in der Aufnahmeanstalt 
Überbrückungsgeld nach diesem Gesetz.“

 8.   In § 38 Satz 3 wird die Angabe „3“ durch die Angabe 
„4“ ersetzt.

 9.  § 39 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

b)   Nach Absatz 2 Satz 2 werden folgende Sätze ein-
gefügt:

  „Haben Gefangene, die ohne ihr Verschulden 
während eines zusammenhängenden Zeitraumes 
von mehr als einem Monat nicht arbeiten konnten 
oder nicht gearbeitet haben, weil sie nicht zur Ar-
beit verpfl ichtet waren, auf diese Zeit entfallende 
Einkünfte, so haben sie den Haftkostenbeitrag für 
diese Zeit bis zur Höhe der auf sie entfallenden 
Einkünfte zu entrichten. Ihnen ist arbeitstäglich 
ein Betrag in Höhe eines Tagessatzes der Eckver-
gütung nach § 32 Absatz 1 zu belassen.“

10.  § 53 wird wie folgt geändert:

a)   In Absatz  2 Nummer  1 werden nach dem Wort 
„unter“ die Wörter „der ständigen und unmittel-
baren“ eingefügt.

b)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

  „(4) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Lebens-
tüchtigkeit kann den Gefangenen, um Entwei-
chungen entgegenzuwirken, nach Maßgabe des 
§ 124 aufgegeben werden, die für eine elektroni-

sche Überwachung ihres Aufenthaltsortes erfor-
derlichen technischen Mittel ständig in betriebs-
bereitem Zustand bei sich zu führen und deren 
Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen.“

c)   Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden die Absät-
ze 5 bis 8.

11.  § 55 wird wie folgt geändert:

a)   Nach § 55 Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein-
gefügt: 

  „(2) Bei Ausführungen aus wichtigem Anlass gilt 
§ 53 Absatz 4 (elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung) entsprechend.“

b)   Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden die Absät-
ze 3 und 4.

12.  § 59 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Missbrauchsgefahren sind insbesondere bei 
einer unmittelbar bevorstehenden Entlassung mit 
den Risiken einer unerprobten Entlassung abzuwä-
gen. § 53 Absatz 1, 5 bis 8 sowie §§ 56 und 57 gelten 
entsprechend.“

13.  § 65 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Diese Maßnahmen dürfen mit einem geringfügigen 
körperlichen Eingriff, namentlich einer Punktion der 
Fingerbeere zur Abnahme einer geringen Menge von 
Kapillarblut, verbunden sein, wenn die Gefangenen 
einwilligen.“

14.  § 68 wird wie folgt geändert:

a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 68
  Erkennungsdienstliche Maßnahmen, 
  Identitätsfeststellungsverfahren“

b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen Un-
terlagen oder Daten werden zu den Gefangenen-
personalakten genommen oder in personenbezo-
genen Dateien gespeichert. Fingerabdruckdaten 
sind elektronisch zu speichern.“

c)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:

  „(3) Fingerabdruckdaten nach Absatz  1 Num-
mer  4 sind von allen Gefangenen zu erheben, 
wenn nicht

 1.   die Identität einer oder eines Gefangenen be-
reits anderweitig gesichert ist,

 2.   ein Abgleich der Fingerabdruckdaten mit den 
dem Justizvollzug vorliegenden Daten möglich 
ist oder

 3.   eine Gefährdung der Sicherheit der Anstalt 
ausgeschlossen werden kann.

  Es können Fingerabdruckdaten von allen zehn 
Fingern genommen und elektronisch gespeichert 
werden. Die Anstalt übermittelt die von ihr erho-
benen Fingerabdruckdaten unverzüglich dem 
Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, das 
den Abgleich der Fingerabdruckdaten zum Zwe-
cke der Identifi zierung der Gefangenen veran-
lasst. Weichen die personenbezogenen Daten von 
den der Anstalt bekannten Daten ab, teilt das 
Landeskriminalamt der Anstalt die abweichen-
den Daten mit. Die Daten dürfen auch im Wege 
eines automatisierten Abrufverfahrens oder einer 
regelmäßigen Datenübermittlung abgefragt und 
übermittelt werden. Die Landesregierung kann 
durch Rechtsverordnung weitere Einzelheiten zur 
Datenerhebung und -übermittlung sowie zum 
Verfahren der Ersuchen regeln. Die Ermächtigung 
kann auf das Justizministerium übertragen wer-
den. Die Anstalt darf das Bundeskriminalamt 
auch unmittelbar um einen Abgleich der Finger-
abdruckdaten ersuchen. Auch kann als Dienst das 
bestehende Abgleichverfahren mit dem Bundes-
kriminalamt über das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge genutzt werden. Die angefragten 
Behörden löschen die ihnen übermittelten perso-
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nenbezogenen Daten, soweit diese nicht zur Do-
kumentation des Ersuchens erforderlich sind, so-
bald das Identitätsfeststellungsverfahren 
abgeschlossen ist. Davon ausgenommen sind sol-
che personenbezogenen Daten, die die angefrag-
ten Behörden aufgrund der für sie geltenden ge-
setzlichen Grundlagen auch selbst hätten erheben 
dürfen.“

d)   Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absät-
ze 4 und 5 und wie folgt gefasst:

  „(4) Die nach Absatz 1 und 3 gewonnenen erken-
nungsdienstlichen Unterlagen und Daten dürfen 
von der Vollzugsbehörde im Übrigen nur für die 
in Absatz  1 und §  111 Absatz  2 Nummer  4 ge-
nannten Zwecke verarbeitet und übermittelt wer-
den. Sie dürfen außerdem den Vollstreckungs- 
und Strafverfolgungsbehörden sowie den für die 
Fahndung und Festnahme zuständigen Polizei-
dienststellen übermittelt werden, soweit dies für 
Zwecke der Fahndung und Festnahme entwiche-
ner oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der 
Anstalt aufhaltender Gefangener erforderlich ist. 
Die Übermittlung der Unterlagen oder Daten an 
Polizeibehörden des Bundes oder der Länder ist 
auch zulässig, soweit dies zur Abwehr einer ge-
genwärtigen Gefahr für erhebliche Rechtsgüter 
innerhalb der Anstalt erforderlich ist.

(5) Gefangene, die nach Absatz 1 erkennungsdienst-
lich behandelt worden sind, können nach der Entlas-
sung aus dem Vollzug verlangen, dass die gewonne-
nen erkennungsdienstlichen Unterlagen und Daten 
mit Ausnahme der zu den Gefangenenpersonalakten 
genommenen oder elektronisch gespeicherten Licht-
bilder, der Fingerabdruckdaten und der Beschrei-
bung von körperlichen Merkmalen vernichtet oder 
gelöscht werden, sobald die Vollstreckung der rich-
terlichen Entscheidung, die dem Vollzug zugrunde 
gelegen hat, abgeschlossen ist. Sie sind über dieses 
Recht bei der erkennungsdienstlichen Behandlung 
und bei der Entlassung aufzuklären. Im Übrigen gilt 
für die Berichtigung, Löschung und Sperrung § 122 
dieses Gesetzes.“

15.  § 69 wird wie folgt geändert:

a)   In Absatz  1 werden nach den Wörtern „Sachen 
oder“ die Wörter „die Gefahr“ und nach dem Wort 
„Selbstverletzung“ die Wörter „oder Selbsttö-
tung“ eingefügt.

b)  Die Absätze 2 bis 4 werden wie folgt gefasst:

  „(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind 
zulässig:

 1.   der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegen-
ständen,

 2.   die Trennung von anderen Gefangenen (Abson-
derung),

 3.   der Entzug oder die Beschränkung des Aufent-
halts im Freien,

 4.   die unregelmäßige oder ununterbrochene Be-
obachtung von Gefangenen, auch mit techni-
schen Hilfsmitteln,

 5.   die Unterbringung in einem besonders gesi-
cherten Haftraum ohne gefährdende Gegen-
stände und

 6.  die Fesselung oder Fixierung.

  (3) Maßnahmen nach Absatz  2 Nummer  1 bis 3 
und 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer 
Befreiung oder eine erhebliche Störung der Ord-
nung der Anstalt anders nicht abgewendet wer-
den kann.

  (4) Bei der Beobachtung nach Absatz  2 Num-
mer  4 ist das Schamgefühl der Gefangenen zu 
schonen. Nur im Ausnahmefall darf zusätzlich ei-
ne akustische Überwachung angeordnet werden.“

c)   In Absatz 8 wird die Angabe „Nummer 2“ durch 
die Angabe „Nummer 4“ ersetzt.

16.  § 70 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Eine ununterbrochene Beobachtung von Gefange-
nen mit technischen Hilfsmitteln in Hafträumen, die 
dem Aufenthalt bei Tag und bei Nacht dienen, nach 
§  69 Absatz  2 Nummer  4 sowie besondere Siche-
rungsmaßnahmen nach § 69 Absatz 2 Nummer 5 und 
6 sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich mitzutei-
len, wenn sie länger als drei Tage aufrechterhalten 
werden.“

17.  § 78 wird wie folgt geändert:

a)   Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 
eingefügt:

   „(3) Erfordert die Beurteilung der Gefahrenla-
ge und die Abschätzung der Notwendigkeit ei-
ner Behandlung psychischer Erkrankungen ei-
ne angemessene Zeit der Beobachtung der 
Gefangenen oder droht der oder dem Gefange-
nen aufgrund einer anderen Erkrankung eine 
schwerwiegende Gesundheitsbeeinträchtigung, 
darf die Behandlung zwangsweise unter den 
weiteren Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 
nur begonnen werden, wenn

 1.   die Maßnahme der oder dem Gefangenen min-
destens eine Woche vor ihrer Umsetzung 
schriftlich und mündlich unter Angabe der 
Gründe sowie Art, Umfang und Dauer in einer 
dem Gesundheitszustand entsprechenden Wei-
se angekündigt worden ist,

 2.   die oder der Gefangene über die Möglichkeit 
belehrt worden ist, eine gerichtliche Entschei-
dung nach § 109 des Strafvollzugsgesetzes her-
beizuführen,

 3.   vor dem Eingriff durch ein von der behandeln-
den Einrichtung unabhängiges fachpsychiatri-
sches oder fachärztliches Votum bestätigt wird, 
dass

  a)  die oder der zu behandelnde Gefangene ein-
sichtsunfähig ist,

  b)  die Vorteile des medizinischen Eingriffs ge-
genüber den damit verbundenen Nachteilen 
und Risiken deutlich überwiegen,

  c)  die Maßnahme nicht mit einer erheblichen 
Gefahr für das Leben der oder des Gefange-
nen verbunden ist,

  d)  eine schwerwiegende Gefahr für die Ge-
sundheit der oder des Gefangenen droht, 
und

 4.   die Fachaufsichtsbehörde oder eine von ihr be-
auftragte Anstaltsärztin oder ein von ihr be-
auftragter Anstaltsarzt, die oder der an der 
Anordnung und Durchführung der Maßnahme 
nicht beteiligt ist, in die Maßnahme einwilligt.

  Die Anordnung gilt höchstens für die Dauer von 
drei Monaten. Nach Ablauf dieser Zeit ist eine 
neue Anordnung zu treffen.

  (4) Über Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 3 
sind Personensorgeberechtigte der Gefangenen 
unverzüglich zu unterrichten.“

b)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5.

18.   In § 87 Absatz 3 wird nach dem Wort „dies“ das Wort 
„medizinisch“ gestrichen.

19.   In §  89 Absatz  1 Satz  2 wird die Angabe „4 bis 7“ 
durch die Angabe „5 bis 8“ ersetzt.

20.  Die Abschnitte 22 und 23 werden wie folgt gefasst:

 „Abschnitt 22
 Datenschutz

 § 108
 Begriffsbestimmung, 
 Datenerhebung

(1) Vollzugsbehörde im Sinne dieses Abschnitts ist, 
soweit nichts anderes bestimmt ist, auch die Auf-
sichtsbehörde. Die Vollzugsbehörde darf personenbe-
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zogene Daten erheben, soweit deren Kenntnis für die 
ihr nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben erfor-
derlich ist.

(2) Personenbezogene Daten sind bei den Betroffe-
nen zu erheben. Für die Erhebung ohne Kenntnis der 
Betroffenen, die Erhebung bei anderen Personen 
oder Stellen und für die Hinweis- und Aufklärungs-
pfl ichten gilt §  12 des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. Juni 2000 (GV. NRW. S. 452), das zuletzt durch 
Gesetz vom 2. Juni 2015 (GV. NRW. S. 482) geändert 
worden ist.

(3) Daten über Personen, die nicht Gefangene sind, 
dürfen ohne ihre Mitwirkung bei Personen oder Stel-
len außerhalb der Vollzugsbehörde nur erhoben wer-
den, wenn sie für die Behandlung der Gefangenen, 
die Sicherheit der Anstalt oder die Sicherung des 
Vollzuges einer Freiheitsstrafe unerlässlich sind und 
die Art der Erhebung schutzwürdige Interessen der 
Betroffenen nicht beeinträchtigt.

(4) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Er-
hebung personenbezogener Daten werden die Betrof-
fenen unter Angabe dieser Daten unterrichtet, soweit 
der in Absatz  1 genannte Zweck dadurch nicht ge-
fährdet wird. Unterbleibt die Unterrichtung nach 
Satz  1, ist sie nachzuholen, sobald der in Absatz  1 
genannte Zweck nicht mehr gefährdet ist. Sind die 
Daten bei anderen Personen oder Stellen erhoben 
worden, kann die Unterrichtung unterbleiben, wenn

1.   die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem 
Wesen nach, namentlich wegen des überwiegen-
den berechtigten Interesses Dritter, geheim gehal-
ten werden müssen oder

2.   der Aufwand der Unterrichtung außer Verhältnis 
zum Schutzzweck steht und keine Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdi-
ge Interessen der Betroffenen beeinträchtigt wer-
den.

 § 109
 Sicherheitsanfrage

(1) Zum Zwecke der Aufrechterhaltung der Sicher-
heit prüft die Anstalt, ob sicherheitsrelevante Er-
kenntnisse über Gefangene und Personen, die zu der 
Anstalt nicht in einem Dienst- oder Arbeitsverhält-
nis stehen und nicht im Auftrag einer anderen Be-
hörde Zugang begehren (anstaltsfremde Personen), 
vorliegen. Die Landesregierung kann durch Rechts-
verordnung nach allgemeinen Merkmalen bestim-
men, für welche Gefangenen- und Personengruppen 
regelmäßig von einer Sicherheitsanfrage abzusehen 
ist. Die Ermächtigung kann auf das Justizministeri-
um übertragen werden.

(2) Sicherheitsrelevant sind Erkenntnisse über ext-
remistische, insbesondere gewaltorientierte Einstel-
lungen oder Kontakte zu derartigen Organisationen, 
Gruppierungen oder Personen. Namentlich wenn an-
staltsfremde Personen an der Behandlung von Ge-
fangenen mitwirken, können auch Erkenntnisse über 
erhebliche strafrechtliche Verurteilungen, eine beste-
hende Suchtproblematik oder andere für die Beur-
teilung der Zuverlässigkeit der Personen erhebliche 
Umstände sicherheitsrelevant sein.

(3) Eine anstaltsfremde Person ist über den Anlass 
der Sicherheitsanfrage, ihren Umfang sowie die 
Rechtsfolgen nach Absatz 10 vor der Einholung von 
Auskünften zu belehren.

(4) Die Anstalt darf Behörden mit Sicherheitsaufga-
ben um Auskunft ersuchen. Insbesondere darf sie

1.   eine Auskunft nach § 41 Absatz 1 Nummer 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes einholen,

2.  Erkenntnisse der Polizeibehörden und

3.   Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörde des 
Landes Nordrhein-Westfalen

anfragen (Sicherheitsanfrage).

Bestehen auf Grund der durch die beteiligten Stellen 
übermittelten Informationen Anhaltspunkte für si-
cherheitsrelevante Erkenntnisse über die betroffene 
Person, kann die Anstalt im Einzelfall zur weiteren 
Sachaufklärung weitere Auskünfte oder Unterlagen 
bei Behörden oder der betroffenen anstaltsfremden 
Person einholen. Die Vorschriften des Sicherheits-
überprüfungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 7. 
März 1995 (GV. NRW. S. 210) in der jeweils geltenden 
Fassung bleiben unberührt.

(5) Die Anfrage nach Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 er-
streckt sich nur auf die personengebundenen Hin-
weise und die Erkenntnisse des polizeilichen Staats-
schutzes. Bei der Anfrage nach Nummer 3 erfolgt die 
Abfrage des nachrichtendienstlichen Informations-
systems durch die Verfassungsschutzbehörde Nord-
rhein-Westfalen.

(6) Von einer Sicherheitsanfrage über Gefangene soll 
nur abgesehen werden, wenn im Einzelfall aufgrund 
einer Gesamtwürdigung eine Gefährdung der Si-
cherheit der Anstalt ausgeschlossen wird. Bei an-
staltsfremden Personen soll die Anstalt darüber hin-
aus ganz oder teilweise von einer Sicherheitsanfrage 
absehen, wenn aufgrund des Anlasses, der Art, des 
Umfangs oder der Dauer des Aufenthalts oder der 
Tätigkeit in der Anstalt oder einer anderen Einrich-
tung des Justizvollzuges Nordrhein-Westfalen eine 
Gefährdung der Sicherheit der Anstalt fernliegt.

(7) Die Anstalt übermittelt den angefragten Behör-
den die Identitätsdaten, namentlich den Namen, die 
Vornamen, das Geburtsdatum, den Geburtsort und 
die Staatsangehörigkeit der betroffenen Personen. 
Betrifft die Sicherheitsanfrage Gefangene, sollen da-
rüber hinaus bekannt gewordene Aliaspersonalien, 
die voraussichtliche Vollstreckungsdauer sowie das 
Aktenzeichen der der Vollstreckung zugrunde liegen-
den Entscheidung mitgeteilt werden. 

(8) Die gemäß Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 und 3 an-
gefragten Behörden teilen der Anstalt die sicher-
heitsrelevanten Erkenntnisse über die betroffene 
Person mit. Erkenntnismitteilungen der Verfassungs-
schutzbehörde Nordrhein-Westfalen unterliegen den 
Übermittlungsvorschriften des Verfassungsschutzge-
setzes Nordrhein-Westfalen. Die genannten Behör-
den dürfen die in Absatz  7 aufgeführten Daten für 
die Durchführung der Sicherheitsanfrage verarbei-
ten. Sie löschen die übermittelten personenbezoge-
nen Daten, sobald die Sicherheitsanfrage abge-
schlossen ist. Davon ausgenommen sind solche 
personenbezogenen Daten, die die Verfassungs-
schutzbehörde Nordrhein-Westfalen aufgrund der 
für sie geltenden gesetzlichen Grundlagen erheben 
darf.

(9) Die für die Sicherheitsanfrage erforderlichen 
personenbezogenen Daten dürfen im Wege einer re-
gelmäßigen Datenübermittlung abgefragt und über-
mittelt werden. Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung weitere Einzelheiten zur Datener-
hebung und -übermittlung sowie zum Verfahren der 
Bearbeitung der Anfragen regeln. Die Ermächtigung 
kann auf das Justizministerium übertragen werden.

(10) Die Anstalt bewertet die ihr mitgeteilten Er-
kenntnisse über eine Person auf Grund einer Ge-
samtwürdigung des Einzelfalls. Die Anstaltsleitung 
entscheidet, ob sie einer anstaltsfremden Person 
nicht oder nur unter Beschränkungen Zutritt zur 
Anstalt gewährt oder sie nicht oder nur unter Be-
schränkungen zu der angestrebten Tätigkeit in der 
Anstalt zulässt. Dies gilt entsprechend, wenn die an-
staltsfremde Person eine Sicherheitsanfrage verwei-
gert. Kann eine für geboten erachtete Sicherheitsan-
frage nicht rechtzeitig abgeschlossen werden, kann 
eine Tätigkeit in der Anstalt vorübergehend unter 
Beaufsichtigung aufgenommen oder ein Zutritt zu 
der Anstalt vorläufi g unter Beaufsichtigung bewilligt 
werden, wenn dies erforderlich ist.

(11) Im Rahmen der Sicherheitsanfrage gewonnene 
personenbezogene Daten sind in gesonderten Akten 
oder personenbezogenen Dateien zu führen oder zu 
verarbeiten.
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(12) Die Verarbeitungs- und Übermittlungsbefugnis 
für personenbezogene Daten über Gefangene zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit in der Anstalt 
schließt die Verarbeitungsbefugnis für personenbezo-
gene Daten zum Zwecke der Behandlung der Gefan-
genen ein. Eine Übermittlung der gewonnenen perso-
nenbezogenen Daten an öffentliche Stellen ist nur 
für Maßnahmen des ambulanten Sozialen Dienstes 
der Justiz und der Jugendgerichtshilfe zulässig. Eine 
Übermittlung zu anderen Zwecken erfolgt nur nach 
Maßgabe des § 111 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 und zur 
Verhinderung oder Verfolgung erheblicher Straftaten. 
Unterlagen und personenbezogene Daten über Ge-
fangene unterliegen den Bestimmungen des §  122 
dieses Gesetzes.

(13) Für die Verarbeitung und Übermittlung perso-
nenbezogener Daten über anstaltsfremde Personen 
gilt §  111 Absatz  4 entsprechend. Die Unterlagen 
oder elektronisch gespeicherten personenbezogenen 
Daten über anstaltsfremde Personen sind innerhalb 
eines Jahres nach Abschluss der Sicherheitsanfrage 
zu vernichten oder zu löschen, wenn die betroffene 
Person keine Tätigkeit im Justizvollzug aufnimmt, es 
sei denn, die betroffene Person willigt in die weitere 
Aufbewahrung ein. Im Übrigen sind die Unterlagen 
oder elektronischen Daten fünf Jahre nach dem Aus-
scheiden aus der Tätigkeit zu vernichten oder zu lö-
schen, es sei denn, die betroffene Person willigt in die 
weitere Aufbewahrung ein oder es ist beabsichtigt, 
die betroffene Person in absehbarer Zeit erneut mit 
einer Tätigkeit im Justizvollzug zu betrauen.

(14) Eine erneute Sicherheitsanfrage kann erfolgen, 
wenn neue sicherheitsrelevante Erkenntnisse vorlie-
gen. Die Überprüfung anstaltsfremder Personen soll 
darüber hinaus spätestens nach Ablauf einer Frist 
von 18 Monaten wiederholt werden.

(15) Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 bis 5, 
7 bis 11 sowie Absatz 13 und 14 gelten entsprechend 
für Besucherinnen und Besucher. Eine Sicherheits-
anfrage ist nur veranlasst, wenn tatsächliche An-
haltspunkte Sicherheitsbedenken nahelegen. Bei ei-
ner Sicherheitsanfrage teilt die Anstalt den in 
Absatz 4 genannten Behörden mit, für welche Gefan-
genen die Zulassung zum Besuch begehrt wird.

 § 110

 Schutz der Daten in Akten und Dateien

(1) Einzelne Bedienstete dürfen sich von personen-
bezogenen Daten nur Kenntnis verschaffen, soweit 
dies zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben 
oder für die Zusammenarbeit nach § 2 Absatz 3 und 
§ 5 Absatz 1 erforderlich ist.

(2) Akten und Dateien mit personenbezogenen Da-
ten sind durch die erforderlichen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen gegen unbefugten 
Zugang und unbefugten Gebrauch zu schützen. Ge-
sundheitsakten, Krankenblätter sowie von den Be-
hörden mit Sicherheitsaufgaben nach §  109 dieses 
Gesetzes erhobene und verarbeitete Daten sind ge-
trennt von anderen Unterlagen über die Gefangenen 
zu führen und besonders zu sichern. Satz 2 gilt ent-
sprechend für die im Rahmen der Behandlungsun-
tersuchung und Vollzugsplanung erhobenen opferbe-
zogenen Daten, insbesondere zur Person und zu den 
Schutzinteressen der Opfer und gefährdeter Dritter.

(3) Im Übrigen gilt für die Art und den Umfang der 
Schutzvorkehrungen §  10 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen.

 § 111

 Verarbeitung

(1) Die Vollzugsbehörde darf personenbezogene Da-
ten verarbeiten und übermitteln, soweit dies für die 
ihr nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben erfor-
derlich ist, eine andere Rechtsvorschrift dies für den 
Geltungsbereich des Justizvollzuges ausdrücklich er-
laubt oder die Betroffenen eingewilligt haben.

(2) Die Verarbeitung und Übermittlung personenbe-
zogener Daten für andere Zwecke ist zulässig, soweit 
dies

1.   zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden oder ge-
heimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde 
Macht oder von Bestrebungen im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes, die durch Anwendung von 
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungs-
handlungen

 a)   gegen die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung, den Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gerichtet sind,

 b)   eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amts-
führung der Verfassungsorgane des Bundes 
oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum 
Ziel haben oder

 c)   auswärtige Belange der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden,

2.   zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Ge-
meinwohl oder einer Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit,

3.   zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchti-
gung der Rechte einer anderen Person,

4.   zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten 
sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten, durch welche die Sicherheit 
oder Ordnung der Anstalt gefährdet wird,

5.   für Maßnahmen der Strafvollstreckung oder 
strafvollstreckungsrechtliche Entscheidungen 
oder

6.   zur Wahrnehmung von Kontrollbefugnissen des 
Europäischen Ausschusses zur Verhütung von Fol-
ter und unmenschlicher oder erniedrigender Be-
handlung oder Strafen

erforderlich ist.

(3) Bei der Überwachung der Besuche oder des 
Schriftwechsels sowie bei der Überwachung des In-
halts von Paketen bekannt gewordene personenbezo-
gene Daten dürfen nur für die in Absatz 2 aufgeführ-
ten Zwecke, für den gerichtlichen Rechtsschutz im 
Zusammenhang mit diesem Gesetz, zur Wahrung der 
Sicherheit oder Ordnung der Anstalt oder nach An-
hörung der Gefangenen zum Zwecke der Behand-
lung verarbeitet werden.

(4) Personenbezogene Daten, die gemäß §  108 Ab-
satz  3 dieses Gesetzes über Personen, die nicht Ge-
fangene sind, erhoben worden sind, dürfen nur zur 
Erfüllung des Erhebungszwecks, für die in Absatz 2 
Nummer 1 bis 3 geregelten Zwecke oder zur Verhin-
derung oder Verfolgung von Straftaten von erhebli-
cher Bedeutung verarbeitet werden.

(5) Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht 
vor, soweit sie dem gerichtlichen Rechtsschutz im 
Zusammenhang mit diesem Gesetz oder den in § 13 
Absatz  3 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-West-
falen genannten Zwecken dient. §  112 Absatz  1, 2 
und 4 gilt entsprechend.

(6) Gefangenenpersonalakten, Gesundheitsakten 
oder sonstige Akten können auch elektronisch ge-
führt werden.

(7) Die Vollzugsbehörde kann Gefangene aus Grün-
den der Sicherheit oder Ordnung der Anstalt ver-
pfl ichten, einen Ausweis mit sich zu führen, der mit 
einem Lichtbild zu versehen oder elektronisch lesbar 
ist.

 § 112
 Datenaustausch zwischen Vollzugsbehörden

(1) Bei Verlegungen und Überstellungen von Gefan-
genen oder in Verwaltungsvorgängen, an denen meh-
rere Vollzugsbehörden beteiligt sind, dürfen die Voll-
zugsbehörden von Amts wegen anderen 
Vollzugsbehörden Daten übermitteln, soweit diese 
Daten aus Sicht der übermittelnden Stelle für die 
Erfüllung der Aufgaben der die Daten empfangen-
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den Vollzugsbehörde erforderlich sind. In diesem Fall 
ist die übermittelnde Vollzugsbehörde verantwort-
liche Stelle im Sinne des §  3 Absatz  3 des Daten-
schutzgesetzes Nordrhein-Westfalen. Die Daten 
 dürfen von der empfangenden Vollzugsbehörde wei-
terverarbeitet werden, soweit eine Speicherung oder 
Weiterverarbeitung zur Aufgabenerfüllung erforder-
lich ist. Bei der Einrichtung und der Nutzung von 
Verbunddateien bestimmt die Landesregierung die 
Einzelheiten der Datenverarbeitung, insbesondere 
die Datenverantwortung, die jeweiligen Zugriffs-
rechte und den Umfang der Schutzvorkehrungen, 
durch Rechtsverordnung. Die Ermächtigung kann 
auf das Justizministerium übertragen werden.

(2) Bei Verlegungen übermittelt die Vollzugsbehörde 
der aufnehmenden Vollzugsbehörde in der Regel 
sämtliche über die oder den Gefangenen vorliegen-
den personenbezogenen Daten und die Gefangenen-
personalakte. Die übermittelnde Vollzugsbehörde 
muss die Daten nach Erreichung des Übermittlungs-
zweckes unverzüglich löschen, es sei denn, die weite-
re Speicherung und Verarbeitung der Daten ist ihr 
nach Maßgabe der Vorschriften dieses Abschnittes 
oder aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften ge-
stattet.

(3) Bei Überstellungen soll von der Übersendung der 
Gefangenenpersonalakte abgesehen werden, es sei 
denn, die Übersendung ist aufgrund der zu erwarten-
den Dauer der Überstellung oder aus anderen Grün-
den im Einzelfall erforderlich. Wird die Gefangenen-
personalakte nicht übersandt, übermittelt die 
überstellende Vollzugsbehörde der aufnehmenden 
Vollzugsbehörde in der Regel nur die für die Sicher-
heit und Ordnung der Anstalt, für die medizinische 
Versorgung und für die Behandlung der Gefangenen 
erforderlichen personenbezogenen Dateien und Un-
terlagen. Für Rücküberstellungen gilt Satz 2 entspre-
chend.

(4) Werden in Akten oder Dateien gespeicherte per-
sonenbezogene Daten aus früher vollzogenen Frei-
heitsstrafen von anderen Einrichtungen des Justiz-
vollzuges zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung 
benötigt, dürfen die Daten nach Maßgabe des Absat-
zes 1 sowie den übrigen Vorschriften dieses Abschnit-
tes über die Ersterhebung erhoben und von der die 
Daten empfangenden Vollzugsbehörde verarbeitet 
und weiter übermittelt werden. Für die Sperrung 
und Löschung von Daten gilt § 122 entsprechend.

 § 113
 Zweckbindung, Datenverantwortung

(1) Von der Vollzugsbehörde übermittelte personen-
bezogene Daten dürfen nur zu dem Zweck weiterver-
arbeitet werden, zu dessen Erfüllung sie auch über-
mittelt worden sind. Die Vollzugsbehörde hat nicht 
öffentliche Empfängerinnen oder Empfänger auf die 
Zweckbindung nach Satz 1 hinzuweisen.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung von Daten trägt die Vollzugsbehörde. Er-
folgt die Übermittlung auf Ersuchen einer öffentli-
chen Stelle, trägt diese die Verantwortung. In diesem 
Fall prüft die Vollzugsbehörde nur, ob das Übermitt-
lungsersuchen im Rahmen der Aufgaben der Emp-
fängerin oder des Empfängers liegt und §§ 121 sowie 
111 Absatz  3 und 4 der Übermittlung entgegenste-
hen, es sei denn, dass im Einzelfall Anlass zur Prü-
fung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht. Die 
Empfängerin oder der Empfänger hat der übermit-
telnden Stelle die für diese Prüfung erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen.

 § 114
 Übermittlung an öffentliche Stellen

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an 
öffentliche Stellen ist zulässig, soweit sie zur recht-
mäßigen Erfüllung der Aufgaben der Vollzugsbehör-
de oder der Empfängerinnen und Empfänger erfor-
derlich ist.

(2) Über die in § 111 Absatz 1 und 2 geregelten Zwe-
cke hinaus dürfen zuständigen öffentlichen Stellen 
personenbezogene Daten übermittelt werden, soweit 
dies für

1.   Maßnahmen des ambulanten Sozialen Dienstes 
der Justiz und der Jugendgerichtshilfe,

2.   die Überprüfung von Angaben von Gefangenen, 
weil tatsächliche Anhaltspunkte für deren Un-
richtigkeit bestehen,

3.  Entscheidungen in Gnadensachen,

4.   durch oder aufgrund Gesetz angeordnete Statisti-
ken der Rechtspfl ege,

5.   die Einleitung von Hilfsmaßnahmen für Angehö-
rige (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 des Strafgesetzbu-
ches) der Gefangenen,

6.  sozialrechtliche Maßnahmen,

7.   dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zu-
sammenhang mit der Aufnahme und Entlassung 
von Soldatinnen und Soldaten,

8.  ausländerrechtliche Maßnahmen oder

9.  die Durchführung der Besteuerung

erforderlich ist. Eine Übermittlung für andere Zwe-
cke ist auch zulässig, soweit eine andere gesetzliche 
Vorschrift dies vorsieht und sich dabei ausdrücklich 
auf personenbezogene Daten von Gefangenen be-
zieht.

(3) Erhält die Vollzugsbehörde davon Kenntnis, dass 
Gefangene von öffentlichen Stellen Leistungen be-
ziehen oder bei öffentlichen Stellen Leistungen be-
antragt haben, die für die Dauer des Vollzuges ent-
fallen oder sich mindern, hat sie die Leistungsträger 
unverzüglich darüber zu unterrichten, dass und seit 
wann sich die betroffenen Gefangenen im Vollzug be-
fi nden, sofern sie die Unterrichtung trotz einer Auf-
forderung der Vollzugsbehörde nicht unverzüglich 
selbst vornehmen. Den betroffenen Gefangenen ist 
eine Abschrift der Mitteilung auszuhändigen.

(4) Eigengeld und sonstiges Vermögen der Gefange-
nen, das der Anstalt bekannt ist, sind der mit der 
Geltendmachung der im Strafverfahren entstande-
nen Kosten befassten Vollstreckungsbehörde und der 
Gerichtskasse anzuzeigen, sobald Gefangene über 
pfändbares Vermögen verfügen. Den betroffenen Ge-
fangenen ist eine Abschrift der Mitteilung auszuhän-
digen.

(5) Öffentliche Stellen dürfen personenbezogene Da-
ten nur weiterverarbeiten, soweit dies für die Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Eine Wei-
terverarbeitung darf auch dann erfolgen, wenn in 
einem Verwaltungsvorgang mehrere öffentliche Stel-
len beteiligt sind und es der Weiterverarbeitung der 
übermittelten Daten bedarf, die Weiterverarbeitung 
der Wahrnehmung von Aufgaben nach § 13 Absatz 3 
des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen dient 
oder die Daten auch für diese anderen Zwecke hät-
ten übermittelt werden dürfen und die Vollzugsbe-
hörde der Weiterverarbeitung zugestimmt hat.

 § 115
 Schutz besonderer Daten

(1) Das religiöse oder weltanschauliche Bekenntnis 
Gefangener und personenbezogene Daten, die an-
lässlich medizinischer Untersuchungen erhoben wor-
den sind, dürfen in der Anstalt nicht allgemein 
kenntlich gemacht werden. Andere personenbezoge-
ne Daten über Gefangene dürfen innerhalb der An-
stalt allgemein kenntlich gemacht werden, soweit 
dies für ein geordnetes Zusammenleben in der An-
stalt erforderlich ist; §  111 Absatz  3 und 4 sowie 
§ 121 bleiben unberührt.

(2) Personenbezogene Daten, die den in §  203 Ab-
satz 1 Nummer 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuches ge-
nannten Personen von Gefangenen als Geheimnis 
anvertraut oder über Gefangene sonst bekannt ge-
worden sind, unterliegen auch gegenüber der Voll-
zugsbehörde der Schweigepfl icht. Die in §  203 Ab-
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satz  1 Nummer  1, 2 und 5 des Strafgesetzbuches 
genannten Personen haben sich gegenüber der An-
staltsleitung zu offenbaren, soweit dies auch unter 
Berücksichtigung der Interessen der Gefangenen an 
der Geheimhaltung der personenbezogenen Daten 
zur Verhinderung von Selbstverletzungen, zur Ab-
wehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben 
anderer Gefangener oder Dritter oder zur Abwehr 
der Gefahr erheblicher Straftaten im Einzelfall er-
forderlich ist. Die Ärztin oder der Arzt ist zur Offen-
barung ihr oder ihm im Rahmen der allgemeinen Ge-
sundheitsfürsorge bekannt gewordener Geheimnisse 
befugt, soweit dies für die Aufgabenerfüllung der 
Vollzugsbehörde unerlässlich oder zur Abwehr von 
erheblichen Gefahren für Leib oder Leben Gefange-
ner oder Dritter erforderlich ist. Sonstige Offenba-
rungsbefugnisse bleiben unberührt. Gefangene sind 
vor der Erhebung über die nach den Sätzen 2 und 3 
bestehenden Offenbarungsbefugnisse zu unterrich-
ten.

(3) Die nach Absatz 2 offenbarten Daten dürfen nur 
für den Zweck, für den sie offenbart wurden oder für 
den eine Offenbarung zulässig gewesen wäre, und 
nur unter denselben Voraussetzungen verarbeitet 
werden, unter denen eine in §  203 Absatz  1 Num-
mer 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuches genannte Per-
son selbst hierzu befugt wäre. Die Anstaltsleitung 
kann unter diesen Voraussetzungen die unmittelbare 
Offenbarung gegenüber bestimmten Bediensteten 
allgemein zulassen.

(4) Sofern Ärztinnen oder Ärzte oder Psychologin-
nen oder Psychologen außerhalb des Vollzuges mit 
der Untersuchung oder Behandlung Gefangener be-
auftragt werden, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe ent-
sprechend, dass die beauftragte Person auch zur Un-
terrichtung des ärztlichen Dienstes der Anstalt oder 
der in der Anstalt mit der Behandlung der betroffe-
nen Gefangenen betrauten Person des psychologi-
schen Dienstes befugt ist.

(5) Behandeln die in §  203 Absatz  1 Nummer  1, 2 
und 5 des Strafgesetzbuches genannten Personen 
gleichzeitig oder nacheinander dieselben Gefange-
nen, so unterliegen sie im Verhältnis zueinander 
nicht der Schweigepfl icht und sind zur umfassenden 
gegenseitigen Information und Auskunft verpfl ichtet, 
soweit dies zum Zwecke einer zielgerichteten ge-
meinsamen Behandlung erforderlich ist und

1.   eine wirksame Einwilligung der Gefangenen vor-
liegt oder

2.   sie in Bezug auf die betreffenden Gefangenen 
nicht mit anderen Aufgaben im Vollzug betraut 
sind.

 § 116
 Auskünfte an Opfer

(1) Opfern wird auf schriftlichen Antrag Auskunft 
über die Inhaftierung und deren Beendigung, die Ge-
währung vollzugsöffnender Maßnahmen, opferbezo-
gene Weisungen und die Unterbringung im offenen 
Vollzug erteilt, wenn die Opfer ein berechtigtes Inte-
resse darlegen und kein überwiegendes schutzwürdi-
ges Interesse der Gefangenen am Ausschluss der Mit-
teilung vorliegt. Der Nachweis der Zulassung zur 
Nebenklage ersetzt in der Regel die Darlegung des 
berechtigten Interesses. Dies gilt nicht, wenn den Ge-
fangenen erneut vollzugsöffnende Maßnahmen ge-
währt werden. § 117 Absatz 1 bleibt unberührt.

(2) Besteht auf Grund einer Flucht einer oder eines 
Gefangenen eine konkrete Gefahr für Leib oder Le-
ben, ergeht eine Mitteilung nach Absatz 1 auch ohne 
Antrag.

(3) Opfern und anderen aus der Straftat Anspruchs-
berechtigten können auf schriftlichen Antrag Aus-
künfte über die Entlassungsadresse oder die Vermö-
gensverhältnisse der Gefangenen erteilt werden, 
wenn die Erteilung zur Feststellung oder Durchset-
zung von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit 
der Straftat erforderlich ist. § 117 Absatz 2 gilt ent-
sprechend.

(4) Besteht Anlass zu der Besorgnis, dass die Offen-
legung von Lebensumständen der Antragstellerinnen 
und Antragsteller deren Leib oder Leben gefährdet, 
kann die Offenlegung gegenüber den Gefangenen 
unterbleiben. Die Mitteilung der Anschrift der An-
tragstellerinnen und Antragsteller an die Gefange-
nen bedarf der Einwilligung.

 § 117

 Haftmitteilungen an öffentliche und 
 nicht öffentliche Stellen

(1) Öffentlichen und nicht öffentlichen Stellen darf 
die Vollzugsbehörde auf schriftlichen Antrag mittei-
len, ob sich eine Person in Haft befi ndet sowie ob 
und wann ihre Entlassung voraussichtlich innerhalb 
eines Jahres bevorsteht, soweit

1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständig-
keit der öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben er-
forderlich ist oder

2. von nicht öffentlichen Stellen ein berechtigtes In-
teresse an dieser Mitteilung glaubhaft dargelegt wird 
und die Gefangenen kein schutzwürdiges Interesse 
an dem Ausschluss der Übermittlung haben.

(2) Die Gefangenen werden vor der Mitteilung ge-
hört, soweit dadurch nicht die Verfolgung des Inter-
esses der Antragstellerinnen und Antragsteller verei-
telt oder wesentlich erschwert wird und eine 
Abwägung ergibt, dass das Interesse der Antragstel-
lerinnen und Antragsteller das Interesse der Gefan-
genen an ihrer vorherigen Anhörung überwiegt. Ist 
die Anhörung unterblieben, werden die betroffenen 
Gefangenen über die Mitteilung der Vollzugsbehörde 
nachträglich unterrichtet.

 § 118

 Überlassung von Akten

(1) Soweit die Übermittlung der darin enthaltenen 
Daten zulässig ist, dürfen Akten mit personenbezo-
genen Daten nur anderen Vollzugsbehörden, den zur 
Dienst- oder Fachaufsicht oder zu dienstlichen Wei-
sungen befugten Stellen, den für strafvollzugs-, 
strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entschei-
dungen zuständigen Gerichten sowie den Strafvoll-
streckungs- und Strafverfolgungsbehörden überlas-
sen werden. Die Überlassung an andere öffentliche 
Stellen ist zulässig, soweit die Erteilung einer Aus-
kunft einen unvertretbaren Aufwand erfordert oder 
nach Darlegung der die Akteneinsicht begehrenden 
Stellen für die Erfüllung der Aufgabe nicht aus-
reicht. Entsprechendes gilt für die Überlassung von 
Akten an die von der Vollzugsbehörde, den Strafver-
folgungsbehörden oder den Gerichten mit Gutachten 
oder der Nachsorge von Gefangenen beauftragten 
Stellen.

(2) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach 
§ 111 Absatz 1 und 2 oder § 114 übermittelt werden 
dürfen, weitere personenbezogene Daten der Betrof-
fenen oder Dritter in Akten so verbunden, dass eine 
Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Auf-
wand möglich ist, so ist die Übermittlung auch dieser 
Daten zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen 
der Betroffenen oder Dritter an deren Geheimhal-
tung offensichtlich überwiegen. Eine Verarbeitung 
dieser Daten durch die Empfängerinnen oder Emp-
fänger ist unzulässig. Hierauf muss bei der Über-
mittlung der Daten hingewiesen werden.

 § 119

 Auskünfte an Betroffene, Akteneinsicht

Die Betroffenen erhalten nach Maßgabe der §§  18 
und 35 Absatz  2 Satz  1 des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen Auskunft. Sie erhalten Akten-
einsicht, soweit eine Auskunft für die Wahrnehmung 
ihrer rechtlichen Interessen nicht ausreicht und sie 
hierfür auf die Einsichtnahme angewiesen sind.
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§ 120
 Übermittlung personenbezogener Informationen 
 für wissenschaftliche Zwecke

(1) Die Übermittlung personenbezogener Informati-
onen in Akten und Dateien an Hochschulen, andere 
Einrichtungen, die wissenschaftliche Forschung be-
treiben, und öffentliche Stellen ist zulässig, soweit

1.   dies für die Durchführung bestimmter wissen-
schaftlicher Forschungsarbeiten erforderlich ist,

2.   eine Nutzung anonymisierter Daten zu diesem 
Zweck nicht möglich oder die Anonymisierung 
mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbun-
den ist und

3.   das öffentliche Interesse an der Forschungsarbeit 
das schutzwürdige Interesse der Betroffenen an 
dem Ausschluss der Übermittlung erheblich über-
wiegt.

Bei der Abwägung nach Satz  1 Nummer  3 ist im 
Rahmen des öffentlichen Interesses das wissen-
schaftliche Interesse an dem Forschungsvorhaben 
besonders zu berücksichtigen.

(2) Die Übermittlung der Informationen erfolgt 
durch Erteilung von Auskünften, wenn hierdurch der 
Zweck der Forschungsarbeit erreicht werden kann 
und die Erteilung keinen unverhältnismäßigen Auf-
wand erfordert. Andernfalls kann auch Einsichtnah-
me in Akten und Dateien gewährt werden. Die Akten 
und Dateien können zur Einsichtnahme übersandt 
werden.

(3) Personenbezogene Informationen werden nur an 
solche Personen übermittelt, die Amtsträger oder für 
den öffentlichen Dienst besonders Verpfl ichtete sind 
oder die zur Geheimhaltung verpfl ichtet worden 
sind. § 1 Absatz 2, 3 und 4 Nummer 2 des Verpfl ich-
tungsgesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547), 
das durch §  1 Nummer  4 des Gesetzes vom 15. Au-
gust 1974 (BGBl. I S. 1942) geändert worden ist, fi n-
det auf die Verpfl ichtung zur Geheimhaltung ent-
sprechende Anwendung.

(4) Die personenbezogenen Informationen dürfen 
nur für die Forschungsarbeit verwendet werden, für 
die sie übermittelt worden sind. Die Verwendung für 
andere Forschungsarbeiten oder die Weitergabe rich-
tet sich nach den Absätzen 1 bis 3 und bedarf der 
Einwilligung der Stelle, die die Übermittlung der 
Daten angeordnet hat.

(5) Die Informationen sind gegen unbefugte Kennt-
nisnahme durch Dritte zu schützen. Die wissen-
schaftliche Forschung betreibende Stelle hat dafür 
zu sorgen, dass die Verwendung der personenbezoge-
nen Daten räumlich und organisatorisch getrennt 
von der Erfüllung solcher Verwaltungsaufgaben oder 
Geschäftszwecke erfolgt, für die diese Informationen 
gleichfalls von Bedeutung sein können.

(6) Sobald der Forschungszweck es erlaubt, sind die 
personenbezogenen Daten zu anonymisieren. Solan-
ge dies noch nicht möglich ist, sind die Merkmale ge-
sondert aufzubewahren, mit denen Einzelangaben 
über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer 
bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet 
werden können. Sie dürfen mit den Einzelangaben 
nur zusammengeführt werden, soweit der For-
schungszweck dies erfordert.

(7) Wer nach den Absätzen 1 bis 3 personenbezogene 
Informationen erhalten hat, darf diese nur veröffent-
lichen, wenn dies für die Darstellung von For-
schungsergebnissen über Ereignisse der Zeitge-
schichte unerlässlich ist. Die Veröffentlichung bedarf 
der Einwilligung der Stelle, die die Informationen 
übermittelt hat.

(8) Sind die Empfängerinnen oder Empfänger nicht 
öffentliche Stellen, fi nden die Vorschriften des Drit-
ten Abschnitts des Bundesdatenschutzgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2003 
(BGBl. I S. 66), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 25. Februar 2015 (BGBl.  I S.  162) geändert 
worden ist, auch Anwendung, wenn die Informatio-
nen nicht in oder aus Dateien verarbeitet werden.

 § 121
 Einschränkungen

Die Übermittlung von personenbezogenen Daten un-
terbleibt, soweit die in § 115 Absatz 2, § 122 Absatz 1 
und 2 geregelten Einschränkungen oder besondere 
gesetzliche Verwendungsregelungen entgegenstehen.

 § 122
 Berichtigung, Löschung, Sperrung

(1) Wird festgestellt, dass unrichtige Daten übermit-
telt worden sind, ist dies den Empfängerinnen oder 
Empfängern mitzuteilen, wenn dies zur Wahrung 
schutzwürdiger Interessen der Betroffenen erforder-
lich ist.

(2) Personenbezogene Daten in Dateien oder in Ak-
ten dürfen nach Ablauf von zwei Jahren seit der Ent-
lassung der Gefangenen nur übermittelt oder genutzt 
werden, soweit dies

1.   für das Auffinden der Gefangenenpersonalakten 
oder der Gesundheitsakten,

2.   für die Durchführung wissenschaftlicher For-
schungsvorhaben gemäß §§ 120 und 126,

3.  zur Verfolgung von Straftaten,

4.  zur Behebung einer bestehenden Beweisnot oder

5.   zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von 
Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit dem 
Vollzug einer Strafe 

erforderlich ist. Diese Verwendungsbeschränkungen 
enden, wenn Gefangene erneut in derselben oder ei-
ner anderen Einrichtung des Justizvollzuges zum 
Vollzug einer Strafe, Sicherungsverwahrung oder 
Untersuchungshaft aufgenommen werden oder die 
Betroffenen eingewilligt haben.

(3) Die in Dateien gespeicherten oder in Akten auf-
bewahrten personenbezogenen Daten sind spätestens 
zehn Jahre nach der letzten Entlassung der Gefange-
nen zu löschen. Abweichend von Satz  1 sind die in 
Gesundheitsakten aufbewahrten personenbezogenen 
Daten nach 20 Jahren zu löschen. Satz 2 gilt auch für 
in Dateien gespeicherte personenbezogene Daten.

(4) Die Fristen nach Absatz 3 gelten nicht, wenn auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass 
die Speicherung oder Aufbewahrung für die in Ab-
satz 2 genannten Zwecke weiterhin erforderlich ist.

(5) An die Stelle einer Löschung nach Absatz 3 tritt 
eine Sperrung, soweit durch ein Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes abweichende Aufbewahrungs-
fristen geregelt sind.

(6) Im Übrigen gilt für die Berichtigung, Löschung 
und Sperrung personenbezogener Daten §  19 des 
Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen. Werden 
Daten nach den Vorschriften dieses Abschnittes an 
andere öffentliche oder nicht öffentliche Stellen, die 
keine Vollzugsbehörden sind, übermittelt, müssen die 
Empfängerinnen und Empfänger die Daten nach Er-
reichung des Übermittlungszweckes unverzüglich lö-
schen, es sei denn die weitere Speicherung und Ver-
arbeitung der Daten ist nach Maßgabe der 
Vorschriften dieses Abschnittes oder aufgrund ande-
rer gesetzlicher Vorschriften gestattet.

(7) Die Aufbewahrungsfrist von Akten beginnt mit 
dem auf das Jahr der aktenmäßigen Weglegung fol-
genden Kalenderjahr.

(8) Die archivrechtlichen Vorschriften des Bundes 
und des Landes bleiben unberührt.

 § 123
 Datenverarbeitungsverfahren

(1) Die gemäß §§  68, 108 und 109 erhobenen und 
nach Maßgabe dieses Abschnitts zu verarbeitenden 
Daten können im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
für die Vollzugsbehörden in einer zentralen Datei ge-
speichert werden. Die speichernde Stelle hat zu ge-
währleisten, dass die Übermittlung und der Abruf 
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zumindest durch geeignete Stichprobenverfahren 
festgestellt und überprüft werden können.

(2) Die Einrichtung eines gemeinsamen oder verbun-
denen automatisierten Verfahrens, in dem innerhalb 
einer Vollzugsbehörde oder in und aus mehreren Voll-
zugsbehörden personenbezogene Daten automati-
siert verarbeitet werden und abgerufen werden kön-
nen, ist zulässig, soweit die automatisierte 
Übermittlung von Daten zur Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung in den Anstalten oder ande-
ren Einrichtungen des Justizvollzuges, zu Zwecken 
der Behandlung oder der Nachsorge von Gefange-
nen, aus Gründen der Vereinfachung der Verwaltung 
oder zur Wahrnehmung von Kontroll- und Aufsichts-
befugnissen der Aufsichtsbehörde unter Berücksich-
tigung der schutzwürdigen Belange der betroffenen 
Personen und der Aufgaben der beteiligten Stellen 
angemessen ist. Die Verantwortung für die Einrich-
tung von automatisierten Verfahren, Verbundverfah-
ren und Verbunddateien trägt das Justizministerium 
oder die von ihm für das jeweilige Fachverfahren be-
stimmte Stelle. Innerhalb einer speichernden Stelle 
legt die Leitung der Einrichtung den Umfang der 
Verarbeitungsbefugnis in den einzelnen Aufgabenge-
bieten im Einvernehmen mit dem Justizministerium 
fest.

(3) Die elektronische Datenübermittlung personen-
bezogener Daten Gefangener an die eingerichteten 
Zentralstellen des Justizvollzuges erfolgt im automa-
tisierten Verfahren.

(4) Die Staatsanwaltschaften bei den Gerichten des 
Landes Nordrhein-Westfalen sind befugt, personen-
bezogene Daten über Freiheitsentziehungen im auto-
matisierten Verfahren abzurufen, soweit diese Daten 
für Zwecke der Strafrechtspfl ege erforderlich sind.

(5) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsver-
ordnung die Einzelheiten der Einrichtung automati-
sierter Übermittlungs- und Abrufverfahren. Die 
Empfängerinnen und Empfänger, die Datenart und 
der Zweck des Abrufs sind festzulegen. Die oder der 
Landesbeauftragte für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit ist vorher zu unterrichten. Die Ermächti-
gung zum Erlass der Rechtsverordnungen kann auf 
das Justizministerium übertragen werden. Die Vor-
schriften über die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs 
bleiben unberührt.

(6) Für die Zulässigkeit der Einrichtung und die 
Einzelheiten der Durchführung von Datenverarbei-
tungsverfahren nach den Absätzen 1 bis 4 gelten im 
Übrigen § 4a (Verbunddateien), § 9 (Automatisiertes 
Abrufverfahren) und § 11 (Verarbeitung personenbe-
zogener Daten im Auftrag und regelmäßige Daten-
übermittlung) des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen entsprechend. Die weiteren Befugnisse zur 
Einrichtung automatisierter Übermittlungs- und Ab-
rufverfahren, der Einrichtung von Datenverbünden, 
auch im automatisierten Verfahren, sowie zur Veran-
lassung einer Datenverarbeitung im Auftrag nach 
dem Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen bleiben 
unberührt

(7) Erfolgt die Übermittlung oder der Abruf von per-
sonenbezogenen Daten im automatisierten Verfahren 
oder im automatisierten Verbundverfahren, so trägt 
die Empfängerin oder der Empfänger die Verantwor-
tung für die Rechtmäßigkeit des Abrufs.

(8) Die Zulässigkeit der automatisierten Übermitt-
lung der in § 13 Absatz 1 Satz 3 des Bundeskriminal-
amtgesetzes in der jeweiligen Fassung jeweils ange-
führten personenbezogenen Daten bleibt unberührt.

(9) Das Justizministerium kann mit anderen Län-
dern und dem Bund einen Datenverbund vereinba-
ren, der eine automatisierte Datenübermittlung er-
möglicht.

 § 124
 Daten bei elektronischer Aufenthaltsüberwachung

(1) Die elektronische Aufenthaltsüberwachung er-
folgt durch die ergänzende technische Beaufsichti-
gung einer oder eines Gefangenen bei einer Ausfüh-

rung in Begleitung von Bediensteten der Anstalt. Die 
elektronische Aufenthaltsüberwachung dient dem 
Zweck, im Falle einer Entweichung der zu überwa-
chenden Person diese auf Grundlage eines Bewe-
gungsprofi ls erleichtert wieder ergreifen zu können. 
Die elektronische Aufenthaltsüberwachung endet 
mit der ordnungsgemäßen Rückkehr der zu überwa-
chenden Person in die Anstalt.

(2) Zur elektronischen Aufenthaltsüberwachung 
kann die für die elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung zuständige zentrale Datenverarbeitungsstelle 
Daten über den Aufenthaltsort der Gefangenen und 
den Zeitpunkt der Datenerhebung (aufenthaltsbezo-
gene Daten) mit der zugelassenen Technik, nament-
lich mittels Global Positioning (GPS) und Funksyste-
men, durch Empfangsgeräte erheben. Es kann als 
Sender ein Überwachungsgerät zur automatisierten 
Identifi kation und Lokalisierung mit dem Hand- 
oder Fußgelenk der zu überwachenden Person so ver-
bunden werden, dass eine ordnungsgemäße Trennung 
nur durch die Anstalt oder die Überwachungsstelle 
erfolgen kann.

(3) Datenverantwortliche Stelle ist das Justizminis-
terium. Es kann die gemeinsame Überwachungsstelle 
der Länder nach Maßgabe der folgenden Absätze mit 
der elektronischen Aufenthaltsüberwachung beauf-
tragen.

(4) Zur Einhaltung der Zweckbindung erfolgt die 
Erhebung und Verarbeitung der aufenthaltsbezoge-
nen Daten automatisiert. Bei jedem Abruf sind zu-
mindest der Zeitpunkt, die abgerufenen Daten und 
die Bearbeiter zu protokollieren.

(5) Die zentrale Datenverarbeitungsstelle weist den 
mit dem Hand- oder Fußgelenk der zu überwachen-
den Personen zu verbindenden Überwachungsgerä-
ten eine Identifi kationsnummer zu, die personenbe-
zogene Daten der zu überwachenden Personen nicht 
enthalten darf. Die zuständige Anstalt ordnet ein mit 
einer Identifi kationsnummer versehenes Überwa-
chungsgerät rechtzeitig vor einer Ausführung einer 
bestimmten zu überwachenden Person zu und beauf-
tragt die zentrale Datenverarbeitungsstelle für die 
Zeit der Ausführung mit der elektronischen Aufent-
haltsüberwachung. In dem Auftrag sind nur die zu-
geordnete Identifi kationsnummer des eingesetzten 
Überwachungsgerätes sowie der voraussichtliche 
Zeitraum der Überwachung zu benennen. Der Über-
wachungsstelle ist ein Personendatenblatt zu über-
senden, das die für die Zuordnung der Überwachung 
erforderlichen personenbezogenen Daten und die für 
den Alarmfall erforderlichen Angaben enthalten 
darf. In das Personendatenblatt dürfen namentlich 
Angaben über die zuständige Anstalt, ihre Erreich-
barkeit, den Namen der die Ausführung begleitenden 
Bediensteten und die im Falle einer Entweichung für 
die Fahndung und Wiederergreifung zuständige Poli-
zeidienststelle aufgenommen werden. In der Mittei-
lung an die Überwachungsstelle dürfen darüber hin-
aus die Vor- und Nachnamen und das Geburtsdatum 
der zu überwachenden Person sowie das Datum, der 
Zeitpunkt und der Ort der Ausführung angegeben 
werden.

(6) Das Überwachungsgerät ist durch Bedienstete 
der Anstalt anzulegen und die zu überwachende Per-
son ist vor der ersten Ausführung in die Funktions-
weise und die möglichen rechtlichen Folgen einer ge-
waltsamen Entfernung des Überwachungsgerätes 
einzuweisen. Die Einweisung ist zu dokumentieren.

(7) Die nach Absatz 1 erhobenen aufenthaltsbezoge-
nen Daten sind nach Abschluss der Ausführung in-
nerhalb einer Frist von 24 Stunden automatisiert zu 
löschen. Hierzu teilt die Anstalt der Überwachungs-
stelle unverzüglich das Ende der elektronischen Auf-
enthaltsüberwachung mit, die die Löschung der Da-
ten veranlasst, soweit nicht eine weitere Speicherung 
und Verarbeitung im Einzelfall zur Aufklärung und 
Ahndung eines Pfl ichtenverstoßes, zur Aufklärung 
oder Verfolgung von Straftaten oder zur Abwehr er-
heblicher gegenwärtiger Gefahr für das Leben, die 
körperliche Unversehrtheit, die persönliche Freiheit 
oder die sexuelle Selbstbestimmung Dritter erforder-
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lich ist. Ist die automatisierte Löschung der aufent-
haltsbezogenen Daten zu diesen Zwecken auszuset-
zen, beantragt die Anstalt dies unverzüglich bei der 
Überwachungsstelle. Für die erweiterten Zwecke 
darf die Überwachungsstelle die Daten mit Einwilli-
gung der Anstalt unmittelbar den zuständigen Poli-
zei- und Strafverfolgungsbehörden übermitteln.

(8) Im Falle einer Entweichung lösen die die Ausfüh-
rung begleitenden Bediensteten unverzüglich den 
Alarmfall aus. Hierzu benachrichtigen sie unverzüg-
lich die Überwachungsstelle über die Entweichung. 
Die Verpfl ichtung der Anstalt und der Bediensteten 
zur unverzüglichen Benachrichtigung der zuständi-
gen Polizeidienststelle bleibt unberührt. Die Über-
wachungsstelle darf den für die Fahndung oder die 
Wiederergreifung zuständigen Polizeidienststellen 
die bei der elektronischen Aufenthaltsüberwachung 
erhobenen aufenthaltsbezogenen Daten unmittelbar 
mitteilen. Absatz  7 gilt entsprechend. Die Frist des 
Absatzes 7 Satz 1 beginnt mit der Wiederergreifung 
der oder des Gefangenen oder mit der Beendigung 
der elektronischen Aufenthaltsüberwachung.

 § 125
 Anwendung des Datenschutzgesetzes 
 Nordrhein-Westfalen

Die Defi nition öffentlicher Stellen in §  2 Absatz  1 
Satz 1 des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 
sowie die Regelungen des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen betreffend die Begriffsbestimmun-
gen (§ 3), die Einwilligung der Betroffenen (§ 4 Ab-
satz  1 Satz  2 bis 5), die Rechte der betroffenen 
Person (§  5), das Datengeheimnis (§  6), das Verfah-
rensverzeichnis (§ 8), den Schadensersatz (§ 20), die 
Bestimmungen über die Kontrolle durch die oder den 
Landesbeauftragten für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit (§§ 22 bis 25) sowie die Straf- und Buß-
geldvorschriften (§§ 33 und 34) fi nden Anwendung.

 Abschnitt 23
 Kriminologischer Dienst, Schlussbestimmungen

 § 126
 Kriminologischer Dienst

(1) Dem kriminologischen Dienst obliegt es, in Zu-
sammenarbeit mit den Einrichtungen der Forschung 
den Vollzug, insbesondere die Behandlungsmethoden, 
wissenschaftlich zu begleiten und seine Ergebnisse 
für die Weiterentwicklung der Behandlungs- und 
Eingliederungsmaßnahmen und der Leitlinien des 
Vollzuges nutzbar zu machen.

(2) Die Begleitforschung beinhaltet namentlich die 
regelmäßige Erhebung des Behandlungsbedarfs und 
die Auswertung des Behandlungsverlaufs. In die Be-
wertung sollen die Erfahrungen der Praxis und der 
oder des Justizvollzugsbeauftragten des Landes 
Nordrhein-Westfalen einfl ießen.

(3) § 120 gilt entsprechend.

 § 127
 Einschränkung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte aus Ar-
tikel 2 Absatz  2 Satz  1 und 2 (körperliche Unver-
sehrtheit und Freiheit der Person), Artikel 5 Absatz 1 
Satz 1 (Informationsfreiheit) und Artikel 10 Absatz 1 
(Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis) des Grund-
gesetzes eingeschränkt.

 § 128
 Ersetzung und Fortgeltung von Bundesrecht

Dieses Gesetz ersetzt nach Artikel 125a Absatz  1 
Satz 2 des Grundgesetzes in seinem Geltungsbereich 
das Strafvollzugsgesetz vom 16. März 1976 (BGBl.  I 
S. 581, 2088; 1977 I S. 436), das zuletzt durch Artikel 
152 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl.  I 
S. 1474) geändert worden ist, mit Ausnahme der Vor-
schriften über

1.  den Urlaub aus der Haft (§ 13 Absatz 5),

2.   den Pfändungsschutz (§ 43 Absatz 11 Satz 2, § 50 
Absatz  2 Satz  5, §  51 Absatz  4 und 5, §  75 Ab-
satz 3),

3.  das Festnahmerecht (§ 87),

4.  den Ersatz von Aufwendungen (§ 93),

5.  das Handeln auf Anordnung (§ 97),

6.  das gerichtliche Verfahren (§§ 109 bis 121),

7.   die Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus und einer Entziehungsanstalt 
(§§ 136 bis 138),

8.   den Vollzug des Strafarrestes in Justizvollzugsan-
stalten (§§ 167 bis 170, 178 Absatz 2) und

9.   den Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- 
und Erzwingungshaft (§§  171 bis 175, 178 Ab-
satz 2).

 § 129
Übergangsvorschrift

Bis zum Inkrafttreten einer Verordnung nach §  32 
Absatz 3 Satz 3 gilt die Strafvollzugsvergütungsord-
nung vom 11. Januar 1977 (BGBl. I S. 57), die durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2894) geändert worden ist, fort.

 § 130
 Inkrafttreten, Berichtspfl icht

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des vierten auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft.

(2) Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis 
zum 31. Dezember 2019 über die mit diesem Gesetz 
gemachten Erfahrungen.“

46
Artikel 4

Änderung des Sicherungsverwahrungs_
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen

Das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz Nordrhein-
Westfalen vom 30. April 2013 (GV. NRW. S.  212), das 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)  Die Angabe zu § 15 wird wie folgt gefasst:

  „§ 15 Ausstattung des Zimmers, persönlicher Be-
sitz, Auslesen von Datenspeichern“

b)  Die Angabe zu § 68 wird wie folgt gefasst:

  „§ 68 Erkennungsdienstliche Maßnahmen, Identi-
tätsfeststellungsverfahren“

c)  Die Angabe zu § 99 wird wie folgt gefasst: 

  „§  99 Anwendung datenschutzrechtlicher Rege-
lungen, Datenverarbeitungsverfahren“

d)  Die Angaben zu §§ 100 bis 113 werden gestrichen.

e)   Die Angaben zu Abschnitt  19 werden wie folgt 
gefasst:

  „Abschnitt 19
  Schlussbestimmungen

  § 100 Kriminologischer Dienst, Evaluation

  § 101 Einschränkung von Grundrechten

  § 102  Fortgeltung und Ersetzung von Bundes-
recht

  § 103  Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Berichts-
pfl icht“

 2.  § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 a)   In Satz  1 werden nach dem Wort „Tat“ die 
Wörter „und deren Folgen für die Opfer“ ein-
gefügt.
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 b)   In Satz 2 werden die Wörter „und deren Folgen 
für das Opfer“ gestrichen.

 3.   In § 10 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Zustimmung“ 
durch das Wort „Einwilligung“ ersetzt.

 4.  § 14 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 1 werden die Wörter „die oder der Un-
tergebrachte, die oder der nicht hilfsbedürftig 
ist, zustimmt“ durch die Wörter „die oder der 
nicht gefährdete Untergebrachte einwilligt“ 
ersetzt.

 b)   In Satz 2 werden die Wörter „Zustimmung bei-
der Untergebrachter“ durch die Wörter „Ein-
willigung aller betroffenen Untergebrachten“ 
ersetzt.

 5.  § 15 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 15
  Ausstattung des Zimmers, persönlicher Besitz, 
  Auslesen von Datenspeichern“

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

   „(3) § 15 Absatz 3 bis 7 des Strafvollzugsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen vom 13. Januar 2015 
(GV. NRW. S. 76) in der jeweils geltenden Fas-
sung gilt entsprechend.“

 6.   In § 17 Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort „be-
folgen“ die Wörter „oder sich vegetarisch zu ernäh-
ren“ eingefügt.

 7.  § 21 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

  „(4) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung 
der Einrichtung kann die Zulassung einer Person 
zum Besuch von ihrer Durchsuchung oder einer 
Sicherheitsanfrage nach § 109 des Strafvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen abhängig gemacht 
werden.“

 b)  Folgender Absatz 5 wird angefügt:

  „(5) Die Einrichtung kann die Anzahl der gleich-
zeitig zum Besuch zugelassenen Personen be-
schränken.“

 8.  § 22 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)   In Satz  1 wird vor dem Wort „akustische“ das 
Wort „offene“ eingefügt.

b)   In Satz  2 wird das Wort „wenn“ durch das Wort 
„soweit“ ersetzt.

 9.   In § 26 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „einer un-
regelmäßigen Überwachung der Telekommunikation 
zustimmen“ durch die Wörter „in eine unregelmäßige 
Überwachung der Telekommunikation einwilligen“ 
ersetzt.

10.  § 27 wird wie folgt geändert:

a)   In der Nummer  2 wird nach dem Wort „behin-
dert,“ das Wort „oder“ gestrichen.

b)   In Nummer 3 wird der Punkt am Ende durch das 
Wort „oder“ ersetzt.

c)   Folgende Nummer 4 wird angefügt:

  „4. zu befürchten ist, dass der Kontakt Bestre-
bungen im Sinne des § 3 Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 5 des Verfassungsschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 20. Dezember 1994 (GV. 
NRW. 1995, S.  28) in der jeweils geltenden Fas-
sung oder entsprechende Verhaltensweisen för-
dert.“

11.  § 28 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a)   Den Nummern 4, 9 und 10 werden jeweils die 
Wörter „der oder“ vorangestellt.

b)   In Nummer 14 werden nach dem Wort „Frau“ die 
Wörter „sowie der Abteilung der Vereinten Natio-
nen für die Gleichstellung der Geschlechter und 
die Stärkung der Frau“ eingefügt.

c)   In Nummer  15 wird nach den Wörtern „Folter 
und“ das Wort „der“ durch das Wort „den“ er-
setzt.

d)   Der Nummer 16 werden die Wörter „der oder“ vo-
rangestellt.

12.  § 32 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Das Justizministerium wird ermächtigt, zur Umset-
zung der Vorschriften über die Vergütung eine 
Rechtsverordnung über die Bemessung des Arbeits-
entgeltes, die Ausbildungsbeihilfe, die anrechenba-
ren Arbeitszeiten, die Zeiteinheiten in Stunden oder 
Minuten, die Entgeltart als Zeit- oder Leistungsent-
gelt, die Vergütungsstufen und die Gewährung von 
Zulagen zu erlassen.“

13.   In § 33 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „von“ 
das Wort „nahen“ und nach dem Wort „Angehöri-
gen“ die Wörter „der Untergebrachten oder ihnen 
besonders nahestehenden Personen“ eingefügt.

14.  § 37 wird wie folgt geändert:

a)   Dem Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz 2 ange-
fügt:

  „Die Höhe richtet sich nach den in §  28 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, 
BGBl.  I S.  3022, 3023) in der jeweils geltenden 
Fassung festgeschriebenen Regelsätzen und soll 
für die Untergebrachten den vierfachen und für 
ihre Unterhaltsberechtigten den zweifachen mo-
natlichen Mindestbetrag nicht unterschreiten.“

b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

  „(2) Das Überbrückungsgeld ist in angemessenen, 
auf den voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt 
abgestimmten Teilbeträgen anzusparen, die die 
Einrichtung festsetzt. Die Höhe der Teilbeträge 
ist regelmäßig zu überprüfen und bei grundlegen-
den Veränderungen anzupassen.“

c)   Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und folgen-
de Sätze werden angefügt:

  „Die Einrichtung kann es ganz oder teilweise 
dem ambulanten Sozialen Dienst der Justiz oder 
mit Einwilligung der Untergebrachten an eine 
andere mit der Entlassung befasste Stelle zur Ver-
waltung in den ersten vier Wochen nach der Ent-
lassung überlassen, wenn diese das Geld von ih-
rem sonstigen Vermögen gesondert halten. Mit 
Einwilligung der Untergebrachten kann das 
Überbrückungsgeld auch an Unterhaltsberechtig-
te überwiesen werden.“

d)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

e)  Folgender Absatz 5 wird angefügt:

  „(5) Bei Verlegungen von Untergebrachten aus 
Bundesländern, die die Bildung eines Überbrü-
ckungsgeldes nicht vorsehen, werden Gelder, die 
die Untergebrachten vor der Verlegung für die Si-
cherung des Lebensunterhaltes nach der Entlas-
sung angespart haben, mit der Gutschrift in der 
Aufnahmeeinrichtung Überbrückungsgeld nach 
diesem Gesetz.“

15.  Dem § 38 werden folgende Sätze angefügt:

„Untergebrachte dürfen über ihr Eigengeld verfü-
gen, soweit dieses nicht als Überbrückungsgeld not-
wendig ist. § 37 Absatz 4 bleibt unberührt.“

16.  § 40 wird wie folgt geändert: 

a)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

  „(4) Die Reisekosten, die Kosten für ihren Le-
bensunterhalt und andere Aufwendungen wäh-
rend ihres Aufenthalts außerhalb der Einrichtung 
und die Kosten von Ausführungen können den 
Untergebrachten in angemessenem Umfang auf-
erlegt werden, soweit dies die Behandlung oder 
die Eingliederung nicht behindert.“

b)   Der bisherige Absatz  4 wird Absatz  5 und wie 
folgt geändert:
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 aa)   In Satz  1 wird nach dem Wort „den“ das 
Wort „sonstigen“ eingefügt.

 bb)  In Satz 2 Nummer 4 werden nach dem Wort 
„Überlassung“ ein Komma und die Wörter 
„die Überprüfung“ und nach dem Wort 
„Fernsehempfangs“ die Wörter „und für den 
Betrieb von Mediensystemen in den Zimmern 
der Untergebrachten“ eingefügt.

17.   In § 48 wird das Wort „Zustimmung“ durch das Wort 
„Einwilligung“ ersetzt.

18.  § 51 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

  „Untergebrachte können auf ein in ihren Zim-
mern installiertes Mediensystem verwiesen wer-
den.“

b)   In dem neuen Satz  3 werden nach den Wörtern 
„Empfangsanlagen und“ die Wörter „Mediensys-
temen in den Zimmern der Untergebrachten so-
wie“ eingefügt.

19.   In § 52 Absatz 4 wird die Angabe „und 3“ durch die 
Angabe „bis 4“ ersetzt.

20.  § 53 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)   Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 vor-
angestellt:

   „1. das Verlassen der Einrichtung für eine be-
stimmte Tageszeit unter der ständigen und un-
mittelbaren Aufsicht von Bediensteten (Aus-
führung),“

 bb)   Die bisherigen Nummern 1 bis 3 werden 
Nummern 2 bis 4.

b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

   „Werden vollzugsöffnende Maßnahmen nach 
Absatz 1 Nummer 2 bis 4 nicht gewährt, sind 
den Untergebrachten mindestens vier Mal im 
Vollstreckungsjahr Ausführungen nach Ab-
satz 1 Nummer 1 zu gewähren.“

 bb)  Satz 2 wird aufgehoben.

c)  Folgende Absätze 4 bis 7 werden angefügt:

  „(4) Bei Ausführungen zur Erhaltung der Lebens-
tüchtigkeit kann den Untergebrachten, um Ent-
weichungen entgegenzuwirken, nach Maßgabe 
des §  124 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen aufgegeben werden, die für eine elekt-
ronische Überwachung ihres Aufenthaltsortes er-
forderlichen technischen Mittel ständig in 
betriebsbereitem Zustand bei sich zu führen und 
deren Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchti-
gen.

(5) Kommen vollzugsöffnende Maßnahmen nicht in 
Betracht, sind die tragenden Gründe zu dokumentie-
ren und den Untergebrachten die noch zu erfüllen-
den Voraussetzungen in verständlicher Form zu ver-
mitteln.

(6) Bei der Ausgestaltung vollzugsöffnender Maß-
nahmen ist den berechtigten Schutzinteressen der 
Opfer und gefährdeter Dritter Rechnung zu tragen.

(7) Vollzugsöffnende Maßnahmen werden nur zum 
Aufenthalt im Inland gewährt.“

21.  § 54 wird wie folgt geändert: 

a)   In Absatz 1 werden nach den Wörtern „Angehöri-
ger der Untergebrachten“ die Wörter „oder ihnen 
besonders nahestehender Personen“ eingefügt.

b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) Bei Ausführungen aus wichtigem Anlass gilt 
§ 53 Absatz 2, Absatz 3 Satz 2 sowie Absatz 4 ent-
sprechend.“

22.  § 62 wird wie folgt geändert:

a)  Der Wortlaut wird Absatz 1.

b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt:

  „(2) Die Einrichtung ist befugt, zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben die Identität aller Personen, die Zu-
gang begehren, festzustellen.“

23.  § 64 wird wie folgt geändert:

a)   In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „ist“ 
ein Komma und die Wörter „die Entkleidung im 
Einzelfall jedoch unterbleibt, wenn hierdurch die 
Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung nicht 
gefährdet wird.“ eingefügt.

b)   Nach Absatz 3 Satz 3 wird folgender Satz einge-
fügt:

  „Die Untersuchung von Körperöffnungen darf 
nur durch den ärztlichen Dienst vorgenommen 
werden.“

24.  § 65 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Diese Maßnahmen dürfen mit einem geringfügigen 
körperlichen Eingriff, namentlich einer Punktion der 
Fingerbeere zur Abnahme einer geringen Menge von 
Kapillarblut, verbunden sein, wenn die Unterge-
brachten einwilligen.“

25.  § 66 wird wie folgt geändert:

a)  Die Absätze 2, 3 und 4 werden aufgehoben.

b)  Absatz 5 wird Absatz 2.

c)  Absatz 6 wird aufgehoben.

d)  Absatz 7 wird Absatz 3 und wie folgt geändert:

 aa)  Satz 1 wird aufgehoben.

 bb)  Der neue Satz 1 wird wie folgt gefasst:

    „Bildaufzeichnungen sind spätestens zwei 
Wochen nach ihrer Erhebung zu löschen, so-
weit nicht ihre Speicherung aus den Gründen 
des § 111 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 des Straf-
vollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen wei-
terhin erforderlich ist.“

e)  Folgender Absatz 4 wird angefügt:

  „(4) Die Beobachtung der Untergebrachten mit-
tels Videotechnik erfolgt ansonsten nur nach 
Maßgabe des § 69. Bildaufzeichnungen sind inso-
weit nicht zulässig.“

26.  § 68 wird wie folgt gefasst:

 „§ 68
 Erkennungsdienstliche Maßnahmen, 
 Identitätsfeststellungsverfahren

(1) Zur Sicherung des Vollzuges, zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit oder Ordnung der Einrichtung 
oder zur Identitätsfeststellung sind mit Kenntnis der 
Untergebrachten zulässig:

1.  die Aufnahme von Lichtbildern,

2.   die Feststellung äußerlicher körperlicher Merk-
male,

3.  Messungen und

4.   die Erfassung biometrischer Merkmale von Fin-
gern, Händen und Gesicht.

(2) Die gewonnenen erkennungsdienstlichen Unter-
lagen oder Daten werden zu den Personalakten der 
Untergebrachten genommen oder in personenbezo-
genen Dateien gespeichert. Fingerabdruckdaten sind 
elektronisch zu speichern.

(3) Fingerabdruckdaten nach Absatz  1 Nummer  4 
sind von allen Untergebrachten zu erheben, wenn 
nicht

1.   die Identität einer oder eines Untergebrachten 
bereits anderweitig gesichert ist,

2.   ein Abgleich der Fingerabdruckdaten mit den 
dem Justizvollzug vorliegenden Daten möglich ist 
oder

3.   eine Gefährdung der Sicherheit der Einrichtung 
ausgeschlossen werden kann.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 19 vom 5. Mai 2017548

Es können Fingerabdruckdaten von allen zehn Fin-
gern genommen und elektronisch gespeichert wer-
den. Die Einrichtung übermittelt die von ihr erhobe-
nen Fingerabdruckdaten unverzüglich dem 
Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, das den 
Abgleich der Fingerabdruckdaten zum Zwecke der 
Identifi zierung der Untergebrachten veranlasst. Wei-
chen die personenbezogenen Daten von den der Ein-
richtung bekannten Daten ab, teilt das Landeskrimi-
nalamt der Einrichtung die abweichenden Daten 
mit. Die Daten dürfen auch im Wege eines automati-
sierten Abrufverfahrens oder einer regelmäßigen Da-
tenübermittlung abgefragt und übermittelt werden. 
Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung 
weitere Einzelheiten zur Datenerhebung und -über-
mittlung sowie zum Verfahren der Ersuchen regeln. 
Die Ermächtigung kann auf das Justizministerium 
übertragen werden. Die Einrichtung darf das Bun-
deskriminalamt auch unmittelbar um einen Abgleich 
der Fingerabdruckdaten ersuchen. Auch kann als 
Dienst das bestehende Abgleichverfahren mit dem 
Bundeskriminalamt über das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge genutzt werden. Die angefrag-
ten Behörden löschen die ihnen übermittelten perso-
nenbezogenen Daten, soweit diese nicht zur 
Dokumentation des Ersuchens erforderlich sind, so-
bald das Identitätsfeststellungsverfahren abge-
schlossen ist. Davon ausgenommen sind solche per-
sonenbezogenen Daten, die die angefragten 
Behörden aufgrund der für sie geltenden gesetzli-
chen Grundlagen auch selbst hätten erheben dürfen.

(4) Die nach Absatz  1 und 3 gewonnenen erken-
nungsdienstlichen Unterlagen und Daten dürfen von 
der Vollzugsbehörde im Übrigen nur für die in Ab-
satz 1 und § 111 Absatz 2 Nummer 4 des Strafvoll-
zugsgesetzes Nordrhein-Westfalen genannten Zwe-
cke verarbeitet und übermittelt werden. Sie dürfen 
außerdem den Vollstreckungs- und Strafverfolgungs-
behörden sowie den für die Fahndung und Festnah-
me zuständigen Polizeidienststellen übermittelt wer-
den, soweit dies für Zwecke der Fahndung und 
Festnahme entwichener oder sich sonst ohne Erlaub-
nis außerhalb der Einrichtung aufhaltender Unter-
gebrachter erforderlich ist. Die Übermittlung der 
Unterlagen oder Daten an Polizeibehörden des Bun-
des oder der Länder ist auch zulässig, soweit dies zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für erhebliche 
Rechtsgüter innerhalb der Einrichtung erforderlich 
ist.

(5) Untergebrachte, die nach Absatz  1 erkennungs-
dienstlich behandelt worden sind, können nach der 
Entlassung aus der Unterbringung verlangen, dass 
die gewonnenen erkennungsdienstlichen Unterlagen 
und Daten mit Ausnahme der zu den Personalakten 
genommenen oder elektronisch gespeicherten Licht-
bilder, der Fingerabdruckdaten und der Beschrei-
bung von körperlichen Merkmalen vernichtet oder 
gelöscht werden, sobald die Vollstreckung der rich-
terlichen Entscheidung, die der Unterbringung zu-
grunde gelegen hat, abgeschlossen ist. Sie sind über 
dieses Recht bei der erkennungsdienstlichen Be-
handlung und bei der Entlassung aufzuklären. Im 
Übrigen gilt für die Berichtigung, Löschung und 
Sperrung § 122 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen.

27.  § 69 wird wie folgt geändert:

a)   In Absatz  1 werden nach den Wörtern „Sachen 
oder“ die Wörter „die Gefahr“ und nach dem Wort 
„Selbstverletzung“ die Wörter „oder Selbsttö-
tung“ eingefügt.

b)  Die Absätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

  „(2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind 
zulässig:

 1.   der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegen-
ständen,

 2.   die Trennung von anderen Untergebrachten 
(Absonderung),

 3.   der Entzug oder die Beschränkung des Aufent-
halts im Freien,

 4.   die unregelmäßige oder ununterbrochene Be-
obachtung von Untergebrachten, auch mit 
technischen Hilfsmitteln,

 5.   die Unterbringung in einem besonders gesi-
cherten Raum ohne gefährdende Gegenstände 
und

 6.  die Fesselung oder Fixierung.

  (3) Maßnahmen nach Absatz  2 Nummer  1 bis 3 
und 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer 
Befreiung oder eine erhebliche Störung der Ord-
nung der Einrichtung anders nicht abgewendet 
werden kann.“

c)   Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5 
eingefügt: 

  „(4) Bei der Beobachtung nach Absatz  2 Num-
mer  4 ist das Schamgefühl der Untergebrachten 
zu schonen. Nur im Ausnahmefall darf zusätzlich 
eine akustische Überwachung angeordnet werden.

  (5) Für die Dauer der seelsorglichen Betreuung 
sind die Beobachtung und die akustische Über-
wachung auf Verlangen der Seelsorgerinnen oder 
Seelsorger auszusetzen.“

d)   Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absät-
ze 6 und 7.

e)   Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8 und folgen-
der Satz wird angefügt:

  „Für die Beobachtung der Untergebrachten mit-
tels Videotechnik in Transportfahrzeugen gelten 
die Absätze 1, 2 Nummer 4 und Absatz 4 entspre-
chend.“

28.  § 70 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

(5) Eine ununterbrochene Beobachtung von Unterge-
brachten mit technischen Hilfsmitteln in Zimmern, 
die dem Aufenthalt bei Tag und bei Nacht dienen, 
nach §  69 Absatz  2 Nummer  4 sowie besondere Si-
cherungsmaßnahmen nach § 69 Absatz 2 Nummer 5 
und 6 sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich mitzu-
teilen, wenn sie länger als drei Tage aufrechterhalten 
werden. Sind Untergebrachte in einem besonders ge-
sicherten Raum ohne gefährdende Gegenstände un-
tergebracht und fi xiert, erfolgt die Mitteilung an die 
Aufsichtsbehörde nach Ablauf von 24 Stunden. Eine 
Absonderung von mehr als 30 Tagen Gesamtdauer in 
einem Jahr bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbe-
hörde. Auf Antrag der Untergebrachten ist unverzüg-
lich deren Verteidigerin oder Verteidiger zu benach-
richtigen.“

29.  § 78 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

  „Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Ab-
satz  1 und die ergriffenen Maßnahmen, ein-
schließlich ihres Zwangscharakters, der Durch-
setzungsweise und der Wirkungsüberwachung, 
sowie der Untersuchungs- und Behandlungsver-
lauf sind zu dokumentieren.“

b)   Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 
eingefügt:

  „(3) Erfordert die Beurteilung der Gefahrenlage 
und die Abschätzung der Notwendigkeit einer 
Behandlung psychischer Erkrankungen eine an-
gemessene Zeit der Beobachtung der Unterge-
brachten oder droht der oder dem Untergebrach-
ten aufgrund einer anderen Erkrankung eine 
schwerwiegende Gesundheitsbeeinträchtigung, 
darf die Behandlung zwangsweise unter den wei-
teren Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 nur 
begonnen werden, wenn

 1.   die Maßnahme der oder dem Untergebrachten 
mindestens eine Woche vor ihrer Umsetzung 
schriftlich und mündlich unter Angabe der 
Gründe sowie Art, Umfang und Dauer in einer 
dem Gesundheitszustand entsprechenden Wei-
se angekündigt worden ist,

 2.   die oder der Untergebrachte über die Möglich-
keit belehrt worden ist, eine gerichtliche Ent-
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scheidung nach §  109 des Strafvollzugsgeset-
zes herbeizuführen,

 3.   vor dem Eingriff durch ein von der behandeln-
den Einrichtung unabhängiges fachpsychiatri-
sches oder fachärztliches Votum bestätigt wird, 
dass

  a)   die oder der zu behandelnde Untergebrach-
te einsichtsunfähig ist,

  b)  die Vorteile des medizinischen Eingriffs ge-
genüber den damit verbundenen Nachteilen 
und Risiken deutlich überwiegen,

  c)  die Maßnahme nicht mit einer erheblichen 
Gefahr für das Leben der oder des Unterge-
brachten verbunden ist,

  d)  eine schwerwiegende Gefahr für die Ge-
sundheit der oder des Untergebrachten 
droht, und

 4.   die Fachaufsichtsbehörde oder eine von ihr be-
auftragte Anstaltsärztin oder ein von ihr be-
auftragter Anstaltsarzt, die oder der an der 
Anordnung und Durchführung der Maßnahme 
nicht beteiligt ist, in die Maßnahme einwilligt.

  Die Anordnung gilt höchstens für die Dauer von 
drei Monaten. Nach Ablauf dieser Zeit ist eine 
neue Anordnung zu treffen.

  (4) Über Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 3 
sind Personensorgeberechtigte der Untergebrach-
ten unverzüglich zu unterrichten.“

c)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5.

30.  § 81 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Disziplinarmaßnahmen ordnet die Leitung der Ein-
richtung an.“

31.  § 99 wird wie folgt gefasst:

 „§ 99
 Anwendung datenschutzrechtlicher Regelungen,
 Datenverarbeitungsverfahren

(1) Die entsprechend §  68 dieses Gesetzes sowie 
§§ 108 und 109 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen erhobenen und nach Maßgabe dieses Ab-
schnitts zu verarbeitenden Daten können im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes für die Vollzugsbehör-
den in einer zentralen Datei gespeichert werden. Die 
speichernde Stelle hat zu gewährleisten, dass die 
Übermittlung und der Abruf zumindest durch geeig-
nete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft 
werden können.

(2) Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsver-
ordnung die Einzelheiten der Einrichtung automati-
sierter Übermittlungs- und Abrufverfahren im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes. Die Rechtsverordnung 
hat die Datenempfängerinnen und Datenempfänger, 
die Datenart und den Zweck des Abrufs festzulegen. 
Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit ist vorher zu unterrichten. Die 
Ermächtigung zum Erlass der Rechtsverordnungen 
kann auf das Justizministerium übertragen werden. 
Die Vorschriften über die Zulässigkeit des einzelnen 
Abrufs bleiben unberührt.

(3) Im Übrigen gelten die Vorschriften des Abschnit-
tes 22 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfa-
len über den Datenschutz entsprechend.“

32.  Die §§ 100 bis 109 werden aufgehoben.

33.  § 110 wird § 100 und wie folgt geändert:

a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 § 100
 Kriminologischer Dienst, 
 Evaluation“

b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

  „(2) §  120 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen gilt entsprechend.“

34.  §§ 111 bis 113 werden §§ 101 bis 103.

46
Artikel 5

Änderung des Jugendarrestvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen

Das Jugendarrestvollzugsgesetz Nordrhein-Westfalen 
vom 30. April 2013 (GV. NRW. S. 203) wird wie folgt ge-
ändert:

1.  Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu § 22 wird wie folgt gefasst: 

   „§ 22 Besondere Maßnahmen“.

 b)  Die Angabe zu § 33 wird wie folgt gefasst: 

  „§ 33 Datenschutz, kriminologischer Dienst“.

2.  § 13 wird wie folgt gefasst:

 „§ 13
 Verpfl egung

  Zusammensetzung und Nährwert der Verpfl egung 
werden ärztlich überwacht. Auf ärztliche Anordnung 
wird besondere Verpfl egung gewährt. Den Jugendli-
chen ist zu ermöglichen, Speisevorschriften ihrer Reli-
gionsgemeinschaft zu befolgen oder sich vegetarisch 
zu ernähren.“

3.  § 16 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

  „(2) Die Vorschriften der §§  21 bis 23 und 25 des 
Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 13. 
Januar 2015 (GV. NRW. S. 76) in der jeweils geltenden 
Fassung gelten mit der Maßgabe entsprechend, dass 
Schriftwechsel auch dann untersagt oder beschränkt 
werden kann, wenn die Personensorgeberechtigten 
aus nachvollziehbaren Gründen nicht mit dem Kon-
takt einverstanden sind.“

4.  § 21 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

  „Diese Maßnahmen dürfen mit einem geringfügigen 
körperlichen Eingriff, namentlich einer Punktion der 
Fingerbeere zur Abnahme einer geringen Menge von 
Kapillarblut, verbunden sein, wenn die Arrestantin-
nen und Arrestanten einwilligen.“

5.  § 22 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§ 22
 Besondere Maßnahmen“.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 ein-
gefügt: 

     „2. die Beobachtung von Jugendlichen ohne 
technische Hilfsmittel,“.

  bb)   Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden die 
Nummern 3 und 4.

 c)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

   „(3) Eine Beobachtung der Jugendlichen mittels Vi-
deotechnik ist nur in besonders gesicherten Ar-
resträumen ohne gefährdende Gegenstände zuläs-
sig, wenn dies im Einzelfall zur Abwehr von 
gegenwärtigen Gefahren für das Leben oder ge-
genwärtigen erheblichen Gefahren für die Gesund-
heit der Jugendlichen oder Dritter erforderlich ist. 
Das Schamgefühl der Jugendlichen ist zu scho-
nen.“

 d)   Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Ab-
sätze 4 und 5.

 e)   Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und in Satz 1 
werden die Wörter „§§  84 bis 86 und 88 des Ju-
gendstrafvollzugsgesetzes“ durch die Wörter 
„§§ 72 bis 75 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen“ ersetzt.

 f)  Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

   „(7) Erkennungsdienstliche Maßnahmen sind ent-
sprechend § 68 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 
Satz  1, Absatz  4 und 5 des Strafvollzugsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen zulässig.“
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6.  § 32 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 3 wird Absatz 2.

 c)  Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt gefasst: 

   „(3) Bildaufzeichnungen sind spätestens zwei Wo-
chen nach ihrer Erhebung zu löschen, soweit nicht 
ihre Speicherung gemäß § 111 Absatz 2 Nummer 1 
bis 4 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfa-
len weiterhin erforderlich ist. Sie sind unverzüg-
lich zu löschen, wenn schutzwürdige Interessen der 
Betroffenen einer weiteren Speicherung entgegen-
stehen.“

 d)  Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

   „(4) Die Beobachtung von Jugendlichen mittels Vi-
deotechnik erfolgt ansonsten nur nach Maßgabe 
des §  22. Bildaufzeichnungen sind insoweit nicht 
zulässig.“

7.  § 33 wird wie folgt gefasst:

 „§ 33
 Datenschutz, kriminologischer Dienst

Die Vorschriften der §§  108, 110 bis 115, 117 bis 122 
sowie 125 und 126 des Strafvollzugsgesetzes Nordrhein-
Westfalen gelten entsprechend.“

46
Artikel 6

Aufhebung des Gesetzes zur Verbesserung 
der Sicherheit in den Justizvollzugsanstalten 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Das Gesetz zur Verbesserung der Sicherheit in Justizvoll-
zugsanstalten des Landes Nordrhein-Westfalen vom 27. 
Oktober 2009 (GV. NRW. S. 540), das durch Gesetz vom 
25. Oktober 2016 (GV. NRW. S. 867) geändert worden ist, 
wird aufgehoben.

2128
Artikel 7

Änderung des Maßregelvollzugsgesetzes

Das Maßregelvollzugsgesetz vom 15. Juni 1999 (GV. 
NRW. S.  402), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 27. Oktober 2009 (GV. NRW. S. 540) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.   In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 17 
folgende Angabe eingefügt:

  „§  17a Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Ge-
sundheitsfürsorge“.

2.  § 17 wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

   „Der Abschluss einer Behandlungsvereinbarung 
mit den Patientinnen und Patienten soll angestrebt 
werden.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

   „(2) Die Behandlung bedarf vorbehaltlich der Re-
gelungen in § 17a der Einwilligung der Patientin-
nen und Patienten. Bei minderjährigen oder unter 
Betreuung stehenden Patientinnen und Patienten 
sind die Rechte der gesetzlichen Vertretungen zu 
beachten. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf 
deren Aufklärung und Einwilligung.“

 c)  Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben.

 d)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz  1 werden die Wörter „außer in den 
Fällen der Sätze 2 und 3 nur“ gestrichen.

  bb)   Sätze 2 und 3 werden aufgehoben.

 e)  Absatz 5 wird aufgehoben.

3.  Nach § 17 wird folgender § 17a eingefügt:

 „§ 17a
 Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 
 der Gesundheitsfürsorge

  (1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie 
Ernährung sind gegen den natürlichen Willen der Pati-
entinnen und Patienten nur bei gegenwärtiger Lebens-
gefahr sowie gegenwärtiger schwerwiegender Gefahr 
für die Gesundheit der Patientinnen und Patienten 
oder anderer Personen zulässig, wenn die Patientin 
oder der Patient zur Einsicht in die Notwendigkeit der 
Maßnahme oder zum Handeln nach dieser Einsicht 
krankheitsbedingt nicht in der Lage ist. Maßnahmen 
nach Satz 1 dürfen nur angeordnet werden, wenn

 1.   erfolglos versucht worden ist, die Zustimmung der 
Patientinnen und Patienten zu der Maßnahme zu 
erwirken,

 2.   die Anordnung der Maßnahme den Patientinnen 
und Patienten angekündigt wurde und sie über 
Art, Umfang und Dauer der Maßnahme informiert 
wurden,

 3.   die Maßnahme zur Abwendung der Gefahr geeig-
net, in Art, Umfang und Dauer erforderlich und 
für die Beteiligten zumutbar ist,

 4.   der von der Maßnahme zu erwartende Nutzen für 
die Patientinnen und Patienten die mit der Maß-
nahme für sie verbundenen Belastungen deutlich 
überwiegt und

 5.   die Maßnahme nicht mit einer erheblichen Gefahr 
für das Leben der Patientinnen und Patienten ver-
bunden ist.

   (2) Die medizinische Behandlung gegen den natürli-
chen Willen der Patientinnen und Patienten ist darü-
ber hinaus zur Erreichung der Entlassfähigkeit oder 
bei einer erheblichen Gefahr für das Leben oder für 
die Gesundheit der Patientinnen und Patienten zuläs-
sig, wenn und solange

 1.   die Patientinnen oder Patienten zur Einsicht in die 
Notwendigkeit der Maßnahme oder zum Handeln 
nach dieser Einsicht krankheitsbedingt nicht in 
der Lage sind,

 2.   der mit dem nötigen Zeitaufwand unternommene 
Versuch vorausgegangen ist, die Zustimmung der 
Patientinnen oder Patienten zu erreichen,

 3.   die Maßnahme zur Erreichung des Ziels geeignet, 
in Art, Umfang und Dauer erforderlich und für die 
Beteiligten zumutbar ist,

 4.   der von der Maßnahme zu erwartende Nutzen für 
die Patientinnen und Patienten die mit der Maß-
nahme für sie verbundenen Belastungen deutlich 
überwiegt und eine weniger eingreifende Behand-
lung aussichtslos ist,

 5.   die Maßnahme nicht mit einer erheblichen Gefahr 
für das Leben der Patientinnen und Patienten ver-
bunden ist und

 6.   im Falle der Behandlung zur Erreichung der Ent-
lassfähigkeit die Maßnahme regelmäßig nicht mit 
mehr als einem vernachlässigbaren Restrisiko irre-
versibler Gesundheitsschäden verbunden ist.

  (3) Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 werden ärztlich, 
Maßnahmen nach Absatz  2 fachärztlich angeordnet, 
geleitet und überwacht. Die Anordnung erfolgt im 
Einvernehmen mit der therapeutischen Leitung der 
Einrichtung. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Absatz 1 und 2 und die ergriffenen Maßnahmen, ein-
schließlich ihres Zwangscharakters, der Durchset-
zungsweise und der Wirkungsüberwachung sowie der 
Untersuchungs- und Behandlungsverlauf sind zu do-
kumentieren.

  (4) Eine Zwangsbehandlung nach Absatz 2 bedarf der 
vorherigen Einwilligung der oder des Landesbeauf-
tragten für den Maßregelvollzug. Über eine Zwangs-
behandlung nach Absatz  1 ist sie oder er zeitnah zu 
unterrichten.

  (5) Maßnahmen nach Absatz 2 sind den Patientinnen 
und Patienten zwei Wochen vor ihrer Umsetzung 
schriftlich und mündlich unter Angabe der Gründe 
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sowie Art, Umfang und Dauer in einer ihrem Gesund-
heitszustand entsprechenden Weise anzukündigen. 
Zugleich ist über die Möglichkeit zu belehren, eine 
gerichtliche Entscheidung nach §  109 des Strafvoll-
zugsgesetzes herbeizuführen.

  (6) Eine Anordnung nach Absatz 2 gilt höchstens für 
die Dauer von drei Monaten. Nach Ablauf dieser Zeit 
ist eine neue Anordnung zu treffen, die zusätzlich ein 
positives Votum zur Fortsetzung der Zwangsbehand-
lung von einer unabhängigen Fachärztin oder einem 
unabhängigen Facharzt voraussetzt. Diese oder diesen 
bestimmt die oder der Landesbeauftragte für den 
Maßregelvollzug.

  (7) Über Maßnahmen nach Absatz  1 und Absatz  2 
sind Personensorgeberechtigte der Patientinnen und 
Patienten unverzüglich zu unterrichten. Dem Wunsch 
der Patientinnen und Patienten nach Unterrichtung 
weiterer Personen soll entsprochen werden.

  (8) Eine bestehende Patientenverfügung ist zu beach-
ten.“

4.  Dem § 35 wird folgender Absatz 3 angefügt:

  „(3) Für die nach § 126a der Strafprozessordnung un-
tergebrachten Patientinnen und Patienten gilt §  17a 
entsprechend mit der Maßgabe, dass zusätzlich eine 
Anordnung des nach §  126 der Strafprozessordnung 
zuständigen Gerichts erforderlich ist und eine Beleh-
rung über die Herbeiführung einer gerichtlichen Ent-
scheidung nach §  109 des Strafvollzugsgesetzes ent-
fällt.“

Artikel 8
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des vierten auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft.

Düsseldorf, den 7. April 2017

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales

Rainer  S c h m e l t z e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Christina  K a m p m a n n

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter

Barbara  S t e f f e n s

– GV. NRW. 2017 S. 511

41

Zweite Verordnung zur Änderung 
der Dienstleistungsrichtlinien-Anpassungs-

verordnung

Vom 25. April 2017

Auf Grund des § 6 Nummer 2 des EA-Gesetzes NRW 
vom 26. April 2016 (GV. NRW. S. 230) und des § 6b Ab-
satz 1 Satz 2 der Gewerbeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), 
der durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 
(BGBl. I S. 2572) geändert worden ist, verordnet die Lan-
desregierung:

Artikel 1

Die Dienstleistungsrichtlinien-Anpassungsverordnung 
vom 12. Januar 2010 (GV. NRW. S. 24), die durch Verord-
nung vom 19. November 2013 (GV. NRW. S. 662) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt gefasst:

 „§ 1
 Anordnung des Verfahrens über eine 
 einheitliche Stelle, Entscheidungsfrist

  (1) Soweit nicht anderweitig geregelt, können fol-
gende Verfahren über eine einheitliche Stelle nach den 
Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 
602) in der jeweils geltenden Fassung abgewickelt 
werden:

 1.   Verfahren nach § 5 Absatz 1 Satz 3 der Verordnung 
über Heizkostenabrechnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Oktober 2009 (BGBl. I S. 
3250) in der jeweils geltenden Fassung,

 2.   Verfahren nach den §§ 30 bis 32 sowie den §§ 54 
und 55 der Mess- und Eichverordnung vom 11. De-
zember 2014 (BGBl. I S. 2010, 2011) in der jeweils 
geltenden Fassung,

 3.   Verfahren nach § 6 Absatz 2 des Psychotherapeu-
tengesetzes vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1311) in 
der jeweils geltenden Fassung und 

 4.   Verfahren nach § 3 Absatz 3 der Lösemittelhaltige 
Farben- und Lack-Verordnung vom 16. Dezember 
2004 (BGBl. I S. 3508) in der jeweils geltenden Fas-
sung.

  (2) Für die in Absatz 1 genannten Verfahren gilt vor-
behaltlich anderweitiger Regelung eine Entschei-
dungsfrist von drei Monaten. § 42a Absatz 2 Satz 2 bis 
4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen gilt entsprechend.“

2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

   „8. § 34c Absatz 1 Nummer 2 Gewerbeordnung 
(Darlehensvermittlung),“

 b)   Nach Nummer 10 werden folgende Nummern 11 
bis 13 eingefügt:

   „11. § 34f Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung 
(Finanzanlagenvermittlung),

   12. § 34h Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung 
(Honorar-Finanzanlagenberatung),

   13. § 34i Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung (Im-
mobiliardarlehensvermittlung) und“

 c)  Die bisherige Nummer 11 wird Nummer 14.

3.   In § 3 Absatz 2 wird die Angabe „2012“ durch die An-
gabe „2018“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft
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Düsseldorf, den 25. April 2017

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Für den Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

– GV. NRW. 2017 S. 551

223

Dreizehnte Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Bildung 

von regierungsbezirksübergreifenden 
Schuleinzugsbereichen für Bezirksfachklassen

des Bildungsgangs Berufsschule an Berufskollegs
Vom 23. April 2017

Auf Grund des § 84 Absatz 3 des Schulgesetzes NRW 
vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), der durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 27. Juni 2006 (GV. NRW. S. 278) 
neu gefasst worden ist, verordnet das Ministerium für 
Schule und Weiterbildung:

Artikel 1

Die Anlage der Verordnung über die Bildung von regie-
rungsbezirksübergreifenden Schuleinzugsbereichen für 
Bezirksfachklassen des Bildungsgangs Berufsschule an 
Berufskollegs vom 14. Juli 2005 (GV. NRW. S. 677), die 
zuletzt durch Verordnung vom 25. Mai 2016 (GV. NRW. 
S. 289) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.   Die Zeile „Buchhändler/Buchhändlerin“ am Karl-
Schiller-Berufskolleg der Stadt Dortmund wird ge-
strichen.

 2.   In der Zeile „Buchhändler/Buchhändlerin“ wird die 
Spalte „Schuleinzugsbereich“ wie folgt gefasst:

 „Land Nordrhein-Westfalen“

 3.   In der Zeile „Elektroniker für Informations- und 
Systemtechniker“ am Heinz-Nixdorf-Berufskolleg 
wird die Spalte „Schuleinzugsbereich“ wie folgt ge-
fasst:

 „Land Nordrhein-Westfalen“

 4.   In der Zeile „Fachangestellter/Fachangestellte für 
Markt- und Sozialforschung“ wird in der Spalte 
„Bemerkungen“ das Wort „auslaufend“ eingefügt.

 5.   Nach der Zeile „Fachangestellter/Fachangestellte“ 
für Markt- und Sozialforschung“ werden folgende 
Wörter eingefügt:

  Spalte „Ausbildungsberuf“  „Fachangestellter/ 
Fachangestellte für 
Markt- und Sozial-
forschung“

  Spalte „Schule“  „Berufskolleg Joseph-
DuMont der Stadt 
Köln“

  Spalte „Schuleinzugsbereich“  „Land Nordrhein-
Westfalen“

 6.   Nach der Zeile „Graveur/Graveurin“ werden folgen-
de Wörter eingefügt:

  Spalte „Ausbildungsberuf“  „Hörakustiker/ 
Hörakustikerin“

  Spalte „Schule“  „Friedrich-Albert-
Lange Berufskolleg 
der Stadt Duisburg“

  Spalte „Schuleinzugsbereich“  „Regierungsbezirke 
Düsseldorf, Köln“

  Spalte „Ausbildungsberuf“  „Hörakustiker/ 
Hörakustikerin“

  Spalte „Schule“  „Max-Born-Berufs-
kolleg der Stadt 
Recklinghausen“

  Spalte „Schuleinzugsbereich“  „Regierungsbezirke 
Arnsberg, Detmold, 
Münster“

 7.   Die Zeile „Modenäher/Modenäherin“ wird gestri-
chen.

 8.   Die Zeile „Modeschneider/Modeschneiderin“ wird 
gestrichen.

 9.   Die Zeile „Pfl anzentechnologe/Pfl anzentechnologin“ 
wird gestrichen.

10.   In der Zeile „Technischer Systemplaner/Technische 
Systemplanerin (Fachrichtung Versorgungs- und 
Ausrüstungstechnik)“ wird die Spalte „Schulein-
zugsbereich“ wie folgt gefasst:

 „Regierungsbezirke Arnsberg, Detmold, Düsseldorf“

11.   Nach der Zeile „Technischer Zeichner/Technische 
Zeichnerin (Fachrichtung Stahl- und Metallbautech-
nik)“ werden folgende Wörter eingefügt:

  Spalte „Ausbildungsberuf“  „Textil- und Mode-
näher/Textil- und 
Modenäherin“

  Spalte „Schule“  „Elly-Heuss-Knapp-
Schule, Berufskolleg 
der Stadt Düsseldorf“

  Spalte „Schuleinzugsbereich“  „Regierungsbezirke 
Arnsberg, Düsseldorf, 
Münster“

  Spalte „Ausbildungsberuf“  „Textil- und Mode-
schneider/Textil- und 
Modeschneiderin“

  Spalte „Schule“  „Elly-Heuss-Knapp-
Schule, Berufskolleg 
der Stadt Düsseldorf“

  Spalte „Schuleinzugsbereich“  „Regierungsbezirke 
Arnsberg, Düsseldorf, 
Münster“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2017 in Kraft.

Düsseldorf, den 23. April 2017

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Sylvia  L ö h r m a n n

– GV. NRW. 2017 S. 552
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